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 Damals ging ein – wenn 
auch noch nicht ganz so lauter 
– Aufschrei durch Nordrhein-
Westfalen als Gaby Behler (Bil-
dungsministerin) im Novem-
ber ihr Studienkontenmodell 
vorstellte und dessen Ein-
führung für spätestens 2004 
ankündigte. Hinzu kam die 
europaweite Protestwoche 
anlässlich des EU-Gipfels in 
Laeken bei Brüssel. An zahl-
reichen Schulen und Hoch-
schulen in Europa wurde im 
Zeitraum vom 11. bis zum 14. 
Dezember gestreikt. Zudem 
gab es viele Aktionen und 
Demos. Zu einem großen 

Erste Worte
Liebe LeserInnen, die erste Anregung zu 
diesem Reader waren die Proteste am Rande 
des EU-Gipfels im Dezember 2001.

Teil richtete sich der Protest 
gegen das GATS (internationa-
les Handelsabkommen) und 
die Kommerzialisierung von 
Bildung. 

So verschieden die Pro-
bleme der Studierenden und 
SchülerInnen auf den ersten 
Blick erscheinen, so sind sie 
sich auf den zweiten Blick doch 
ähnlich. Eines jedenfalls haben 
sie alle gemeinsam: Was derzeit 
in allen EU-Ländern an soge-
nannten Reformen auf den 
Weg gebracht wird, führt mehr 
und mehr zu einem vollstän-
dig entdemokratisierten, von 

oben „gemanageten“, eigen-
finanzierten, privatisierten, 
Kapitalinteressen geopferten, 
auf Produktivität ausgerichte-
ten Bildungswesen, das keine 
freie Lehre und Forschung, 
sondern die Invenstition ins 
eigene Humankapital erlaubt – 
vorausgesetzt das Portemon-
naie ist dick genug. Was dies 
alles mit dem rätselhaften Wort 
„GATS“ zu tun hat, erfahrt ihr 
in diesem Reader. 

Wir hoffen, dass der eine 
oder andere Text für euch 
eine interessante Diskussions-
grundlage bietet.

Für Fragen oder Kritik könnt 
ihr an friedeninternat@asta-
bochum.de mailen.
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 Der 16. April ist tatsächlich 
ein schwarzer Tag für die EU-
Kommission. Stellten doch 
Attac und die Amsterdamer 
Organisation Corporate Eu-
rope Observatory (CEO) 
geheime Papiere aus dem 
wenig bekannten 133er Aus-
schuss ins Internet. Tags darauf 
machte die rund 1000seitige 
Wunschliste der EU Schlag-
zeilen auf der Titelseite des 
britischen „Guardian“. Die 
Blamage für die Kommission 
war perfekt. 

Keinen Stein ließen die 
Brüsseler Freihändler auf dem 
anderen bei ihrer Suche nach 
neuen Märkten für die europä-
ische Dienstleistungsindustrie. 
Akribisch werden für jedes 
der 29 Länder noch die letzten 
möglichen Handelshemmnisse 
aufgelistet, deren Abschaffung 
die EU fordert. Elf verschie-
dene Dienstleistungssektoren 
stehen auf der Wunschliste, 
darunter freiberufliche und 
unternehmensnahe Dienste, 

GATS: 
Die Liberalisierungs-
offensive der EU
Vermarktung als Allheilmittel?

„We are not amused.“ Säuerlich verziehen die Beam-
ten der Brüsseler Generaldirektion für Handel die 
Miene, wenn sie auf die durchgesickerten Verhand-
lungsdokumente angesprochen werden, in denen die 
EU die radikale Öffnung der Dienstleistungsmärkte 
in 29 Ländern fordert.

Bau- und Finanzdienstleistun-
gen, Groß- und Einzelhandel, 
Tourismus und Transport. 
Aber auch die in vielen Län-
dern noch staatlich geschütz-
ten Bereiche wie Post und Tele-
kommunikation, Abfallbesei-
tigung und Recycling, Wasser- 
und Energieversorgung sollen 
für rosinenpickende Multis 
geöffnet werden. 

Die GATS-Attacke

Die jetzt bekannt geworde-
nen Dokumente betten sich in 
die neue Liberalisierungsrunde 
ein, auf die sich die Mitglie-
der der Welthandelsorganisa-
tion WTO bei ihrer letztjäh-
rigen Ministerkonferenz in 
Doha/Katar einigten. Teil 
des überaus umfangreichen 
Verhandlungspakets ist auch 
das Dienstleistungsabkommen 
GATS (General Agreement on 
Trade in Services), das 1995 
in das Vertragswerk der WTO 

aufgenommen wurde. Anfang 
2000 sind im Rahmen der 
WTO Neuverhandlungen des 
GATS begonnen worden, deren 
Abschluss mit dem geplanten 
Ende der neuen Welthandels-
runde am 1.1.2005 zusammen-
fallen soll. Ob dieser Termin 
aber eingehalten werden kann, 
ist mehr als fraglich. 

Der Regelungsumfang des 
GATS ist atemberaubend und 
umfasst zusätzlich zu den von 
der EU in ihren Geheimpa-
pieren aufgelisteten Sektoren 
noch die medizinischen und 
soziale Dienste sowie Bildung 
und Kultur. Kein Dienstlei-
stungssektor ist grundsätzlich 
ausgenommen. Alle sollen 
sie den WTO-Prinzipien des 
Marktzugangs und der Gleich-
behandlung in- und ausländi-
scher Anbieter unterworfen 
werden. Die besondere Brisanz 
liegt dabei darin, dass Dienst-
leistungsmärkte weniger durch 
klassische Handelshemmnisse 
wie Zölle geschützt werden, 
sondern vor allem durch 
innerstaatliche Regelungen wie 
Gesetze, Verordnungen, öko-
logische Normen oder soziale 
Standards. Ziel der GATS-Ver-
handlungen ist es aber, sämt-
lichen innerstaatlichen Rege-

.:: Thomas Fritz: Die Liberalisierungsoffensive der EU ::.
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lungen ein möglichst enges 
Korsett verbindlicher Rah-
menrichtlinien anzulegen. 

Gerade die öffentlichen 
Dienste müssen mit verschärf-
tem Wettbewerbsdruck rech-
nen. Denn sobald sie in Kon-
kurrenz zu privaten Anbietern 
erbracht werden, was vielfach 
ohnehin schon der Fall ist, 
fi ndet das Abkommen Anwen-
dung. Das GATS zielt dabei 
u.a. darauf ab, dass staatliche 
Unterstützungen für öffentli-
che Dienste in gleichem Maße 
ausländischen Privatanbie-
tern gewährt werden. Effekt 
dieser zunehmenden privat-
wirtschaftlichen Konkurrenz 
ist aber, dass die für gemein-
wohlorientierte Leistungen 
verfügbaren öffentlichen Mittel 
weiter sinken werden. Aber 
auch die Möglichkeit einer 
gewissen politischen Steuerung 
staatlicher Investitionen ist 
durch das GATS bedroht, da 
die öffentliche Auftragsvergabe 
ebenfalls liberalisiert werden 
soll. All die negativen Erfah-
rungen mit bisherigen Libe-
ralisierungen und Privatisie-
rungen öffentlicher Dienste – 
Qualitätseinbußen, Preisstei-
gerungen, erschwerter Zugang, 
Entlassungen, Lohnsenkun-
gen, prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse – bleiben dabei, 
wie so oft, unberücksichtigt. 

Warum das so ist, 
erklärt die EU-Kom-
mission: „Das GATS 
ist in erster Linie 
ein Instrument zum 
Wohle der Unterneh-
men.“

Der Zeitplan der 
GATS-Verhandlungen 
sieht vor, dass bis Ende Juni 
2002 alle WTO-Mitglieder 
ihre Marktöffnungsforderun-
gen bei der WTO einreichen 
müssen. Was die EU von einem 
Teil ihrer Handelspartner for-
dert, ist nun bekannt gewor-
den. Unbekannt ist aber noch, 
welche Zugeständnisse die EU 
von der Mehrheit der ärmeren 
Entwicklungsländer erwartet 
und welche konkreten Libe-
ralisierungswünsche andere 
WTO-Mitglieder an die EU 
adressieren. Die anschließende 
Verhandlungsphase ist daher 
besonders brisant. Bis Ende 
März 2003 müssen die WTO-
Mitglieder angeben, in wel-
chen Bereichen sie zu Zuge-
ständnissen bereit sind und 
ihre Märkte für ausländische 
Anbieter öffnen wollen. 

Die willigen Diener der 
Industrie

Die Dokumente aus dem 
Brüsseler 133er Aus-
schuss, dieser koordi-
niert die europäische 
Außenhandelspolitik, 
sind ein Musterbei-
spiel für die Verfi lzung 
nationaler und euro-
päischer Staatsappa-
rate mit der Pri-
vatwirtschaft. Wie 
kommen solche Pa-

piere zustande? Zunächst 
erstellt die Generaldirektion 
Handel erste Entwürfe der 
GATS-Forderungen, die im 
133er Ausschuss diskutiert und 
mit den nationalen Haupt-
städten abgestimmt werden. 
Die zuständigen Ministerien 
der EU-Staaten können Ergän-
zungen vornehmen. Das deut-
sche Wirtschaftsministerium 
schickte dazu Teile der Ent-
würfe an ausgewählte Wirt-
schaftsverbände mit der Bitte 
um Stellungnahme. Die Gene-
raldirektion Handel sammelt 
schließlich die Forderungen 
der nationalen Hauptstädte 
und erstellt verfeinerte Forde-
rungslisten, die abermals in 
die nationale Abstimmung 
gehen. Die endgültigen Forde-
rungen werden schließlich bei 
der WTO eingereicht. 

Ob die Übermittlung der 
Entwürfe an die Industrie 
überhaupt rechtens ist, darf 
bezweifelt werden. Die Mit-
gliedstaaten wurden nämlich 
ersucht sicherzustellen, dass 
die Listen „nicht öffentlich 
zugänglich gemacht“ und „nur 
an zuständige Offi zielle wei-
tergeleitet“ werden. Daran hat 
sich das deutsche und manch 
anderes Wirtschaftsministe-
rium aber nicht gehalten. In 
einer Antwort auf eine kleine 
Anfrage der PDS räumt die 
Bundesregierung ein, sie habe 
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Elemente der Entwürfe an 
„einzelne, sachlich unmittel-
bar betroffene Wirtschaftsver-
bände“ übermittelt, aufgrund 
ihres „vertraulichen Charak-
ters“ seien sie aber „nicht zu 
einer breiten Verteilung geeig-
net“. Vertraulichkeit im Sinne 
der Bundesregierung gilt also 
nicht gegenüber der Industrie, 
diese genießt vielmehr Privi-
legien staatlicher Unterhänd-
ler, sondern ausschließlich 
gegenüber der interessierten 
Öffentlichkeit. 

Entwicklungspolitische 
Bekenntnisse werden zu 

Makulatur

Der Dienstleistungsindu-
strie stehen aber nicht nur 
die Beamten nationaler Mini-
sterien zu Diensten, sondern 
auch diejenigen der EU-Kom-
mission. Um den Informati-
onsfl uss zwischen Kommission 
und Industrie in Sachen GATS 
zu optimieren, wurde 1999 
das European Services Forum 
(ESF) gegründet. 

Wie Dietrich Barth, ein 
hoher Beamter der Generaldi-
rektion Handel, unverblümt 
feststellt, ist das ESF „eine 
privatwirtschaftliche Orga-
nisation der Dienstleistungs-
wirtschaft, die eng mit der 
EU-Kommission zusammen-
arbeitet, um die offensiven und 
eventuelle defensive Handels-
interessen der Gemeinschaft zu 
defi nieren und die Kommis-
sion zu beraten“. Entsprechend 
fi nden sich zahlreiche der ESF-
Forderungen in den durchge-
sickerten Verhandlungsdoku-
menten wieder, so die vollstän-

dige Niederlassungsfreiheit 
im Ausland oder der unbe-
hinderte Einsatz von „Schlüs-
selpersonal“ an sämtlichen 
Konzernstandorten. 

Die entwicklungspoliti-
schen Bekenntnisse der EU 
verkümmern zur Farce, wenn 
die europäischen GATS-Forde-
rungen zum Maßstab genom-
men werden. Vom krisenge-
schüttelten Argentinien wird 
der Verzicht auf Quellensteu-
ern erwartet, welche auf die 
grenzüberschreitende Kredit-
vergabe im Bank- und Ver-
sicherungsgewerbe erhoben 
werden. Besonders weitrei-
chende Lockerungen erwartet 
die EU von denjenigen Län-
dern, die sich mithilfe konse-
quenter Kapital-
verkehrskon-
trollen gegen 
die Ansteckung 
durch die asia-
tische Finanz-
krise von 97/98 
schützen konn-
ten, vor allem 
Indien, Malay-
sia und China. 
So soll Malay-
sia den Handel mit der inlän-
dischen Währung Ringgit und 
mit Fremdwährungen voll-
ständig freigeben, obwohl 
gerade Beschränkungen des 
Devisenhandels eine wichtige 
Maßnahme im Kampf gegen 
Finanzkrisen darstellen. Von 
Indien und China verlangt 
die EU die Zulassung äußerst 
riskanter innovativer Finanz-
instrumente, der sogenannten 
Derivate. Der Großteil der 
Derivate wird nicht aufsicht-
lich reguliert und hat schon 
häufig bei Finanzcrashs eine 
Rolle gespielt, so beim Zusam-

menbruch des berüchtigten 
US-Investmentfonds Long 
Term Capital Management. 
Die Philippinen sollen gar 
den Offshore-Töchtern aus-
ländischer Banken, diese haben 
ihren Sitz für gewöhnlich in 
vollkommen unregulierten 
Steueroasen, Geschäfte in ein-
heimischer Währung ermög-
lichen. Gerade auf diesem Weg 
fi nden aber die krisenverschär-
fenden Spekulationen gegen 
Schwachwährungen statt. 

Bei Durchsicht der EU-For-
derungen wird klar, dass das 
GATS zu Recht als „Klon“ des 
1998 gescheiterten multila-
teralen Investitionsabkom-
mens (MAI) bezeichnet wird. 
Durchgängig verlangt die EU, 

dass gerade entwicklungspoli-
tisch sinnvolle Aufl agen gegen-
über ausländischen Investoren 
geschleift werden. So erlauben 
viele Länder in bestimmten 
Sektoren keine Übernahmen 
sondern lediglich Gemein-
schaftsunternehmen mit loka-
len Firmen (Joint Ventures), 
was einheimische Beschäfti-
gung sichern und einen Tech-
nologietransfer ermöglichen 
soll. Um einheimische Arbeits-
kräfte nicht nur in niedrigen 
Positionen zu beschäftigen, 
begrenzen viele Länder die 
Zahl der Ausländer im 
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Management von Niederlas-
sungen. Um marktbeherr-
schende Stellungen zu verhin-

dern, wird häufi g die Anzahl 
von Zweigstellen begrenzt, die 
ein ausländischer Konzern im 
Inland errichten darf. Weitere 
Beschränkungen betreffen die 
Höhe ausländischer Beteili-
gungen, den Rücktransfer von 
Gewinnen oder den Erwerb 
von Grund und Boden. Die EU 
fordert, dass all diese durchaus 
sinnvollen Investitionsaufl agen 
beseitigt werden. 

Zweiklassensysteme bei 
den Versorgern

Auch in umweltpolitisch 
sensiblen Bereichen kennt 
der europäische Exporthunger 
keine Grenzen. Weitreichende 
Marktöffnungen streben die 
europäischen Unterhändler 
beispielsweise im Energiesek-
tor an, ein Bereich, der bisher 
noch gar nicht als eigenstän-
diger GATS-Sektor existiert. 
Die Wunschliste reicht von 
der Erkundung (Exploration) 
potenzieller Energiequellen, 
über den Bau von Anlagen, 
Pipelines und Stromnetzen, 
das Betreiben von Transport- 
und Übertragungsnetzen, den 

Groß- und Einzelhandel mit 
Energieprodukten bis hin zur 
Stillegung von Produktions

stätten. Auch die 
Wasserver- und 
e n t s o r g u n g 
haben Kommis-
sion und Indu-
strie als euro-
päisches Han-
de l s in teres se 
definiert. Ein-
f l u s s r e i c h e 
Lobbyisten sind 
die französi-
schen Welt-
marktführer im 

Wasserbereich Vivendi und 
Suez. Aber auch deutsche 
Unternehmen wie RWE, Aqua-
Mundo, die E.ON-Tochter 
Gelsenwasser oder Berlinwas-
ser International werden mit 
Exportbürgschaften, Entwick-
lungshilfegeldern und durch 
Übernahmen kommunaler 
Wasserwerke für den Welt-
markt fi tgemacht. Wichtig also, 
dass Handels- und Investiti-
onshemmnisse auch im Was-
serbereich fallen. Die EU for-
dert daher die vollständige 
Marktöffnung für Wasser-
sammlung, -klärung und -ver-
trieb sowie für die Bereitstel-
lung sanitärer Anlagen. 

Die öffentlichen Versor-
gungsunternehmen, sei es im 
Energie-, Wasser- oder auch im 
Telekommunikationssektor, 
werden von den Freihandelsa-
pologeten notorisch schlecht-
geredet. Anders lassen sich 
ausländische Kapitalbeteili-
gungen, denen (Teil-) Priva-
tisierungen vorauszugehen 
haben, offensichtlich nicht 
rechtfertigen. So werden 
öffentliche Unternehmen als 
ineffi zient, korrupt und 

kostenfressend beschrieben, 
ohne ernsthaft nachzuweisen, 
warum all dies auf private 
Unternehmen nicht genauso 
zutrifft. Gerade qualitative 
Aspekte, wie der kostengün-
stige Zugang aller Bevölke-
rungsgruppen zu lebensnot-
wendigen und hochwertigen 
Diensten, spielen im Kalkül 
der Liberalisierer überhaupt 
keine Rolle. So sind die meisten 
transnationalen Konzerne nur 
in der Lage standardisierte 
High-Tech-Lösungen anzu-
bieten, die kostengünstigere 
Alternativen wie z.B. angepas-
ste Technologien verdrängen. 
Da öffentliche Versorgungsun-
ternehmen oftmals Monopol-
stellungen innehaben, führt die 
Marktöffnung zudem häufig 
zur Auswechselung öffentli-
cher durch private Monopole, 
wobei die Gewinnerwartun-
gen der privaten Betreiber 
notorisch in Konfl ikt zu einer 
kostengünstigen Grundver-
sorgung geraten. Arme Bevöl-
kerungsgruppen sind nun 
einmal mangels Kaufkraft 
keine attraktive Zielgruppe 
privatwirtschaftlicher Unter-
nehmen. 

Als besonderes Risiko 
kommt beim GATS hinzu, 
dass sämtliche staatliche Auf-
lagen, seien diese nun umwelt-, 
sozial- oder entwicklungspoli-
tisch motiviert, mittels eines 
„Notwendigkeitstests“ darauf-
hin überprüft werden sollen, 
ob sie „ungerechtfertigte Han-
delshemmnisse“ darstellen. 
Gegen derartige Handelsbe-
schränkungen könnte dann 
vor dem WTO-Schiedsgericht 
geklagt werden. Bei der WTO 
wurde eine spezielle Arbeits-
gruppe über innerstaatliche 
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Regulierungen eingesetzt, die 
sich u.a. mit der Entwicklung 
dieses Notwendigkeitstests 
befasst. 

Bildung und Gesundheit 
unter dem Hammer

Zwar hat die EU bisher 
keine Forderungen im Bil-
dungs- und Gesundheitswe-
sen an die 29 Länder gerich-
tet, dennoch wird es auch in 
diesen Bereichen zu GATS-
Verhandlungen kommen, da 
andere WTO-Mitglieder hier 
dezidierte Interessen artikulie-
ren. Dies wird ab Juli dieses 
Jahres auch innenpolitisch 
relevant, denn dann muss die 
EU ihre Liberalisierungsange-
bote aushandeln. Dabei hat die 
EU sowohl im Bildungs- wie 
auch im Gesundheitssektor 
schon GATS-Verpfl ichtungen 
übernommen, wie der gemein-
samen Verpfl ichtungsliste der 
Europäischen Gemeinschaf-
ten entnommen werden kann. 
Wenn es nach den Wünschen 
der US-amerikanischen 
Dienstleistungsindustrie geht, 
müssten diese aber noch 
erheblich ausgeweitet werden. 
Der Zusammenschluss der US-
Dienstleistungsindustrie, die 
Coalition of Service Industries 

(CSI), bringt das für sie ärger-
lichste Handelshemmnis im 
Gesundheitswesen wie folgt 
auf den Punkt: „Die öffentliche 
Trägerschaft der Gesundheits-
versorgung erschwert privaten 
US-amerikanischen Gesund-
heitsanbietern den Zutritt auf 
die ausländischen Märkte.“ 

Besonders stark ist das 
Interesse, staat-
liche Subventio-
nen des öffent-
lichen Bildungs- 
und Gesundheits-
systems in private 
Taschen umzulei-
ten. So kritisiert 
die US-Regierung 
beispielsweise die 
„Intransparenz“ 
bei der Vergabe 
staatlicher Sub-
ventionen für tertiäre Bil-
d u n g s d i e n s t l e i s t u n g e n , 
Erwachsenenbildung und 
berufl iche Weiterqualifi zierun-
gen. Die WTO sekundiert und 
stellt nüchtern fest, dass in den-
jenigen Sektoren, in denen wie 
im Krankenhaussektor staatli-
che und private Träger neben-
einander existieren, „Subven-
tionen und ähnliche ökono-
mische Vergünstigungen unter 
die Verpflichtung zur Inlän-
derbehandlung fallen.“ Aus-
ländischen Privatanbietern 

müsste folglich 
der gleichbe-
rechtigte Zugang 
zu sämtlichen 
Unterstützungs-
m a ß n a h m e n 
gewährt werden, 
welche sonst nur 
ö f f e n t l i c h e n 
bzw. im öffent-
lichen Auftrag 
tätigen Anbie-

tern zustehen. Würden die 
öffentlichen Mittel tatsächlich 
noch mehr als bisher zugun-
sten kostenpflichtiger, auf 
zahlungskräftige Kundschaft 
ausgerichtete Privatanbieter 
umgelenkt, wären frei zugäng-
liche staatliche Bildungs- und 
Gesundheitssysteme zweifel-
los unfi nanzierbar. Zu Recht 
formiert sich daher der welt-

weite Widerstand gegen die 
ungehemmte Liberalisierung 
der Dienstleistungsmärkte. 
Soziale Bewegungen, Gewerk-
schaften und Nichtregierungs-
organisationen sind maßgeb-
liche TrägerInnen dieses Pro-
tests. In der Bundesrepublik 
formiert sich ein breites Wider-
standsbündnis auf Initiative 
des globalisierungskritischen 
Netzwerks Attac. Studierende 
organisieren sich europaweit 
in dem Bündnis „Education 
is not for sale“. Da die Dienst-
leistungsliberalisierung derart 
stark in das alltägliche Leben 
eingreift, ist zu hoffen, dass 
diese Ansätze sich noch deut-
lich ausweiten werden. 

Thomas Fritz
WEED (Weltwirtschaft, Ökolo-
gie und Entwicklung), Berlin
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Nicht die Werbetafeln von 
Coca Cola und Mac Donalds 
auf Schulhöfen oder der Spon-
sorenhinweis auf den Lebens-
mittelhändler am Anfang der 
Chemiestunde werden die Bil-
dungseinrichtungen weltweit 
dramatisch verändern, son-
dern die Regeln der Welthan-
delsorganisation WTO. 

„Die Qualität der deutschen 
Bildung steht auf dem Spiel“, 
fürchten DGB-Vorstandsmit-
glied Heinz Putzhammer und 
die GEW-Vorsitzende Eva-
Maria Stange. Die Gewerk-
schafter malen aus, dass unter 
der weltweiten Öffnung des 
Bildungsmarktes die Güte 

Hohelied auf den 
ganz und gar freien 
Bildungsmarkt
Bildung ist keine Ländersache

Die Regeln der Welthandelsorganisation WTO 
werden Schulen und Hochschulen in Deutsch-
land durcheinander wirbeln

deutscher Bildung noch mehr 
leiden könnte.

1994 wurde das GATS-
Abkommen geschlossen, das 
„General Agreement on Trade 
in Services“. Die mittlerweile 
142 Mitgliedsstaaten der WTO 
verpfl ichten sich darin, beim 
Handel mit Dienstleistungen 
ausländische Anbieter Inlän-
dern gleichzustellen und keine 
Handel sbeschränkungen 
bestehen zu lassen. Zu den frei 
zu handelnden Dienstleistun-
gen gehören auch Gesund-
heitsdienste und Bildung, 
sofern sie nicht ausschließlich 
hoheitlich, also vom Staat, 
geleistet werden. 

Nach den 
Protesten der 
Globalisierungs-
kritiker in Seattle 
wollte die GEW-
Chefi n Stange 
vom Bundesbil-
d u n g s m i n i -
sterium wissen, 
wie die Bundes-
regierung zu der 
mit GATS einge-

leiteten Liberalisierung des 
Bildungshandels stehe. Die 
lapidare Antwort: Öffnung des 
Bildungsmarktes sei unaus-
weichlich, das Wirtschaftsmi-
nisterium befasse sich mit dem 
Problem.

Die Bundesregierung und 
erst recht die Kultusminister-
konferenz hätten dieses Thema 
verschlafen, kritisierte Gerd 
Köhler, das für Hochschulen 
und Forschung zuständige 
GEW-Vorstandsmitg l ied, 
schon vor einem Jahr. Die 
Gewerkschaft hatte ein Gut-
achten bei dem Kasseler Poli-
tologen Christoph Scherrer 
in Auftrag gegeben, das die 
Auswirkungen der GATS-Ver-
handlungen auf die Bildung 
analysieren sollte. Ein Fazit: 
In einem „gemischten System“ 
wie in Deutschland, wo es kein 
Staatsmonopol für Bildungs-
dienstleistungen gibt und Kin-
dergärten, Hochschulen und 
vor allem die Erwachsenenbil-
dung immer stärker auch von 
Privaten betrieben werden, 
gelten die Freihandelsregeln. 

Jeder Regierung stand es 
beim Abschluss des Abkom-
mens frei zu defi nieren, welche 
Handelsbereiche sie den GATS-
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Regeln unterwerfen will. Die 
EU-Kommission hat für ihre 
Mitgliedsländer dem Freihan-
del mit Bildung viel großzü-
giger zugestimmt als andere 
Staaten. Vom Kindergarten 
bis zur Erwachsenenbildung - 
alles steht Anbietern aus dem 
Ausland offen. Mit GATS wird 
die Regel, Ausländer wie Inlän-
der zu behandeln, völkerrecht-
lich verbindlich. Sieht bei-
spielsweise die US-Regierung 
ihre Universitäten auf dem 
deutschen Markt benachtei-
ligt, kann sie Kompensation 
verlangen. 

GATS unterscheidet vier 
Arten des Handels. Die heute 
wichtigste: der Handel über 
das Internet. Virtuelle Hoch-
schulen bieten ihre Kurse welt-
weit im Netz an. Im Unter-
schied zu mittlerweile schon 
klassischen Fernuniversitäten 
wie der in Hagen gibt es nicht 
einmal mehr eine Anwesen-
heitsphase; auch die Abschlus-
sarbeiten werden übers Netz 
abgenommen. Die Bundesre-
publik hat keine Möglichkeit, 
Zusatzregeln aufzuerlegen, 
eigene Qualitätsstandards vor-
zuschreiben. Das wären nicht-
tarifäre Handelshindernisse, 
die nach GATS überprüft und 
abgebaut werden müssen.

Aber GATS 
lässt auch zu, 
dass auslän-
dische Bil-
dungsfirmen 
auf dem ein-
heimischen 
Markt tätig 
werden - zum 
Beispiel die 
International 
U n i v e r s i t y 

Bremen als Franchise-Betrieb 
der Rice-University in Texas. 
Die Eröffnung der Bremer 
Universität war eine freie Ent-
scheidung des Bremer Senats. 
Mehr Internationalität ist poli-
tisch erwünscht, und auch 
die kräftige Subventionierung 
ist nicht erzwungen worden. 
Doch GATS bindet die Regie-
rungen an ihre einmal unter-
schriebenen „Commitments“ - 
sie lassen sich nicht aus politi-
schen Erwägungen einschrän-
ken oder zurücknehmen.

Die volle Gleichstellung 
ausländischer Anbieter würde 
bedeuten, dass sie auch auf 
Gleichbehandlung bei Subven-
tionen klagen könnten wie 
einheimische Anbieter. Also: 
Ausländische Hochschulfi lia-
len hätten Anspruch auf 
Mittel nach dem Hochschul-
bauförderungsgesetz, ja, sie 
könnten überprüfen lassen, 
ob das kosten-
lose Studium in 
D e u t s c h l a n d 
nicht ein durch 
S u b v e n t i o -
nierung herbei-
geführtes Dum-
ping-Angebot 
ist, das den 
F r e i h a n d e l s -
regeln wider-

spricht. Auch private Schul-
fi rmen, die es in den USA 
seit langem gibt, könnten die 
Finanzierungsregeln für Kin-
dergärten und Schulen über-
prüfen lassen. Dass dies alles 
noch nicht geschehen ist, liegt 
an einer Ausnahmeklausel, 
die die Europäische Union 
in den Vertrag aufnehmen 
ließ: Ihre Staaten behalten sich 
vor, Schulen und Hochschulen 
nach eigenem Gutdünken zu 
subventionieren. 

Doch diese Klausel hat ein 
klares Verfallsdatum, zumal 
staatliche Finanzierung von 
Bildung nur noch eine Aus-
nahme, nicht die Regel ist. 
Diese Ausnahmen sind laut 
GATS-Vertrag nur für zehn 
Jahre gültig. Derzeit beginnen 
Verhandlungen darüber, wie 
die Verträge ab 2005 gestaltet 
sein sollen. Die EU wird 
ihren Vorbehalt zumindest 
einschränken müssen. 

Bisher haben nur die drei 
großen Bildungsexportländer, 
die USA, Australien und Neu-
seeland, Vorstellungen entwik-
kelt, wie der Bildungsmarkt 
weiter liberalisiert werden soll. 
Sie wollen den Markt für 
Bildungs- und Testagenturen 
öffnen, also für Firmen, die 
nicht nur Beratung und Tests 

.:: Karl-Heinz Heinemann: Hohelied auf den ganz und gar freien Bildungsmarkt ::.
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für einzelne Kinder anbieten, 
sondern auch Evaluationen für 
die Schulen ganzer Regionen. 
Hier entsteht gerade ein neuer 
Markt. Die Prognose: Markt-
führer auf diesem Sektor, wie 
die Firma Testing Service in 
den USA, können ihre Stan-
dards weltweit durchsetzen. 
Nicht mehr Parlamente und 
Regierungen, Elternvertretun-
gen oder Selbstverwaltungsor-
gane der Hochschulen werden 
kontrollieren und Standards 
definieren, sondern Markt-
Monopolisten. Die GEW for-

dert nun, die Bundesregierung 
müsse bereits bindende Ver-
pfl ichtungen und ihre künftige 
Verhandlungsstrategie offen 
legen. So begrüßenswert inter-
nationaler Austausch sei, ein 
lediglich auf Profit ausge-
richteter globaler Bildungs-
markt unterlaufe diese positi-
ven Seiten der Globalisierung, 
befürchtet Eva-Maria Stange.

Nicht überraschend übri-
gens, dass sich unter dem 
Dach formaler Gleichheit der 
Marktteilnehmer sehr wohl 

ungleiche Machtverhältnisse 
verbergen: Der größte Bil-
dungsexporteur, die USA, die 
in den GATS-Verhandlungen 
vehement weitere Liberalisie-
rung fordern, lassen weder in 
ihren Schulen noch im Hoch-
schulsektor ausländische Kon-
kurrenz zu. 

Karl-Heinz Heinemann
freier Bildungsjournalist, 
Köln

GATS Info-Box 
Im Rahmen der Uruguayrunde der WTO 1994 wurde das völkerrechtlich 

verbindliche GATS-Abkommen („General Agreement on Trade in Services“) 
ins Leben gerufen, um den Unternehmensinteressen im boomenden Dienstlei-
stungsbereich nachzukommen. 

Drei zentrale Prinzipien des GATS sind „Market Access“, „National Treat-
ment“ und „Most-Favoured Nation“: Privaten AnbieterInnen ist der Zugang 
zu nationalen Märkten zu gewähren, inländische AnbieterInnen dürfen nicht 
gegenüber ausländischen bevorzugt werden (z.B. Subventionen) und

Zugeständnisse von Land A an eine/n Anbieter/in aus Land B müssen 
automatisch für alle anderen WTO-Mitgliedsstaaten gelten. Von Gesundheit 
bis Bildung reicht die Palette der Dienstleistungssektoren, die aufbauend auf 
dem Grundsatz „progressiver Liberalisierung“ immer weiter für private Anbie-
terInnen geöffnet werden sollen.

Das GATS verfügt über ein kompliziertes Klassifi kationsschema, in dem die 
einzelnen Mitgliedsstaaten gezielt Verpfl ichtungen zu Deregulierungen  einge-
hen können. Sobald Dienstleistungen der öffentlichen Hand auf „kommerziel-
ler Basis“ angeboten oder „im Wettwerb mit einem oder mehr Dienstleistungs-
erbringern“ erbracht werden, sind sie nicht mehr vom GATS ausgenommen. 
Die Defi nitionsmacht über diese vage Bestimmung obliegt im Zweifelsfall der 
WTO. Will ein Staat eine bereits eingegangene Verpfl ichtung zurückziehen, 
muss ab dem Zeitpunkt der Verpfl ichtung drei Jahre lang gewartet werden. 
Daraufhin müssen die anderen WTO-Mitglieder eine Entschädigung akzeptie-
ren, bevor eine Rücknahme erfolgen kann.
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Durch das GATS (General 
Agreement on Trade in Ser-
vices, ein Abkommen der Welt-
handelsorganisation, WTO) 
werden öffentliche Dienstlei-
stungen zu handelbaren Waren 
erklärt. Momentan wird im 
Rahmen des GATS über die 
Liberalisierung des Bildungs- 
und des Gesundheitssektors 
verhandelt. Für die EU-Mit-
gliedstaaten werden die Ver-
handlungen durch die euro-
päische Kommission geführt. 

Wer jetzt nicht handelt, 
wird verkauft
WTO aufhalten, GATS stoppen

Die EU hat bereits vor einigen 
Jahren der Öffnung ihrer 
Märkte für „public-private-
partnerships“ in den Bereichen 
Grundschulbildung, Schulbil-
dung, Hochschulbildung und 
Erwachsenenbildung zuge-
stimmt. Aber Anfang Juli 2002 
wurde bekannt, dass diese Öff-
nung nicht das Ende, sondern 
erst der Anfang einer weitge-
henden Liberalisierung des Bil-
dungswesens war. Angesichts 
der Tatsache, dass die EU-

Kommission in ihrer 
S t e l l u n g n a h m e 
„Towards GATS 2000“ 
GATS als „zuerst und 
v.a. ein Instrument 
zum Nutzen der Wirt-
schaft“ bezeichnet, 
können wir uns auch 
im Bildungsbereich 
auf einiges gefasst 
machen.

Die erste Phase der GATS 
2000 Verhandlungen ist voll-
endet. Im Juni dieses Jahres 
wurden von der EU Forderun-
gen an 109 WTO-Mitglied-
staaten gestellt, eine davon an 
die Vereinigten Staaten und 
zwar bezüglich des Bildungs-
bereichs. Die EU-Forderung 
an die USA beschränkt sich 
zwar auf privat finanzierte 
Bildungsangebote, jedoch wie 
die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) in 
einem Brief an das Bundesmi-
nisterium für Bildung und For-
schung und die Bund-Länder-
Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförde-
rung am 24. Juni schreibt: 

„Auch wenn sich diese For-
derungen an die USA richten 
und nach Ihren Aussagen nicht 
über bereits eingegangene Ver-
pfl ichtungen der Europäischen 
Union hinausgehen, so werden 
sie nicht ohne Folgewirkung 
auf weitere Verhandlungen im 
Bereich der Bildungsdienstlei-
stungen bleiben.“ 

Weiter heißt es in dem 
Brief: “Wir gehen davon aus, 
dass durch diese Forderung 
die Europäische Union unter 
Druck geraten wird, ihre eige-
nen Verpfl ichtungen für Bil-
dungsdienstleistungen auszu-
weiten. Getreu dem Prinzip: 

.:: René Schuijlenburg: Wer jetzt nicht handelt, wird verkauft ::.

„Wenn wir unseren Zugang zu anderen Märk-
ten verbessern wollen, können wir unsere 
geschützten Sektoren nicht verstecken. Wir 
müssen offen dafür sein, sie alle zu verhandeln, 
wenn wir die Chance auf ein großes Geschäft 
haben. Für die USA und für die EU bringt dies 
Schmerzen in einigen Sektoren mit sich, aber 
Gewinne in vielen anderen und ich denke, wir 
beide wissen, dass wir in den sauren Apfel 
beißen müssen, um zu bekommen, was wir 
wollen.“ (EU-Handelskommissar Pascal Lamy 
über die GATS-Verhandlungen, New York, 8. 
Juni 2000)
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Wer fordert, muss auch etwas 
bieten. Bereits eingegangene 
Verpflichtungen der Euro-
päischen Union sind sicher 
bereits abgegolten und können 
nicht als Argument dienen.“

Die Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung schrieb 
in einem Positionspapier vom 
5. April 2002, dass es Klarstel-
lungsbedarf gäbe bei der  Defi -
nition von „hoheitlich erbrach-
ten Dienstleistungen“ – das 
sind vom Staat auf nichtkom-
merzieller Basis und nicht 
in Konkurrenz zu privaten 
Anbietern erbrachte Dienstlei-
stungen –  und somit auch bei 
der Anspruchsberechtigung 
ausländischer Anbieter für 
staatliche Zuschüsse im Bil-
dungsbereich. Denn die GATS-
Verpflichtungen beinhalten 
unter anderem die Gleichbe-
handlung inländischer und 
ausländischer Anbieter, was 
bedeutet, dass jeder Anbieter 
vom Staat die gleichen 
Zuschüsse bekommen muss 
und keiner benachteiligt 
werden darf. Nach § I, Abs. 
3 (b) des GATS sind Dienst-
leistungen, die hoheitlich 
erbracht werden, von den 
GATS-Verpfl ichtungen ausge-
nommen. Nun ist die Frage, 
ob z.B. öffentliche Hochschu-

len tatsächlich 
„hoheitlich“ zu 
Verfügung ge-
stellt werden 
oder in Kon-
kurrenz zu pri-
vaten Hoch-
schulen und 
mit Hilfe von 
n icht s taa t l i -
chen Mitteln 
– und damit  

nicht „hoheitlich“ – existieren, 
noch nicht geklärt. Brisant 
dabei: Die Bundesregierung 
hat im August 2002 per Rechts-
verordnung die private Bil-
dungseinrichtung Internatio-
nal University Bremen (IUB) 
in die Anlage zum Hochschul-
bauförderungsgesetz aufge-
nommen. Damit kann die IUB 
ab Januar 2003 Mittel aus der 
Hochschulbauförderung des 
Bundes und der Länder teil-
haben. Bei der International 
University Bremen handelt es 
sich um eine deutsche Filiale 
der Rice University in Austin 
(USA). 

Obwohl die IUB eine Pri-
vatuniversität ist, wurde bereits 
ihre Gründung 1998/99 vom 
Bremer Senat mit 230 Millio-
nen Mark unterstützt. Das 
Engagement privater Investo-
ren wird dagegen mit ledig-
lich 70 Millionen Mark ange-
ben. Durch das 
oben beschrie-
bene Prinzip 
der Gleichbe-
h a n d l u n g 
können alle 
privaten Anbie-
ter bei Anträ-
gen auf staatli-
che Bezuschus-
sung von nun 
an auf die 

Aufnahme der IUB in die 
Anlage zum Hochschulbauför-
derungsgesetz verweisen. 

Was bedeutet dies alles?

Aus der Tatsache, dass die 
Verhandlungen erst angefan-
gen haben, lässt sich schlie-
ßen, dass die öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen in der 
EU jederzeit in die Verhand-
lungen miteinbezogen werden 
können. Sei es direkt oder indi-
rekt. Wenn z.B. die USA errei-
chen würde, dass private US-
amerikanische Bildungsein-
richtungen innerhalb der EU 
das Recht auf die gleichen 
staatlichen Zuschüsse bekom-
men, die die öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen erhalten, 
bedeutete dies künftig die Ver-
teilung der gleichen Summe 
über viel mehr Schulen und 
Hochschulen. Auch deutsche 
Privatanbieter im Bildungsbe-
reich werden versuchen staat-
liche Zuschüsse zu bekommen. 
Für die öffentlichen Einrich-
tungen wäre eine massive Kür-
zungswelle und damit eine 
noch größere Abhängigkeit 
von Privatgeldern die Folge. 
Auch Studiengebühren und 
ein selektives Zulassungssy-
stem wären die Konsequenz. 
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Das Handelsministerium der 
USA hat mehrmals klarge-
stellt, dass ihm die staatlichen 
Zuschüsse in den meisten EU-
Mitgliedstaaten ein Dorn im 
Auge sind.

An allen Fronten wird 
gearbeitet

Die EU verspricht sich von 
der Liberalisierung im Bil-
dungsbereich neue Export-
möglichkeiten und ist, wie im 
Zitat von Pascal Lamy deutlich 
wurde, bereit, dafür einiges 
in Kauf zu nehmen. Überall 
werden die Weichen gestellt: 
Bertelsmann hat gerade mit-
tels seines Think-Tanks CHE 
(Centrum für Hochschulent-
wicklung) in einer Studie (im 
Auftrag von der DAAD, Deut-
scher Akademischer Austausch 
Dienst, unter anderem aktiv 
im GATE-Germany www.gate-
germany.de) die Exportmög-
lichkeiten für deutsche Bil-
dungseinrichtungen unter-
sucht und räumt ihnen gute 
Chancen ein. Eine Marktöff-
nung durch GATS im Bil-
dungsbereich würde diese 
Möglichkeiten erheblich aus-
dehnen. Vor allem die soge-
nannten Süd-Länder (Ent-
wicklungsländer) werden ein 
hohen Preis zahlen. Die rei-
chen Länder aus dem Norden 
werden versuchen, Spitzenstu-
dierende von dort zu sich zu 
locken und innerhalb der Süd-
Länder den Bildungsmarkt zu 
übernehmen. Durch letzteres 
besteht die Möglichkeit, vor 
Ort die Art der Bildung und 
Bildungsinhalte zu beeinfl us-
sen oder gar festzulegen.

Bertelsmann ist auch Mit-
glied im ESF (European Ser-
vices Forum), einer Lob-
bygruppe der europäischen 
Dienstleistungsindustrie, die 
sich auf ihrer Webseite als wie 
folgt umschreibt: „The Euro-
pean Ser-
vices Forum 
(ESF) is a 
network of 
representa-
tives from 
the Euro-
pean ser-
vices sector 
committed 
to promo-
ting actively 
the interests 
of European 
services and 

.:: René Schuijlenburg: Wer jetzt nicht handelt, wird verkauft ::.

wenn die LehrerInnenschaft 
weniger Mitbestimmungsrechte 
hat, Unterricht dauerevaluiert 
wird (wobei die Kriterien der 
Evaluation hauptsächlich extern 
gesetzt werden sollen) und Schu-
len in einen Wettbewerb auf 

the liberalisation of services 
markets throughout the 
world in connection with the 
GATS 2000 negotiations.“ 
(www.esf.be) Das ESF hat 
bei der Gestaltung der GATS 
Forderungen der EU aktiv 
mitgewirkt.

Auch innerhalb Deutsch-
lands wird die Kommerzia-
lisierung von Bildung ener-
gisch vorangetrieben: Mit 
dem 1. August 2002 ist das 
Modellvorhaben „Selbstän-
dige Schule NRW“ an 238 
Schulen in Nordrhein-West-
falen gestartet. Diese Schulen 
sollen in fünf Arbeitsberei-
chen modellhaft demonstrie-
ren, dass Schulen quasi als 
unternehmensähnliche Ein-
richtungen besser funktio-
nieren, wenn SchulleiterIn-
nen Dienstvorgesetzte der 
LehrerInnenschaft sind, wenn 
Schulen Personal- und Sach-
mittelbewirtschaftung in 
Eigenregie betreiben können, 

einem ‚Bildungsmarkt‘ unter-
einander eintreten. Wesentliche 
Merkmale des Modellvorha-
bens sind zum einen das jeweils 
eigene Budget der Schulen, das 
ihnen erlaubt, für ihr Geld ent-
weder neue LehrerInnen einzu-
stellen oder Sachmittel oder 
Renovierungen etc. zu fi nanzie-
ren. Angesichts chronisch leerer 
öffentlicher Kassen besteht die 
Gefahr, dass Budgets nur zu 
halten sind, indem private 
Sponsoren an Land gezogen 
werden.

Die Stiftung hat übrigens 
bereits eigene Vorstellungen 
von Inhalten, die den Schüle-
rInnen vermittelt werden sollen: 
Erklärtes Ziel ihres Projekts 
“Wirtschaft in die Schule!” ist 
“Jugendliche mit ökonomischen 
Zusammenhängen vertraut zu 
machen und ihre Entwicklungs-
chancen, zum Beispiel auf dem 
Arbeitsmarkt, zu verbessern” 
(siehe http://www.ioeb.de/de/
projekte/wis/).  Weiter heißt es, 
„Nach erfolgreichem Verlauf 
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der viereinhalbjährigen Pilot-
phase sollen flächendeckend 
erprobte Materialien für mehr 
und besseren Wirtschaftsun-
terricht in den Schulen des 
Landes angeboten werden.“ 
Das von Bertelsmann-Stiftung, 
Heinz Nixdorf Stiftung, Lud-
wig-Erhard-Stiftung und dem 
Ministerium für Schule, Wis-
senschaft und Forschung NRW 
initiierte Projekt lief am 
28.06.02 aus. Als Ergebnis hält 
die Bertelsmann-Stiftung auf 
ihrer Internetseite fest: „dass 
ab Mitte 2002 den Gymnasien 
in NRW die Möglichkeit 
eingeräumt wird, das Fach 
‚ S o z i a l w i s s e n s c h a f t e n /
Wirtschaft’ im Sinne einer 
Profi lbildung anzubieten.“

Nicht die „Selbständigkeit“ 
von Schulen ist das wahre Ziel 
der Bertelsmann-Stiftung, son-
dern u.a. ihre Abhängigkeit 
von Unternehmen. Auch das 
neue Hochschulrahmengesetz 
entlässt die Hochschulen nicht 
„in die Freiheit“, sie werden 
abhängig von Konzernen. In 
hohem Tempo wird unser Bil-
dungssystem fit gemacht für 
den Wettbewerb auf dem glo-
balen Bildungsmarkt. 

Mensch?

Es geht in Zukunft noch 
weniger um Menschen und 
ihre Bedürfnisse, auch nicht 
um so etwas wie Chancen-
gleichheit, sondern noch mehr 
als bislang um Profite. Auch 
wird der Mensch in Zukunft, 
noch mehr als es bis jetzt schon 
der Fall ist, auf Humankapital 
reduziert. Wenn es nach dem 
Interesse von Konzernen geht, 

lernen wir nicht für uns selbst, 
sondern um anschließend als 
Rohstoff für die Wirtschaft zu 
fungieren. Zur Investition in 
unser Humankapital müssen 
wir selbstverständlich tief in 
die Tasche greifen. Schon jetzt 
hat das Deutsche Studenten-
werk bemängelt, dass es immer 
weniger Studierende aus ärme-
ren Familien gibt; in Zukunft 
wird ihre Zahl eher weiter ab- 
als zunehmen. GATS wird die 
Kluft zwischen Arm und Reich, 
zwischen den sogenannten 
„winners and losers“ weiter 
vergrößern. Nicht nur hier, 
sondern weltweit! Studienge-
bühren werden mittelfristig 
für alle Studierenden (ab dem 
ersten Semester) eingeführt 
werden, Kindergartenbeiträge 
(ja, auch dieser Teil des Bil-
dungswesens ist unter GATS 
für weitere Liberalisierungen 
freigegeben) werden steigen 
und auch generelle Schulge-
bühren sind bald vorstellbar. 

Und jetzt?

Der Widerstand gegen 
GATS und die Kommerzialisie-
rung der öffentlichen Dienste 
wächst weltweit. SchülerInnen 
und Studierende können sich 

diesem Widerstand anschlie-
ßen. Das internationale Edu-
cation is not for sale-Netz-
werk wird im kommenden 
Schuljahr/Semester seine Kam-
pagne gegen GATS und die 
Kommerzialisierung von Bil-
dung intensivieren. In 
Deutschland beteiligt sich Edu-
cation is not for sale an der 
Postkartenaktion gegen GATS 
(vom Anti-GATS-Bündnis, 
zusammen mit u.a. DGB 
und ATTAC, siehe www.gats-
kritik.de) und wird weiterhin 
auch andere Proteste gegen 
GATS und die Kommerzia-
lisierung der Bildung unter-
stützen und organisieren. Der 
Widerstand gegen jede Art 
von Bildungsgebühren ist ein 
wichtiger Pfeiler unserer Kam-
pagne. Bildungsgebühren wie 
z.B. Studienkonten oder Lang-
zeitstudiengebühren sind ein 
nächster aber wichtiger Schritt 
in Richtung einer weiteren 
Kommerzialisierung, zusam-
men können wir sie verhin-
dern!

René Schuijlenburg
studiert an der FH Dort-
mund und arbeitet bei  „Edu-
cation ist not for sale“ mit
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Progress: Bei genauerer 
Betrachtung der europäischen 
Bildungspolitik zeichnen sich 
eindeutige Tendenzen ab: 
Budgetkürzungen, Studien-
gebühren, Ausweitung des 
Schulsponsorings. Auch in 
Österreich sind diese Entwick-
lungen nicht zu übersehen. 
Wohin geht es mit der Bil-
dung?

Ribolits: Bildung reduziert 
sich immer mehr auf den Cha-

Uni neu denken – 
weltoffen statt 
Weltklasse
Zurichtung von Humankapital 

rakter einer Ware. Die Vision 
vom mündigen Individuum, 
also die Vorstellung, dass Bil-
dung dazu dient, Menschen in 
die Lage zu versetzen, die Welt 
besser verstehen und gestalten 
zu können, rückt völlig in den 
Hintergrund. Der Mensch, der 
sich in der Neuzeit von der 
Vorstellung emanzipiert hatte, 
dass sein Leben durch höhere 
Mächte bestimmt sei, wird 
nun auch in Bezug auf seine 
Fähigkeiten zur vernünftigen 

Refl exion zu einem Anhäng-
sel des heutzutage faktisch 
als gottesgleich angesehenen 
Marktes degradiert. 

.:: Nachgefragt: Interview mit Prof. Erich Ribolits ::.

Bildung als Ware, Privatisierung des Bildungs-
wesens, Anpassung an Marktbedingungen.  
Interview aus der Zeitschrift progress, Magazin 
der Östereichischen HochschülerInnenschaft.
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Doch der 
Markt gewährt 
seine Gunst 
nicht jenen, die 
ihr menschli-
ches Potential 
zu möglichst 
hoher Vollen-
dung gebracht 
haben, sondern 
jenen, die sich 
möglichst gut 
den von den 
Einkäufern dik-
tierten Bedin-
gungen unter-
werfen. Was im 
Zusammenhang 
mit Lernen des-
halb nur noch 
zählt ist der 
Tauschwert – die 
Frage also, wie-
weit Menschen 
durch Lernpro-
zesse marktgän-
giger werden. Im 
Zusammenhang 
damit kommt es 
zur zunehmen-
den Privatisie-
rung des noch 
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immer so genannten Bildungs-
wesens. 

Zu erwarten ist außerdem, 
dass sich die öffentliche Hand 
auf eine Art Grundfinan-
zierung der Ausbildung der 
Gesellschaftsmitglieder – etwa 
auf der Basis von Bildungsgut-
scheinen – zurückziehen wird. 
Schulen und Universitäten 
treten – als die Produkti-
onsstätten markttauglicher 
Arbeitsmonaden – zueinander 
immer mehr in Konkurrenz. 
Und den „Kunden“ bleibt gar 
nichts anderes übrig, als Aus-
schau nach jener Bildungsein-

lung unterschiedlicher 
Interessen auf. Unter den 
Bedingungen der fortge-
schrittenen Warengesell-
schaft – im zunehmend 
totalitäre Züge anneh-
menden Kampf „jeder 
gegen jeden“ – gibt es 
aber keine unterschied-
lichen Interessen mehr. 
Allen geht es bloß noch 
um das eine Ziel, durch 
eine optimale Anpassung 
an die Marktbedingun-
gen besser zu sein als die 
anderen. Durch politi-
schen Kampf und politi-
sche Maßnahmen lässt 
sich diese Grundprä-
misse des allumfassenden 
Konkurrenzkampfes in 
zunehmend geringerem 
Maß überformen. 

Wahrscheinlich ist nur 
wenigen Studierenden 
die volle Tragweite dieser 
Entwicklung klar, aber 
eine diffuse Ahnung, 
wohin es geht, haben 
heute wahrscheinlich alle. 
Eine gremial struktu-
rierte Universität ist auch 

viel zu schwerfällig, um den 
rasch wechselnden Anforde-
rungen des Marktes gerecht 

zu werden. Eine auf ständiger 
Marktbeobachtung durch 
Rankings, Evaluationen, Absol-
ventInnenfeedback und engen 
Kontakt mit der Wirtschaft 
beruhende effektive Steuerung 
ist viel eher in der Lage, die 
Universität auf dem Kurs opti-
maler Humankapitalzurich-
tung zu halten.

Progress: Milton Friedman, 
einer der Hauptvertreter des 
Neoliberalismus, sieht Bil-
dung als Kapitalinvestition, 
die später wieder zurückerstat-
tet werden muss. Sie jedoch 
prangern die Reduzierung von 
Bildung auf Qualifi kation an. 
Welche Bedeutung hat Bildung 
für Sie?

Ribolits: Wenn man die 
Frage nach Bildung stellt, stellt 
man eigentlich die Frage, was 
den Menschen im Besonde-
ren auszeichnet, was ihn als 
Mensch defi niert. Er ist jenes 
Wesen, das die Natur nur in 
geringem Maß in die engen 
Bahnen streng vorgegebener 
Entwicklung und Verhaltens-
weisen zwingt; der Mensch 

richtung zu halten, 
in der sie möglichst 
effektiv für den Markt 
hergerichtet werden, 
wo also ihre Brauch-
barkeit und nicht ihre 
Mündigkeit im Zen-
trum der Bemühun-
gen steht. 

Je besser der Ruf 
einer Schule als Ein-
richtung der ef-
fektiven Zurichtung 
von Humankapital ist, 
desto mehr werden die 
Kunden auch bereit 
sein müssen, für ihre 
dortige Ausbildung zu 
zahlen. Das heißt, nur 
die sozial Schwäch-
sten werden gezwun-
gen sein, mit der staat-
lichen Ausbildungsfi -
nanzierung über die 
Runden zu kommen, 
für alle anderen wird 
sich der Bildungs-
markt rasch ausdif-
ferenzieren in unter-
schiedlich teure Schu-
len und Universitä-
ten. 

Progress: Das   (östereichi-
sche,  Anm. d. Red.) Univer-
sitätsgesetz 2002 baut unter 
anderem auf 
dem kon-
sequenten 
Abbau von 
Demokratie 
und Mitbe-
s t i m mu n g 
auf …

Ribolits : 
Demokratie 
und Mitbe-
s t i m mu n g 
bauen auf 
der Vorstel-
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ist grundsätzlich frei, 
er ist in der Lage, 
über seine Existenz-
weise autonom und 
mündig zu entschei-
den. Über seine Triebe 
und Instinkte ist er 
zwar der Notdurft des 
Daseins unterworfen, 
er ist aber zugleich in 
der Lage, sich kraft 
Vernunft über diese 
Bindungen zu erhe-
ben. Dazu braucht er 
einerseits Wissen über 
die ihn umgebende 
Welt und andererseits 
Vorstellungen darüber, 
wie Wissen verantwor-
tungsvoll einzusetzen 
ist. Aber auch die Kri-
terien des verantwor-
tungsvollen Lebens 
sind dem Menschen 
nicht vorgegeben, sie 
können nur im gesell-
schaftlichen Diskurs 
entwickelt werden.

Nur gebildete Men-
schen, die bereit sind, 

Das Interview führte Katha-
rina Kreissl.

Prof. Erich Ribolits 
Institut für Erziehungswis-
senschaft der Universität 
Wien
skizziert im Gespräch mit 
Progress die Ziele des neoli-
beralen Bildungsumbaus.

riellen Vorteil einzuset-
zen, können zu einem 
derartigen Diskurs etwas 
beitragen. Bildung ist das 
Heraustreten des Men-
schen aus der Sphäre des 
bloßen Nutzens. Über 
Bildung gewinnt sich der 
Mensch selbst als freies 
Wesen und er erkennt 
– wie es der Erziehungs-
wissenschafter Heinz-
Joachim Heydorn einmal 
ausgedrückt hat –, dass 
die Ketten, die ihm ins 
Fleisch schneiden, vom 
Menschen angelegt sind 
und dass es möglich ist 
sie auch zu sprengen.

Progress: Wer profi-
tiert von diesen Entwick-
lungen im Bildungsbe-
reich? Wer verliert?

Ribolits: In letzter 
Konsequenz verlieren 
alle davon, wenn der 
Markt zum einzigen 
Regulativ des menschli-
chen Zusammenlebens 

chen Leben verloren. Was sich 
nicht in eine Profi t bringende, 
vermarktbare Ware verwan-
deln lässt, kennt der Markt 
nicht, dort gibt es nur das, was 
sich in bare Münze umsetzen 
lässt. Allerdings sind jene, die 
sich im totalitären Marktsy-
stem bewähren und fi nanzielle 
Vorteile lukrieren – die einzige 
Belohnung, die ein derartiges 
System letztendlich zu bieten 
imstande ist –, in der Lage, sich 
die angebotenen Surrogate 
für Liebe, Freundschaft, Lust, 
Lebendigkeit, … zu kaufen. Es 
ist ihnen möglich, sich in der 
Illusion zu wiegen, dass sie die 
Ebene des Nutzens verlassen 
hätten. Insofern können sie 
also – systemimmanent – als 
GewinnerInnen bezeichnet 
werden. 

Geht man von den klassi-
schen Antipoden des Kapita-
lismus, nämlich Kapital und 
Arbeit, aus, dann kann man 
sagen, dass jene Menschen, 
deren Existenz in höherem 
Maß durch Kapitalprofi te gesi-
chert wird, zu den Gewinne-
rInnen im vorher skizzierten 
Sinn zählen, die VerliererIn-
nen sind all jene, die ihr 
Leben primär über den Ver-
kauf ihrer Arbeitskraft bestrei-
ten müssen.
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Wissen selbstreflexiv und 
nicht bloß zum eigenen mate-

gemacht wird. Denn dabei geht 
alles Humane am menschli-

.:: Nachgefragt: Interview mit Prof. Erich Ribolits ::.
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Derzeit werden rund um 
den Globus die staatlich-
öffentlichen Bildungssysteme 
(re-)privatisiert. Wie in Eng-
land oder den USA sind nun 
auch in Deutschland die Schu-
len und Hochschulen der 
nächste gesellschaftliche Groß-
bereich nach dem Gesund-
heitssektor, der dem kapitali-
stischen Markt unterworfen 
wird. Das geschieht nicht von 
einem Tag auf den anderen, 
denn dann wäre der Wider-
stand gegen die Einführung 
des Profi tprinzips in den Bil-
dungssektor vielleicht zu groß. 
Mit der Tatsache, dass es pri-
vate Schulen unter staatlicher 
Aufsicht seit langem gibt – 
höhere Töchterschulen, Wal-
dorfschulen, Religionsschulen 
– haben die jetzigen Vorgänge 
wenig gemein. Die Existenz 
solcher Schulen stellte die 
öffentlichen Bildungseinrich-
tungen nicht in Frage, denn sie 
waren weder quantitativ noch 
machtpolitisch oder ökono-
misch sonderlich bedeutend. 
Dies hat sich nun geändert. 

 Kurze Geschichte des 
Neoliberalismus

 Die Ideologie des Neolibe-
ralismus nahm ihren Ausgang 

Steter Tropfen höhlt 
den Stein
Die öffentlichen Bildungssysteme werden 
abgeschafft 

u.a. vom schweizerischen Mont 
Pèlerin. Dort fanden sich 1946 
Intellektuelle zusammen, die 
im Namen des „freien Wett-
bewerbs“ gegen die „soziale 
Marktwirtschaft“ waren: Der 
österreichische National-
ökonom und Nazigegner 
Friedrich von Hayek 
(1899-1992), der deutsche 
Philosoph Wilhelm Röpke 
(1899-1966) und der US-ame-
rikanische Wirtschaftswis-
senschaftler und Begründer 
der Chicagoer Schule Milton 
Friedman (1912) gehörten 
zu den wichtigsten Denkern 
und Begründern des Neoli-
beralismus. Ihr Feind ist der 
„allmächtige Staat“. 

Vor dem Zweiten Weltkrieg 
war in den USA die Stim-
mung gegenüber Großkapita-
listen nicht freundlich gewe-
sen; noch nie hatte es dort 
derartige staatliche Kontrollen 
des „freien 
Unterneh-
m e r t u m s “ 
gegeben wie 
im Rahmen 
von Roose-
velts New 
Deal, ganz 
zu schwei-
gen von den 
zahlreichen 
Sozialpro-
g r a m m e n . 

1937 hatte der Oberste 
Gerichtshof der Vereinigten 
Staaten den Labor Relations 
Act für verfassungsmäßig 
erklärt und damit einschlägige 
Klagen der Großindustriellen 
abgewiesen. Eine Bundesbe-
hörde trat ins Leben, die für die 
Durchführung und Überwa-
chung der neuen, arbeitneh-
merfreundlichen Bestimmun-
gen zuständig war. Gewerk-
schaftliche Organisationen 
sollten künftig frei von den 
Arbeitern gewählt werden, und 
die großen Gewerkschaftsver-
bände erhielten das Recht zum 
Abschluss kollektiver Tarifver-
träge. Neoliberalistische Denk-
weisen waren wenig gefragt. 
Das änderte sich erst wieder 
ab Mitte der 70er Jahre Regie-
rungsoffiziell wurden neoli-
beralistische Politikauffas-
sungen 1979, als mitten in 
der britischen Wirtschafts-
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krise Margaret Thatcher an die 
Regierung gelangte. Zu dieser 
Zeit befand sich der öffentliche 
Dienst in äußerst schlechtem 
Zustand. Die neue Regierung 
privatisierte ihn kurzerhand 
in weiten Bereichen, ohne 
dadurch an Popularität 
zu verlieren. Ihr Bei-
spiel machte Schule: 
Die Fortschritte in 
der Einigung Europas 
legten es nahe, den 
damit geschaffenen 
gigantischen Markt der 
Konkurrenz zu öffnen. 
Das Paradebeispiel in 
der EU war die Pri-
vatisierung der staat-
lichen Telekommuni-
kationsunternehmen. 
Damit kündigte sich das Ende 
des traditionellen Sozialver-
trags im Hinblick auf den 
öffentlichen Dienst an – und 
mit ihm die sicheren Arbeits-
plätze und staatlichen Sub-
ventionen. Heute gehören der 
Société du Mont Pèlerin, die 
unlängst ihren 50. Jahrestag 
feierte, einige der einfl ussreich-
sten neoliberalistischen Wirt-
schaftstheoretiker an (Druon 
1999, Walpen 2000). 

Friedmans Modell der 
Bildungsgutscheine

 Milton Friedmans Ein-
fl uss in den Institutionen der 
globalen Finanzsteuerung – 
OECD, WTO, IWF u.a. – ist die 
Agenda für die Privatisierung 
der öffentlichen Bildungsein-
richtungen zu verdanken, und 
diese Agenda ist längst auch 
leitend für die Bildungspolitik 
der EU-Kommission. Von 
Friedman stammt das Modell 

der Bildungsgutscheine; er 
propagiert es in seinen Schrif-
ten seit fast fünfzig Jahren, 
in Deutschland u.a. mittels 
des Buchs „Kapitalismus und 
Freiheit“ (Friedman/Friedman 
1984) – weltweit inzwischen 

mit einer Stärkung der Eltern-
rechte begegnen: Die Eltern 
sollen Gutscheine für Schul-
geld erhalten, damit sie nicht 
an die billigste Schule gebun-
den seien. Dafür gebe es dann 
weniger Zuschüsse, die direkt 

an die Schulen gehen 
(Focus 2001). Im Verei-
nigten Königreich, wo 
die Regierung Blair 
die bereits zu Zeiten 
der Regierung Thatcher 
begonnene Privatisie-
rung der Schulen mit 
Nachdruck fortgesetzt 
hat, liegen die staatli-
chen Bildungsausgaben 
pro SchülerIn, einem 
OECD-Report zufolge, 
inzwischen nur noch 

bei 2680 Englischen Pfund – 
gegenüber 3145 im EU-Durch-
schnitt und 3946 in Deutsch-
land (Hatcher 2001). Nun hat 
zum Jahresbeginn 2001 die 
Hamburger Handelskammer 
Bildungsgutscheine zur Über-
nahme in einem bundesweiten 
Modellversuch vorgeschlagen.

 Ende der Moderne

 
 Die Maßnahmen, mit 

denen seit 1980 zuerst in Eng-
land, den USA und Chile, 
aufgrund massiven Drucks 
der Arbeitgeberverbände jetzt 
auch in Deutschland, Schulen 
und Hochschulen marktför-
mig zugerichtet werden, sind 
vielfältiger Art. 

Dazu gehören: 
• die Übergabe der Schul-

verwaltung an profitwirt-
schaftlich und in wachsen-
dem Maße global operierende 
Dienstleistungsunternehmen,

.:: Ingrid Lohmann: Steter Tropfen höhlt den Stein ::.

auch mittels der Milton and 
Rose D. Friedman Foundation 
for School Choice. Diese Stif-
tung hat sich zum Ziel gesetzt, 
Eltern, Bildungspolitiker und 
Institutionen zu unterstützen, 
die bereit sind, das, wie es 
heißt, ur-amerikanische Ideal 
des freien Wahlrechts der 
Eltern bezüglich der Bildungs-
einrichtung, die ihre Kinder 
besuchen sollen, zurückzuer-
kämpfen: „Yes, given back, 
for America’s system was not 
founded in public education“ 
(Friedman Foundation 2001). 
Der frühere US-Präsident 
George Bush favorisierte 
bereits die Einführung von 
Bildungsgutscheinen, school 
vouchers, nach dem Friedman-
Modell; sein Sohn, der jetzige 
US-Präsident warb in seinem 
Wahlkampf unter der Parole 
„Mehr Elternrechte statt mehr 
Lehrer“ damit, er wolle der 
Bildungsmisere an den öffent-
lichen Schulen in den USA 
nicht mit mehr Haushalts-
mitteln, sondern vor allem 
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• die so genannten educa-
tion management organizati-
ons (EMOs) 

• die Entwicklung und 
Bereitstellung von Lehr- und 
Unterrichtsmaterialien, Lehr-
erfortbildungen, Studiengän-
gen u.a.m. durch die Bildungs-
abteilungen transnationaler 
Konzerne oder ihnen nahe 
stehender Stiftungen (Bertels-
mann, Siemens-Nixdorf) 

• die Aufhebung des Wer-
beverbots an Schulen (in 
Deutschland 1997 zuerst im 
Bundesland Berlin) 

• die Eröffnung von public-
private partnerships zwischen 
(Hoch-) Schulen und Wirt-
schaftsunternehmen privat-
wirtschaftlich ausgehandelte 
Verträge zwischen Lehrperso-
nal und Schulen usw. 

fen bzw. ausgehöhlt. 

Akzeptanzpolitik

 Auch in Deutschland sind 
die Voraussetzungen hierfür 
inzwischen günstiger. Eine 
wichtige vorbereitende Maß-
nahme zur Akzeptanz jener 
Umstrukturierungen war, dass 
es hier im Laufe der 90er Jahre 
gelang, die Bevölkerung vom 
Ideologem „der leeren öffent-
lichen Kassen“ zu überzeugen. 
Die so genannten Bildungsre-
den des früheren Bundesprä-
sidenten Roman und Hoch-
schulen jahrelang gründlich 
unterfi nanziert wurden: Heute 
„wissen“ alle, dass der 
öffentliche Sektor abgewirt-

schaftet hat, 
weil er keine 
„Anreize zur 
Effizienzstei-
gerung und 
L e i s t u n g s -
e r h ö h u n g “ 
gibt, dass end-
lich „neue 
Formen der 
Bi ldungsf i -
nanzierung“ 
her müssen 
u.a.m. 

Zu den besonders erfolgrei-
chen Maßnahmen im Vorfeld 
gehört die Durchsetzung der 
neoliberalistischen Marktideo-
logie für den Bildungsbereich 
selbst, der bis dahin, zumin-
dest im öffentlichen Sektor, ja 
weithin davon ausgenommen 
war. Nun wird ohne weitere 
Beschönigungen (und Rekurse 
auf den Humboldt’schen Bil-
dungsbegriff) auch für „Bil-
dungsprozesse“ – jedenfalls für 

Wissens- und Kompetenzer-
werb – die kapitalistische Öko-
nomie als eine Wirtschaftsform 
dargestellt, die im Kern auf 
gerechtem Tausch basiert, auf 
Geben und Nehmen zwischen 
Anbietern und Nachfragern 
zum beiderseitigen Vorteil. 
Monopolbildung, schlechte 
Produktqualität, überhöhte 
Preise – all das kann es nach 
dieser Darstellung nicht geben, 
da die Kaufentscheidungen 
der Konsumenten dies verhin-
dern. Dazu passen auch all jene 
Sprachregelungen, die, zum 
Teil aus anderen historischen 
Kontexten stammend, durch-
weg positiv konnotiert werden: 
„Stärkung der Elternrechte“, 
„größere Wahlfreiheit im Bil-
dungswesen“, „Qualitätssteige-
rung durch Wettbewerb und 
Autonomie“ (kritisch dazu 
Bull/Mehde 2000, Klausenitzer 
1999, Lohmann 1999, 2001). – 
Bleibt herauszufi nden, ob der 
neue „Gesellschaftsvertrag“, 
der auf den Verheißungen der 
neoliberalistischen Marktideo-
logie gründet, tatsächlich einen 
Fortschritt darstellt. Dazu zwei 
Beispiele.

For-Profi t-Management 
an US-Schulen

Die US-Lehrergewerkschaft 
National Education Associa-
tion befasst sich seit längerem 
kritisch mit den profitorien-
tierten EMOs, den education 
management organizations. 
Obwohl derzeit erst wenige 
Schulen durch education indu-
stry-Firmen betrieben werden, 
befürchtet die NEA, dass mit-
telfristig der gesamte öffent-
liche Bildungssektor in die 

Parallel dazu zieht sich der 
Staat auf allgemeine Lenkungs-
funktionen zurück; sie beste-
hen im Wesentlichen darin, 
den genannten Privatisie-
rungsvorgängen die Tore zu 
öffnen. Gleichzeitig werden die 
– aus der bürgerlichen Öffent-
lichkeit als dem Politikmodell 
der Moderne stammenden - 
demokratischen Partizipati-
onsrechte, so die Richtlinien-
kompetenz von Bundes- und 
Länderparlamenten, unterlau-
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Privatwirtschaft umge-
lenkt wird. Führend im 
betriebswirtschaftlichen 
Schulmanagement sind 
Firmen wie Edison 
Schools (Firmensitz in 
New York), Education 
Alternatives Inc. (EAI, 
Firmensitz in Minnea-
polis), jetzt TesseracT 
Group Inc., Sabis School 
Network (Firmensitz im 
Libanon) und andere. 
Sabis beispielsweise betreibt 
auch Privatschulen in Europa 
und dem Nahen Osten, dar-
unter neuerdings eine in 
Frankfurt am Main. In min-
destens zwölf US-amerikani-
schen Bundesstaaten ist es von 
der Rechtslage her möglich, 
mit öffentlichen Mitteln fi nan-
zierte Schulen durch EMOs 
betreiben zu lassen; in einigen 
Bundesstaaten haben sie erst 
aufgrund einer eigens zu 
diesem Zweck geschaffenen 
Gesetzeslage Fuß gefasst und 
werden durch Gewährung 
steuerlicher Vorteile ins Land 
gelockt. 

Auf die Frage, wie erfolg-
reich die privaten Schulbe-
treiber eigentlich arbeiten, 
kommen NEA und AFT, die 
American Federation of Tea-
chers, zu insgesamt skepti-
schen Ergebnissen. Gegenüber 
den Gewinnerwartungen im 
EMO-Bereich, die an der Wall 
Street geschürt werden, ist laut 
NEA eher Zurückhaltung die 
Devise (vgl. Lohmann 2000).

Ohne Krethi und Plethi 

In China gab es die erste 
Privatschule 1992; ab 1993 

wurden Marktmechanismen 
in der Finanzierung allgemein 
zugelassen, und schon Ende 
1996 besuchten 6,8 Millionen 
Schülerinnen und Schüler die 
insgesamt etwa 60.000 Pri-
vatschulen, das sind knapp 
vier Prozent aller chinesischen 
Schulen. Als Privatschulen 
werden hier solche bezeichnet, 
die sowohl in Privatbesitz sind 
als auch privat fi nanziert und 
verwaltet werden. Firmen, die 
Schulen betreiben, und Wirt-
schaftsunternehmen, die mit 
Privatschulen Geschäftsver-
bindungen eingehen, gelten als 
non-profi t-Unternehmen und 
sind von der Steuer befreit. 
Einer Studie von 1994 zufolge 
sind 39 Prozent der Haushalts-
vorstände, die ihre Kinder auf 
Privatschulen schicken, Leiter 
von Handelsunternehmen und 
Fabriken oder leitende Mana-
ger von high-tech-Firmen, 18 
Prozent sind Angestellte von in 
Peking ansässigen Firmen und 
von Regierungsbehörden der 
Provinzen, 14 Prozent waren 
zuvor im Ausland tätig, knapp 
neun Prozent arbeiten in mit 
ausländischem Kapital fi nan-
zierten Unternehmungen und 
knapp sechs Prozent sind 
Selbstständige. Vergleichbare 
Erfahrungen mit Privatisie-
rung liegen aus Chile, Neu-

seeland, Südafrika, 
Hongkong, Argen-
tinien und Mexiko 
vor (vgl. Lohmann 
2001). Auch wenn 
die Resultate im Ein-
zelnen unterschied-
lich ausfallen - diese 
drei Effekte hat die 
weltweite neolibera-
listische Umstruktu-
rierung der Bildung 
in jedem Fall: Über-

all da, wo sie stattfi ndet, sinken, 
erstens, die Staatsausgaben 
für den Bildungssektor, ver-
schärft sich, zweitens, die sozi-
ale Ungleichheit im Zugang 
zum Wissen noch einmal dra-
stisch, stellen, drittens, Mit-
telschicht-Eltern fest, dass 
es ihnen gefällt, wenn ihre 
Söhne und Töchter nicht mehr 
zusammen mit Krethi und 
Plethi die Schulbank drücken 
müssen.

 
 Das neue Chaos

 
In Deutschland gibt es ein 
staatliches öffentliches Bil-
dungswesen nicht länger als 
zweihundert Jahre, und viel 
älter wird es wohl nicht 
werden. Anderswo hat es nicht 
einmal so lange bestanden, 
und an dritten Orten bietet 
heute womöglich erst die 
Abschaffung staatlicher Schu-
len und Hochschulen die 
Chance zum Aufbau von Bil-
dungseinrichtungen, die den 
Namen (wieder) verdienen.

Der Globalisierungspro-
zess ist wieder eine Zeit der 
ursprünglichen Akkumula-
tion, eine Zeit also, in der jeder 
gegen jeden, auch jede Lösung 
des Bildungsproblems gegen 
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jede andere steht. Und mitten 
drin die Profi tgier des globalen 
Bourgeois, der seinen globalen 
Citoyen noch nicht gefunden 

hat und des-
halb nach 
global cor-
porate sta-
tesmanship 
ruft (vgl. de 
P u r y / 
L e h m a n n 
2000). 

Auf den 
n a t i o n a l -
staatlichen 
Politikrah-

men aber, wie ihn in der 
zurückliegenden Moderne 
Bourgeois und Citoyen, nicht 
zuletzt hinsichtlich der Orga-
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"PRIVATE BERATER" – 
Private Weichensteller mit Medien- und 
Konzern-Interessen 

Funktionen des Centrums für Hochschulentwick-
lung / CHE (Gütersloh) und des größten deut-
schen Medienkonzerns in den gegenwärtigen 
Hochschulstrukturdebatten 

An den Hochschulen – und 
insgesamt im Bildungssystem 
– wird zur Zeit hohe Politik 
betrieben. Aber die Betroffe-
nen, Lehrende und Lernende, 
fangen erst allmählich an, 
deren Charakter zu begreifen 
und sich schließlich entschie-
den einzumischen. Dafür ist 
es höchste Zeit; denn von (im 
wahrsten Sinne des Wortes) 
herrschender Politik werden 
zur Zeit noch alle Reformde-
batten bestimmt. In ihr geht es 
überhaupt nicht nur darum, 
Mängel in Lehre und For-
schung zu beseitigen oder gar 
linke und andere kritische 
Positionen vollends zu elimi-
nieren; es geht mindestens im 
selben Umfang um die Auf-
lösung von Positionen, die 
an ständisch-traditionellem 
Gedankengut, z. B. an über-
kommener Ordinarienherr-
schaft, orientiert sind. 

Das macht die Lage einer-
seits kompliziert, andererseits 
wird dadurch klar, dass das, 
was von der herrschenden 
Politik durchgesetzt werden 
soll, keineswegs einen Rück-
schritt darstellt etwa im Sinne 
einer Wiederherstellung alter 
Strukturen oder im Sinne eines 
Machwerks der "Ewig-Gestri-

gen", sondern dass es sich hier 
um Neues handelt, um eine 
fundamentale Strukturände-
rung – so fundamental, daß sie 
eben auch mit allen demokra-
tischen Kontrollen und sonsti-
gen Demokratie-Elementen 
an den Hochschulen Schluß 
machen soll. 

Im folgenden soll ein Teil 
der Instrumente und der 
Methoden untersucht werden, 
die bei der Planung und 
Durchsetzung der herrschen-
den Hochschulpolitik bedeut-
sam sind. 

Alles, was ich dazu darlegen 
werde, liegt im Bereich von 
Freiheit und Demokratie bzw. 
von sich entwickelnder Unter-
drückung und diktatorischer 
Herrschaft. Dabei wird ent-
schieden differenziert zwi-
schen einer politischen Frei-
heit, an der demokratische 
Maßnahmen und Kontrollen 
stets zu messen sind, und einer 
Markt-"Freiheit", mit der die 
freie Bestimmung über jene 
besondere Sorte von Eigen-
tum gemeint ist, mit deren 
Hilfe über andere Menschen 
und deren Arbeitskraft verfügt 
werden kann. Gerade dies ist 
die unsere Gesellschaft zen-
tral und verfassungsmäßig 

konstituierende Eigentums-
freiheit, nämlich die Freiheit 
des Umgangs mit Produk-
tionsmitteln und anderen 
Formen des Kapitals, also 
mit denjenigen Formen des 
Eigentums, die erst in Kombi-
nation mit fremder menschli-
cher Arbeitskraft zu Gewinn, 
ökonomischer Expansion, 
Reichtum und hochkon-
zentrierter gesellschaftlicher 
Macht führen – und dies eben 
in scharfem und wachsendem 
Widerspruch zu allen demo-
kratisch-politischen Struktu-
ren, solange diese noch eine 
Rolle spielen. 

1. Ökonomie und Politik 
konzentrierten Kapitals 

Wir haben es am Ende 
dieses Jahrhunderts – wie 
schon einmal zu dessen Beginn 
– mit einem Schub besonders 
rapider politisch-ökonomi-
scher Entwicklungen zu tun. 
Die Konzentrations- und Zen-
tralisierungsbewegungen des 
Kapitals sind von gewaltigen 
Beschleunigungen bestimmt; 
eine Kapitaleinheit frißt die 
andere, treibt sie in den töd-
lichen Ruin, vereinigt sich 
mit ihr per Ausgleich oder 
per Zielanpassung, damit die 
nächsten Schluckbewegungen 
vorbereitend. So sind heute 
feindliche und freundliche 
Übernahmen an der Tagesord-
nung; die größten Kapitale 
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schließen sich Ländergrenzen 
und Kontinente übergreifend 
auf inzwischen höchster Ebene 
zusammen – und es wird so 
getan, als ob dies rein ökono-
mische oder gar fortschrittli-
che Prozesse seien. Tatsächlich 
sind dies zugleich hochpo-
litische Prozesse, Prozesse, 
die jeweils weitere Schritte 
in Richtung auf ökonomisch-

politische Diktate auf wach-
sender Stufenleiter darstellen. 
Und jede dieser Stufen ver-
schärft den Widerspruch zwi-
schen demokratischer Ein-
fl ußnahme und sozialer Kon-
trolle von unten auf der einen 
Seite und der tatsächlichen 
ökonomisch-gesellschaftlichen 
Macht auf der anderen Seite. 

Das ist der Grund dafür, 
dass sowohl soziale als auch 
demokratische Kontroll- und 
Widerstandspotentiale zuneh-
mend sanktioniert, einge-
schränkt, abgebaut und ersetzt 
werden sollen einerseits durch 
Mechanismen mit reinen 
Legitimationsfunktionen und 
andererseits durch verschie-
dene Arten ökonomisch-politi-
scher Diktate: Regierungspro-
gramme bestimmend, Regie-
rungen verändernd, Minister 

zum Rücktritt zwingend, 
Gesetze präjudizierend oder 
in aller Öffentlichkeit mißach-
tend etc.; und dass des wei-
teren solche Diktate immer 
ungeschminkter und selbst-
verständlicher auftreten. Die 
Diktate folgen dann dement-
sprechend (oft verschleierten) 
Interessen an noch weiterer 
Bereicherung und an optima-

len Bedingungen für jeweils 
nächste Konzentrationsbewe-
gungen des Kapitals, die näch-
ste gesellschaftliche Machter-
weiterung anpeilend. All dies 
ist heute so fortgeschritten, 
dass der alte Streit über die 
Priorität von Ökonomie oder 
Politik längst obsolet ist: diese 
Ökonomie ist die Politik des 
Kapitals. 

Für das Kapital auf diesem 
Niveau ist der Begriff Reich-
tum längst nicht mehr ange-
messen, längst eine verschlei-
ernde Kategorie, die hinter 
dem Schein rein quantitativer 
Differenzen zwischen reich 
und arm die neue extreme 
Qualität jenes Kapitals ver-
schwinden läßt. 

Mit Konzentrationsbewe-
gungen der beschriebenen Art 

wird die Zahl der Menschen, 
die dieses Kapital repräsen-
tieren, von Stufe zu Stufe 
kleiner und immer kleiner. 
Und deren Interessen geraten 
in immer abgrundtieferen 
Widerspruch zu den in der 
Gesellschaft verbreiteten sozi-
alen, ökonomischen, politi-
schen und das heißt zugleich 
demokratischen Interessen. 
So entwickelt sich eine klein-
ste Minderheit, ausgestattet 
mit unglaublicher ökonomi-
scher Macht und mit extrem-
sten Zielen, die ihre Diktate 
zum einen eben über poli-
tisch-ökonomischen Druck 
auf staatliche Willensbil-
dungsprozesse praktiziert, 
zum andern über freie kapi-
talistische Gründungen, Stif-
tungen, Unterstützungen 
oder auch umgekehrt über 
scharfe Sanktionen wie Ent-
lassungen, Kreditentzug und 
anderes mehr, womit emi-
nente gesellschaftliche Pro-
zesse in Gang gesetzt werden 
können. 

Die Politik einer solchen 
extremen Minderheit, d. h. 
diese politische Ökonomie, 
kommt mindestens ohne 
zweierlei nicht aus: zum einen 
nicht ohne eine dauernde und 
sich intensivierende Propa-
ganda für "unpopuläre Maß-
nahmen", zum andere nicht 
ohne die fundamentale 
Verkehrung von Sprache 
als Kommunikations- und 
Erkenntnismittel in ein Ver-
schleierungs- und 
Erkenntnisverhinderungs-
Instrument; dies geschieht 
vor allem mit Hilfe der Ver-
wendung positiv besetzter 
Begriffe für Eingriffe und 
Maßnahmen, die substantiell 
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die Lebensbedingungen einer 
wachsenden Mehrheit von 
Menschen verschlechtern. 
Daher z. B. muß heute alles 
"Reform" heißen, und zwar um 
so entschiedener, je brutaler 
der Eingriff ist.

Dies weiß am besten ein 
Medienkonzern wie der größte 
in der Bundesrepublik und der 
weltweit verbreitetste und ver-
fl ochtenste: der Bertelsmann-
Konzern mit zentralem Sitz in 
Gütersloh. Auf seine Initiative 
hin und aus seinen Strukturen 
heraus, insbesondere über die 
Bertelsmann-Stiftung, ist das 
CHE 1994 gegründet worden, 
ein Instrument zur Steuerung 
der Hochschulreform mit 
Zielen, die nicht einfach altrui-
stisch oder gemeinwohl-dien-
lich sind, sondern viel zu tun 
haben mit Interessen des Kon-
zerns selbst und sonstigen 
hochkonzentrierten Kapitals. 

2. Das CHE – personelle 
und institutionelle 

Einbindungen 

Das Centrum für Hochschul-
entwicklung (CHF), selbst 
ebenfalls in Gütersloh angesie-

delt, hat eine private Rechts-
form und dennoch öffentliche 
Funktionen; das garantiert 
einerseits "Unabhängigkeit", 
d. h. es ist frei von allen noch 
so indirekten demokratischen 
Kontrollen, nur dem Konzern-
kapital gegenüber verpfl ichtet; 
das garantiert andererseits 
einen Einfl uß, dessen Umfang 
von der Macht des Kapitals, 
das hinter ihm steht, abhängt 
und von den Verpfl ichtungen 
und Verbindungen, die dieses 
Kapital repräsentiert. Im Falle 
des CHE ist dies drittens 
in spezifi scher Weise ergänzt 
durch breite öffentlich-insti-
tutionelle Fundierung, d. h. 
durch die engste Verfl echtung 
mit Einrichtungen des öffent-
lichen, also hoheitlichen Sek-
tors. 

Im Mai 1994 eingerichtet, 
mit einem Jahresetat von zwei 
bis drei Millionen, ist das CHE 
eine private, als gemeinnützig 
anerkannte GmbH und den-
noch mitgegründet durch die 
Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK), also durch eine Ver-
sammlung der Repräsentanten 
hoheitlicher Bildungseinrich-
tungen, der Form nach selbst 
vertreten durch die Stiftung 
zur Förderung der Hochschul-

rektorenkon-
ferenz (als 
j u r i s t i s c h e r 
Person). Bis 
heute steht das 
CHE in eng-
stem prakti-
schem Ver-
bund mit der 
HRK. 

Sein Leiter, 
Detlef Müller-
Böling, Profes-

sor für Betriebswirtschafts-
lehre an der Universität Dort-
mund, hatte schon während 
der letzten Bundesregierung 
enge Beziehungen zum dama-
ligen Wissenschaftsminister 
Jürgen Rüttgers; er war von 
ihm berufen worden an den 
Runden Tisch, der zum Hoch-
schulrahmengesetz im Wissen-
schaftsministerium eingerich-
tet worden war. Heute beste-
hen zum Bundespräsidenten 
Herzog und zu dessen Amt 
enge und immer wieder erneu-
erte Kontakte. Unter dessen 
Schirmherrschaft steht der 
Initiativkreis Bildung; er soll 
– und eben an prominente-
ster Stelle – Vorschläge zur 
"Erneuerung des Bildungswe-
sens" entwickeln und damit 
einer der zahlreichen institu-
tionellen Impulsgeber sein, 
die das CHE etabliert hat. Des-
gleichen werden im Beneh-
men und unter Beteiligung des 
Bundespräsidenten ab und zu 
"Nationale Bildungskongresse" 
veranstaltet, so zum Beispiel 
demnächst der Kongreß vom 
13. April 1999, sämtlich mit 
der Funktion bedacht, die 
vom CHE längst propagierten 
Umstellungsimpulse zum Bil-
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dungswesen auf gesamtnatio-
naler Ebene zu verstärken. 

Auf Länderebene ist das 
CHE vielfach aktiv. Sein Leiter, 
um nur einige Beispiele zu 
nennen, ist Mitglied der Hoch-
schulstrukturkommission in 
Baden-Württemberg, desglei-
chen Berater des Bundes Nord-
deutscher Hochschulen; das 
CHE leitet bei der Landesre-
gierung Niedersachsen den 
Wissenschaftlichen Beirat, der 
das "Modellvorhaben für eine 
Erprobung der globalen Steue-
rung von Hochschulhaushal-
ten" im Auftrag des nieder-
sächsischen Ministeriums für 
Wissenschaft und Kultur seit 
über vier Jahren begleitet 
(durchgeführt an den Univer-
sitäten Oldenburg und Claust-
hal sowie an der Fachhoch-
schule Osnabrück). Dieser 
immerhin von einer Landes-
regierung eingesetzte Beirat 
hat seine Geschäftsstelle in 
den Räumen des CHE in 
Gütersloh, welches selbst wie-
derum innerhalb des Bertels-
mann-Anwesens residiert. Des 
weiteren steht das CHE in ver-
traglicher Kooperation mit 
dem Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kultur 
des Landes Thüringen. – Und 
damit sind nur einige der zahl-

reichen insti-
tutionalisierten 
und in juri-
stische Formen 
g e g o s s e n e n 
Kooperationen 
genannt. 

Interessant 
ist der zehn-
köpfi ge Beirat, 
den die Bertels-
mann-Stiftung 
dem CHE bei-

geordnet hat: Ihm gehören 
an zwei hochrangige Kapital-
vertreter, Mark Wössner, Vor-
standsvorsitzender der Bertels-
mann-Stiftung (in dieser 
Eigenschaft und in seiner Bei-
ratsfunktion hat er im Oktober 
1998 Reinhard Mohn abgelöst, 
den einfl ußreichsten Vertreter 
der Familie Mohn, die den 
Bertelsmann-Konzern insge-
samt beherrscht) und Tyll 
Necker, Vizepräsident des Bun-
desverbandes der Deutschen 
Industrie, sowie acht Univer-
sitätsprofessoren, darunter 
zwei Wissenschaftsminister 
(in Sachsen und Rheinland- 
Pfalz) und der Präsident der 
Hochschulrektorenkonferenz, 
Klaus Landfried, sowie dessen 
Vorgänger und jetziger Prä-
sident der Vereinigung der 
Rektorenkonferenzen der Mit-
gliedsstaaten der EU, Hans-
Uwe Erichsen. – Bis vor 
kurzem war langjähriges Bei-
ratsmitglied auch der Politik-
wissenschaftler Werner Wei-
denfeld, Mitglied des Vor-
stands der Bertelsmann-Stif-
tung, enger Vertrauter des 
damaligen Bundeskanzlers 
Helmut Kohl, bis Ende 1998 
Koordinator für die deutsch-
amerikanische Zusammen-
arbeit und bereits seit 1995 

Herausgeber der hochrangigen 
außenpolitischen Zeitschrift 
"Internationale Politik".

3. Der Konzern und
das CHE

Konzernbezogen ist das 
CHE in folgende Strukturen 
eingebunden: Es ist eine Grün-
dung der Bertelsmann-Stif-
tung, in seiner Existenz und 
seinem Wirkungsgrad von ihr 
abhängig. An deren Spitze steht 
kein geringerer als Mark Wös-
sner, bis Oktober 1998 Chef 
der Bertelsmann-AG, also des 
Weltkonzerns in der Form 
einer Holding-Gesellschaft. 
Dessen Vorgänger in beiden 
Funktionen, Reinhard Mohn, 
hatte die Stiftung 1977 gegrün-
det, und zwar nach dem von 
ihm selbst verkündeten Motto: 
Eigentum verpfl ichtet zur Ver-
antwortung für die Gesell-
schaft. 

Vielleicht war diese Stif-
tung zunächst unter steuerli-
chen Gesichtspunkten etabliert 
worden. Sie wurde jedoch 
bald für zahlreiche Unterstüt-
zungsmaßnahmen in Funk-
tion genommen. Die ent-
scheidende Perspektivände-
rung nahm Reinhard Mohn 
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1993 vor. Er übertrug – viel-
leicht nicht unabhängig von 
neuen Steuergesetzen – 68,8% 
des Grundkapitals der Bertels-
mann-AG auf die Stiftung, 
über zwei Drittel also der 
Anteile des Bertetsmann-Kon-
zerns als Holding-Gesellschaft, 
und er verband mit dieser 
gewaltigen Transaktion eine 
neue programmatische Per-
spektive: Von dieser Stiftung 
sollten nun nicht mehr wie 
bisher im wesentlichen Einzel-
projekte unterstützt werden, 
sondern in gesellschaftspoli-
tischer Perspektive flächen-
deckende Initiativen – Initia-
tiven nämlich mit gesamt-
gesellschaftlicher und damit 
hochpolitischer Wirksamkeit. 
Dementsprechend reichlich 
und z. Zt. rapide wachsend ist 
ihr Budget: es beträgt 1998/99 
nicht weniger als 83 Mio. DM, 
elf Mio. mehr als im letzten 
Geschäftsjahr. 

Die Bertelsmann-Stiftung 
ist somit ein gewichtiger Teil 
der Bertelsmann-AG, und sie 
gehört zu 90% ihres gesamten 
Kapitals und zu 100% des 
stimmberechtigten Kapitals 
der Familie Mohn und der 
Bertelsmann-Stiftung gemein-
sam. Mit dem Rest des Kapitals 
ist die Stiftung verbunden mit 
der entsprechenden Einrich-
tung der Wochenzeitung DIE 
ZEIT; die ZEIT-Stiftung hält 
10% nicht-stimmberechtigter 
Aktien. 

Zur Bedeutung dieses Kon-
zerns sei folgendes hervorge-
hoben: Er war gerade in den 
letzten Jahren mit milliarden-
schweren Umsätzen im In- und 
Ausland erfolgreich; 1996 mit 
22,4 Milliarden DM, 1997 mit 
26,5 Milliarden DM, zugleich 

mit gewaltigen Gewinnen: 805 
Millionen DM im Jahr 1995 
und eine Milliarde DM im 
Jahr 1996 (Florian Dohmen, 
Medien und Macht, 1998, S. 
68). Und wie international 
dieser Konzern ist, zeigt sich 
darin, daß der Gesamtkon-
zern-Umsatz zu zwei Dritteln 

2. Der Entertainment-
Bereich umfaßt die weltwei-
ten Tonträger- und TV/Film-
Aktivitäten des Konzerns. Zu 
den Bertelsmann-Labels im 
Schallplattenbereich gehören 
z. B. so mächtige wie RCA, 
Ariola, Arista sowie 200 (!) 
weitere kleine Labels in über 50 
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internationalen Charakter 
hat. 

Wie ein solcher Konzern 
aussieht und welche Tätigkei-
ten er umfaßt, kann hier nur in 
Kürze anhand der vier wich-
tigsten "Linien" angegeben 
werden:

1. Die auf Bücher bezogene 
Linie umfaßt Buch-Clubs und 
Verlage. In den Clubs sind 
weltweit über 25 Millionen 
Menschen auf allen Kontinen-
ten organisiert – von Nord- 
und Südamerika über die mei-
sten Staaten Europas bis hin, 
neuerdings, zur Volksrepublik 
China. Der Verlagsbereich kon-
zentriert sich auf den deutsch-
sprachigen Raum, expandiert 
hier bis in die neueste Zeit 
(kürzlich erst, im Oktober 
1998, Übernahme des Sprin-
ger-Wissenschaftsverlags und 
des Nomos-Verlags) und 
erstreckt sich auch auf die USA 
und Spanien. 

Ländern der Erde. So entstehen 
jeden Tag mehr als zwei Mio. 
Bertelsmann-eigene CD's! – 
Im TV-Bereich ist CLT-UFA 
"mit 22 Fernsehsendern und 
22 Radiostationen ... führend 
in Europa. In Deutschland 
zählen dazu RTL, RTL 2, Super-
RTL, VOX und Premiere" (R. 
Liedtke, Wem gehört die Repu-
blik, Ausgabe 1999, S. 85f) – 
Premiere stellt zugleich die 
Verbindung mit dem Kirch-
Konzern her – sowie in Frank-
reich M6, Serie Club, Multivi-
sion, TMC und RTL 9; über-
dies gehören zu CLT-UFA wei-
tere Sender in Großbritan-
nien und allen drei BENE-
LUX-Staaten. Mit CLT-UFA ist 
Bertelsmann der klare Markt-
führer des werbefi nanzierten 
Fernsehens in Europa und 
damit organisatorischer 
Hauptträger der fortschreiten-
den Niveau-Senkung in diesem 
Bereich, weil eben deren Pro-
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fi teur. Ein gewaltiges Geschäft, 
und ebenfalls der Niveau-Sen-
kung dienlich, ist der Handel 
mit Aufführungs-Rechten – 
sie werden in über 140 Länder 
verkauft. 

3. Der dritte Hauptbereich 
heißt aus historischen Grün-
den Produktlinie Gruner + 
Jahr und umfaßt 75 Zeitschrif-
ten (davon 34 in Deutschland) 
und 10 Zeitungen. Der Kon-
zern beherrscht so bekannte 
Zeitschriften wie Stern, Bri-
gitte, Frau im Spiegel, Eltern, 
Geo, Capital, Art, Marie Clair, 
Essen & Trinken und Schöner 
Wohnen. Seit 1990 ist der Kon-
zern groß eingestiegen in den 
Aufkauf und die Übernahme 
ostdeutscher Tageszeitungen, 
z.B. Berliner Zeitung, Chem-
nitzer Morgenpost, Dresdner 
Morgenpost, Sächsische Zei-
tung; darüber hinaus ist er 
heute im Besitz dreier bedeu-
tender Zeitungen in Ungarn 
und der Slowakei. 

4. Der Multimedia-Bereich 
expandiert mit besonderer 
Dynamik, insbesondere seit-
dem Bertelsmann die Inter-
net-Online-Dienste AOL und 
CompuServe für Europa 

übemommen hat (in Form 
eines Joint-Ventures mit Ame-
rica Online). Seine sonstigen 
Aktivitäten reichen schließlich 
vom Immobilienhandel im 
In- und Ausland bis hin zu 
Finanzverschiebungen über 
eine Bertelsmann Internatio-
nal Finance Limited NV, ange-
siedelt ausgerechnet auf der 
kleinen Antillen-Insel Cura-
cao. 

Der Konzern ist weltweit 
so vielfältig aufgegliedert, daß 
eine schaubildmäßige Darstel-
lung sich längst verbietet; die 
fast 600 selbständigen Einhei-
ten muß die – laufend ergänzte 
– Publikation "Konzeme in 
Schaubildern" auf 20 Seiten 
verteilen.

4. "Eigentum verpfl ichtet" 

Das CHE ist niemandem 
als nur dem hinter ihm ste-
henden, machtvollen Kapital 
verantwortlich. Es handelt 
sich hier zum einen um den 
organisatorischen Hebel einer 
ökonomisch gewaltigen und 

medial erfahrenen 
Einfl ußgruppe, nein: 
Machtzentrale, zum 
anderen jedoch auch um 
eine Einrichtung, die 
angetreten ist, den pri-
vaten Bereich, in dem 
sie zunächst agiert, mit 
öffentlichen Funktionen 
aufzuladen. Dabei geht es 
vor allem um die Zurück-
drängung öffentlicher 
oder gar demokratischer 
Kontrollen, was am kon-
sequentesten über eine 
Übertragung öffentlicher 
Funktionen auf privates 

Kapital zu leisten ist. Das 
Besondere und Auffällige an 
den CHE-Aktivitäten besteht 
hier in der öffentlichen, in 
der staatlichen Akzeptanz und 
Förderung solcher Aktivitäten 
einer privaten Firma, ja, in 
deren Mitinitiierung durch 
staatliche Hoheitsträger und in 
der seitdem bestehenden eng-
sten institutionellen Verfl ech-
tung mit zahlreichen staatli-
chen Instanzen – und all dies 
trotz (oder gerade auf Grund) 
offensichtlichster Abhängigkeit 
von der mächtigen und ihre 
privaten Interessen kaum ver-
heimlichenden Bertelsmann-
Stiftung – der Angebundenheit 
des CHE an ihre im wahrsten 
Sinne des Wortes privaten, 
nämlich der öffentlichen Kon-
trolle entzogenen Interessen. 

Es liegt auf der Hand, wie 
damit Zuständigkeitsbereiche, 
die öffentlicher Kontrolle zu 
unterliegen haben, von priva-
ten Einrichtungen Schritt für 
Schritt besetzt werden sollen 
und wie dadurch das inter-
essierte Diktat, die schiere 
Kontrolle durch das Kapital 
und seine Funktionäre immer 
weitere Bereiche der Gesell-
schaft erfaßt und die restli-
chen Entscheidungs- und Kon-
trollkompetenzen öffentlicher 
Organe vollends aushöhlt oder 
diese zu bloßen Instanzen läh-
mender Legitimation entwer-
tet. 

Reinhard Mohn war sich 
bei der Gründung der Bertels-
mann-Stiftung wohl bewußt, 
was er meinte, als er sie unter 
das Motto "Eigentum ver-
pflichtet" stellte, unter jenes 
Prinzip, unter das das Grund-
gesetz seine Eigentumsgaran-
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tie in Artikel 14 stellt. Diese 
"Sozialpfl ichtigkeit" meint im 
allgemeinen Verständnis eine 
Einschränkung der generell 
freien, nämlich rücksichtslosen 
Verfügung über Eigentum, eine 
Einschränkung damit der kon-
sequenten Privatnützigkeit in 
der Zielsetzung des Umgangs 
und des Einsatzes des Kapitals. 
Nur so, das lehrt eine jahr-
zehntelange Erfahrung, kann 
der Zusammenprall zwischen 
demokratischen Willensbil-
dungen und Kontrollen auf 
der einen Seite und der Gewalt 
des konzentrierten Kapitals 
auf der anderen Seite etwas 
abgefedert werden. 

Längst, nämlich seitdem 
das Kapital wieder in höchster 
Konzentration in Deutschland 
auftritt, ist dieses Verständnis 
der Sozialpflichtigkeit vom 
Kapital selbst ausgehebelt. 
Längst ist die "Sozial-
pflichtigkeit" in einem dem 
Kapital überaus günstigen 
Sinne umdefi niert, ja geradezu 
umgedreht, indem die Privat-
nützigkeit, in totaler Konse-
quenz angewandt, geradezu 
zur obersten Pflicht, ja zur 
politischen Pfl icht des Kapi-
tals erklärt worden ist – so in 
der wahrhaft herrschenden 
Lehre seit Anfang der achtziger 
Jahre. 

Bereits 1971 formulierte der 
seinerzeit vielleicht wichtigste 
Repräsentant des deutschen 
Kapitals, Hermann Josef Abs, 
ehemaliger Vorstandssprecher 
der Deutschen Bank (und 
ehedem, nicht zu vergessen, 
führend beteiligt an der Ent-
judung – ab 1938 – deutschen 
und – ab 1939 – ausländischen 
Kapitals): Eine parlamenta-

rische Demokra-
tie ist geradezu 
dadurch charak-
terisiert, daß die 
L e g i t i m a t i o n 
durch Wahlen 
und die Legi-
timation durch 
Privateigentum 
in einem Gleich-
gewicht stehen 
(Abs, Lebensfragen der Wirt-
schaft, 1976, S. 92f.). Hier war 
bereits eine spezielle Legitima-
tion der Kapitalbesitzer zum 
Eingreifen in Politik gefordert 
oder behauptet worden, eine 
Legitimation, die gleichsam 
selbstverständlich aus der Ver-
fügung über einigermaßen 
konzentriertes Kapital erwach-
sen solle. 

Diese Position wurde 
sodann von Staatsrechtlern 
konsequent ausgebaut; sie 
wurde 1983 in die offiziöse 
Kommentierung zum Grund-
gesetz aufgenommen, in den 
hochrenommierten Grundge-
setz-Kommentar von Maunz/
Dürig, unter Auswechslung des 
Kommentators und der bis-
herigen Grundlinie des Kom-
mentars zu Art. 14. Hans-Jür-
gen Papier, der neue Kom-
mentator, vollzog in über 
600 Randnoten eine wahrhaft 
gründliche Umkommentie-
rung; sein Kommentar geht so 
weit, daß die Sozialpfl ichtigkeit 
geradezu einen Anspruch des 
Kapitals auf Einmischung in 
die Politik beinhalte, und zwar 
in dem Maße wachsend, in 
dem das Kapital konzentriert 
und mächtig auftritt.

Das Gewicht des jeweiligen 
Kapitals gilt überhaupt nicht 
mehr als Gefahr für die Demo-
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kratie, sondern umgekehrt, die 
Demokratie wird als Gefahr 
für die Freiheit des agierenden 
Kapitals verstanden und des-
halb – zu seinem Schutz – 
das Kapital geradezu verpfl ich-
tet, mit welchen Mitteln auch 
immer als Teil der gesellschaft-
lichen Gewalten aufzutreten. 
Unsere "Eigentumsordnung" 
erfordere dies "gerade auch 
wegen ihrer politischen Explo-
sivität" (Maunz/Dürig, Grund-
gesetz, Art. 14, Rdnr. 5). Papier 
hebt dabei hervor, daß diese 
Einmischung nicht einmal 
das Gemeinwohl im Auge zu 
haben brauche, also nicht 
einmal übergreifende Ziele; 
vielmehr beinhalte die Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums 
gerade eine Einmischung "mit 
privatnütziger Zielsetzung" 
(Rdnr. 4 und 276) bzw. mit 
dem Ziel einer "privatnützi-
gen Mitgestaltung der Sozial-
ordnung" (Rdnr. 12). Papier 
führt dafür sogar ein neues 
Verständnis von Gewaltentei-
lung ein; er spricht von einer 
unsere Verfassung prägenden 
sozialen "Gewaltenteilungs-
funktion" des Art. 14 (Rdnr. 4), 
davon also, dass dem Kapital 
im Maße seiner Konzentration 
eine besondere Legitimation, 
nämlich die Legitimation zur 
Teilhabe an gesellschaftlicher 
Gewalt zukomme, eben als 
Gegengewicht zu den demo-
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kratischen Rechten des Volks. 

Eine rein auf den Volks-
willen gestützte Demokratie 
lehnt er entschieden ab: das 
Grundgesetz kenne gemäß 
Art. 14 "keine Totalität des 
(demokratisch legitimierten) 
Hoheitsakts ..., keine poten-
tiell absolute Herrschaft der 
politischen Demokratie über 
Gesellschaft und Wirtschaft" 
(Rdnr. 4).

Diese extreme Interpreta-
tion der Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums, Demokratie 
einschränkend und sie subtil 
eines totalitären Charakters 
verdächtigend, entspricht aufs 
beste neoliberalen Vorstellun-
gen und Interessen. Papier, 
seit kurzem zum Richter am 
Bundesverfassungsgericht und 
zum Vorsitzenden von dessen 
erstem Senat avanciert, hat 
damit die verfassungsrechtli-
che Anpassung an den herr-
schenden Neoliberalismus 
geleistet. 

Und das ist keine theoreti-
sche Konstruktion, sondern 
hatte seine volle Entsprechung 
in einer praktischen Politik, für 
die von der Bundesregierung 
und vom Bundestag die Tore 
bereits weit geöffnet waren. 
Seit Anfang der achtziger Jahre 

sind die Steuern 
auf das Kapital, 
insbesondere auf 
das konzentrierte-
ste Kapital, stufen-
weise und schließ-
lich radikal gesenkt 
worden. Dies hatte 
für unseren Zusam-
menhang zweierlei 
Folgen: zum einen 
wuchs die Beweg-

lichkeit des Kapitals, wuchs 
die Möglichkeit, es frei einzu-
setzen, in hohem Maße; zum 
anderen verarmten die öffent-
lichen Haushalte zunehmend 
– eine für das weitere Erstarken 
des Kapitals wichtige Schwä-
chung des öffentlichen Sek-
tors. 

Es muß an dieser Stelle auf 
den hochpolitischen und ent-
demokratisierenden Charak-
ter von Steuersenkungen zu 
Gunsten einfl ußreicher Kon-
zerne hingewiesen werden. 
Jede Schwächung staatlicher 
Finanzkraft, z.B. im Hinblick 
auf das Bildungswesen, redu-
ziert die Fähigkeit der öffent-
lichen Hand, die entsprechen-
den öffentlichen Aufgaben zu 
erfüllen; es sind aber gerade die 
hoheitlichen Institutionen, die 
noch einer gewissen öffentli-
chen Kontrolle unterliegen. 
Ökonomisch tritt nun an 
deren Stelle die um so grö-
ßere Fähigkeit der steuerlich 
begünstigten Konzerne, jetzt 
in eigener Regie und ohne 
jede derartige Kontrolle diese 
Funktionen wahrzunehmen. 
Das tritt zwar am deutlich-
sten bei Steuerentlastungen 
zu Gunsten des konzentrier-
testen Kapitals zutage; aber 
prinzipiell gilt dies auch für 
alle Gesetzesregelungen, die 

einen speziellen Steuererlaß für 
Stiftungen und Sponsorentum 
vorsehen; auch hier – so sehr 
die von Stiftungen und Spon-
soren Bedachten im einzelnen 
davon profitieren können – 
tritt an die Stelle abgebauter 
Steuern eine um so größere 
Fähigkeit privaten Kapitals, 
ohne jede demokratische Kon-
trolle entsprechende gesell-
schaftliche Aufgaben zu über-
nehmen – in seinem Sinne zu 
übernehmen.

5. Funktionen und 
Ziele des CHE 

Mit großer Entschlossen-
heit und mit Unterstützung 
von höchster Stelle hat das 
CHE seine Arbeit im Mai 
1994 aufgenommen. Binnen 
fünf Monaten erschienen sechs 
Arbeitspapiere, eines von 
ihnen von keiner geringeren 
Institution in Auftrag gegeben 
als der Weltbank. Das CHE 
definiert sich selbst als eine 
„Denkfabrik“ – das ist eine 
Beschönigung; es ist vielmehr 
ein Instrument, das längst vor-
entschiedene Ziele durchsetzen 
soll und dementsprechend vor-
gegebene Interessen verfolgt; 
sein großer Vorteil ist die 
ihm mitgegebene Fähigkeit 
zu Kampagnen mit langem 
Atem. Inhaltlich stimmt das 
CHE, in seinen wesentlichen 
hochschulpolitischen Forde-
rungen und Perspektiven über-
ein mit dem Bundesverband 
der Deutschen Industrie, mit 
der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberver-
bände, mit dem Bundesver-
band des Deutschen Groß- 
und Außenhandels und mit 
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dem Deutschen Industrie- und 
Handelstag. Nur im professio-
nellen Geschick der Durchset-
zung ist es diesen Institutionen 
selbst vielleicht überlegen – 
das gerade ist seine Funktion: 
methodisch und gezielt vorzu-
geben, z.B. 

• durch erfahrene Nutzung 
und Bearbeitung der öffent-
lichen Medien, nicht zuletzt 
erleichtert durch die Konzern-
Verbindungen, wie sie oben 
beschrieben sind, zusätzlich 
durch die gegenseitigem Ver-
fl echtungen mit dem Springer-
Konzern und mit der ZEIT-
Stiftung sowie mit dem Spie-
gel- Verlag Rudolf Augstein; 

• durch Symposien und 
Kongresse, oft verbunden mit 
gezielten Abschlußerklärungen 
(so z.B. die seinerzeit bereits als 
„Ruck“ verstandene Leipziger 
Erklärung zur Hochschulein-
gangsprüfung von 1996 – auch 
die Tagung vom 13. April 
1999 läßt eine solche weichen-
stellende Abschlußerklärung 

erwarten); 
• durch Projekte mit 

Modellcharakter (so z.B. das 
oben genannte Modellvorha-
ben für eine Erprobung der glo-
balen Steuerung von      Hoch-
schulhaushalten in 
Niedersachsen und 
zahlreiche andere 
Kooperationen mit 
H o c h s c h u l e i n -
richtungen, des-
gleichen durch 
Modellentwicktun-
gen z.B. in Koope-
ration mit dem 
Stifterverband für 
die Deutsche Wis-
senschaft u.a. wirt-
schaftsnahe Organisationen); 

• durch Förderung mit 
dem CHE kooperierender Stu-
dentlnnen, ja, durch Initiie-
rung und Entwicklung eines 
CHE-nahen Studentenver-
bands namens „scheme“ oder 
„sCHEme“, bestehend „aus 
handverlesenen Studenten 
aus ganz Deutschland“ (DIE      
ZEIT vom 11. 2. 1999); 

• und nicht 
zuletzt durch 
unentwegtes Auf-
treten Detlef 
Mü l l er-Bö l ings 
selbst in Printme-
dien und einschlä-
gigen      Fernseh-
sendungen. 

Damit tritt das 
CHE z.B. als Pro-
motor auf für 
Hochschuleingangs-
prüfungen, für die 
Einführung von 
Studiengebühren 
(vom CHE in 
Kostenbeteiligung 
umbenannt), für 
die Einsetzung von 

Hochschulräten/ Beiräten/ 
Kuratorien, bezeichnet als 
Vertreter „gesellschaftlicher 
Gruppen“ (keineswegs nur 
mit beratender Funktion), für 
neue, nämlich privatisierte 
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Formen der Hochschulfi nan-
zierung (mit allen Folgen auch 
inhaltlicher Abhängigkeit), für 
neue Strukturen der inneruni-
versitären Mittelverteilung, für 
eine damit verbundene Kon-
zentration der Führungsfunk-
tionen an den Universitäten 
auf Dekane und den Präsiden-
ten (mit großen Mittelvertei-
lungs-Privilegien) sowie für 
die Einführung von Evaluatio-
nen, die auch bei der Lehre 
nicht im wesentlichen von 
Studentlnnen getragen werden 
sollen. 

Und all dies soll letztendlich 
eine gesteigerte Einfl ußnahme 
seitens privater Geldgeber auf 
inhaltliche Prozesse und per-
sonelle Stellenbesetzungen 
garantieren, ja vielleicht im 
selben Maße bis in Einzelhei-
ten hinein den Durchgriff des 
Kapitals ermöglichen, wie wir 
es bereits 1997 in dem hefti-
gen Konflikt zwischen dem 
Vorstandsvorsitzenden des 
Bertelsmann-Konzerns, Mark 
Wössner, und der Privatuni-
versität Herdecke kennenge-
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lernt haben (Die Welt vom 
24.3.1997). So tritt schließlich 
das Interesse an der Bekämp-
fung einer „undifferenzierten 

zentrationsschub notwendi-
gerweise wachsenden Wider-
spruchs: je mächtiger und 
gewaltiger das konzentrierte 

Kapital auftritt, 
desto unerträg-
licher werden 
ihm alle demo-
kratischen und 
sozialen Bändi-
gungsversuche 
und alle  institu-
tionellen Rege-
lungen, die sol-
ches unter-
stützen. Deren 
Einschränkung 

oder Beseitigung ist kein will-
kürliches, sondern sein expan-
sionsbedingtes, also lebens-
notwendiges Ziel. 

Es geht hier eben nicht nur 
um „reine Ökonomie“, nicht 
nur um billige, kurzfristig ver-
wertbare Arbeit in Forschung 
und Lehre oder auch nur bil-
lige und kurzfristig abgeschlos-
sene Ausbildung (so vor 
allem in den neuen Bachelor-
Studiengängen), es 
geht darüberhin-
aus, aber ebenfalls 
nicht nur, um eine 
Ausrichtung, eine 
nicht zuletzt ideo-
logische Ausrich-
tung des Studiums 
allein auf Markt-
prinzipien, auf ein 
Selbstverständnis 
der eigenen Qua-
lifikation, wonach 
diese nichts ande-
res mehr darstellen 
soll als eine „Inve-
stition in die eigene 
Person“ (deutlich 
bei Studiengebüh-
ren und der Propa-
gierung ihrer bio-

graphischen Rentabilität als 
Maßstab). 

Um all dies geht es zwar 
auch, aber letztlich geht es um 
hochpolitisch-ökonomische 
Perspektiven: um die Durch-
setzung einer Sachgerechtig-
keit als Prinzip, um eine men-
tale Einstimmung, die sich 
jedes Fragen oder gar In-Frage-
Stellen bzgl. der Bedingungen 
von Vorgängen oder Maßnah-
men verbietet, diese gleichsam 
als religiös oder naturgesetzlich 
hinnehmend. Und dies ganz 
entgegen jeder aufgeklärten 
Perspektive und der aufkläre-
rischen Funktion von Hoch-
schulen, die Menschen aus 
ihrer Opferrolle herauszuho-
len, sie als Handelnde ver-
stehbar und die Bedingungen 
dafür ihnen selbst erkennbar 
zu machen. Die Folge soll 
vielmehr sein, daß wenn z.B. 
einmal 50% der Studierenden 
abgebaut werden sollen, dies 
als Ergebnis einer unwider-
stehlichen Naturgesetzlichkeit, 
erzwungen durch den Markt, 

Demokratisierung der Hoch-
schulen“ (Müller-Böling, SZ 
vom 21.2.1998), das gewaltige 
Eingriffsinteresse, das mit sol-
chen „Reformen“ durchgesetzt 
werden soll, deutlich zutage. 

Kein Wunder, daß die 
Durchsetzung all dessen trotz 
aller noch herrschenden 
Lethargie an den Hochschulen 
nicht so leicht möglich ist; da 
ist man schon auf Verschleie-
rungsbegriffe wie Autonomie, 
große Handlungsspielräume, 
doppelte Legitimation, neue 
Formen der Partizipation etc. 
angewiesen; anders würden 
die unternehmerähnlichen 
Führungsfunktionen zu offen-
sichtlich sein und stärkeren 
Widerstand provozieren; da 
hört sich der Begriff Korpo-
rative Autonomie doch ein-
schmeichelnder an als jede 
offene Propaganda für Führer-
Strukturen. 

Eine solche Propaganda ist 
aber nicht ein Skandal, der nur 
eben einer antidemokratischen 
Haltung personell zuzuordnen 
wäre, sondern das logische 
Ergebnis eines mit jedem Kon-



.:: 33 ::.

.:: Martin Bennhold: „Private Berater“ ::.

gelten soll. Es geht dabei um 
den Versuch einer Ersetzung 
von Politik durch marktgesetz-
liche Sachgerechtigkeiten und 
um den Aufbau von Struktu-
ren, deren Sinn es nicht zuletzt 
ist, jeden Widerstand als wider-
sinnig, als Selbstschädigung 
der Subjekte, die ihn leisten, 
zu verstehen. 

Daher: Eliminierung allge-
mein-politischer Interessen 
(nachdem allgemein-politi-
sche Äußerungen studenti-
scher VertreterInnen längst 
verboten sind), Eliminierung 
aller Befähigung zu allgemein-
politischer Analyse, Eliminie-
rung aller Utopien und aller 
an ihnen ausgerichteten Denk-
formen – und ihre Ersetzung 
durch das kalte Kalkül als 
Lebensperspektive. 

Es ist kein Zufall, daß diese 
fundamentalen Änderungen 
im Bildungssystem gerade jetzt 
in Gang gesetzt und durchge-
setzt werden sollen. Angesichts 
der gegenwärtig beschleu-
nigten technologischen Fort-
schritte, ja, Sprünge geht es 
z.Zt. besonders darum, durch 
wen und in welchen Relatio-
nen zwischen den Klassen und 
den rivalisierenden Gesell-
schaftsgruppen die gewaltigen 
Mehrprodukte realisiert 
werden können, wer also über 
jene Mehrprodukte verfügt, 
die sich aus den großen tech-
nologischen Produktionsstei-
gerungen ergeben. 

Die allgemein-politischen 
Interessen – sowohl allgemein 
in der Gesellschaft als auch 
gerade unter den Studierenden 
– stellen für die Freiheit des 
Kapitals eine potentielle Ein-

schränkung, 
also eine 
d e u t l i c h e 
Gefahr dar 
und werden 
so wahr-
genommen. 
Die Frage 
der Studien-
g e b ü h re n , 
das sei noch-
mals betont, 
ist politisch 
hier angesiedelt: Mit ihnen 
sollen zwar auch Sparmaßnah-
men zu Gunsten der öffentli-
chen Haushalte praktiziert 
werden. Aber vor allem geht 
es erstens um straffe soziale 
Selektion und zweitens um 
ideologische Selektion, mit der 
letztlich durchgesetzt werden 
soll, daß hauptsächlich noch 
solche Mentalitäten zu dulden 
und zu fördern sind, die sich 
hauptsächlich an Marktgesetz-
lichkeiten orientieren.

All dies sind keine völlig 
neuen Phänomene in der Wis-
senschaft und in der For-
schung; die Drittmittel-Finan-
zierung ist längst verbreitet und 
jene Abhängigkeiten damit 
konstituiert. Aber sie fl ächen-
deckend zu etablieren, sie zum 
Grundprinzip aller Wissen-
schaft, Forschung und Lehre 
zu erheben, das ist das Ziel der 
gegenwärtig laufenden funda-
mentalen Änderungsprozesse. 
Damit könnte eine überaus 
konsequente Einbindung der 
betroffenen Hochschulange-
hörigen in das marktgerechte 
Unterdrückungssystem durch-
gesetzt werden.

Vielleicht gibt es bereits 
heute ein ideales Vorbild für 
die Strukturen, die letztlich 

angepeilt werden. Im Oktober 
1998 hat die Bertelsmann-AG, 
also der Konzern, eine hausin-
terne Corporate University 
eröffnet, und zwar in Form 
einer virtuellen Universität, 
perfekt ausgerichtet auf die 
Interessen des Konzerns selbst: 
Führungskräfte aus 50 Län-
dern (!) werden hier in ihre 
Tätigkeiten im Konzern einge-
wiesen und in periodischen 
Abständen qualifi ziert. Damit 
soll nicht nur substantielle 
Qualifi kation vermittelt, son-
dern zugleich und vor allem 
ein neues Bewußtsein geschaf-
fen werden, nämlich eine Cor-
porate Identity – der Name 
der Universität sagt es –, und 
zwar als virtuelle Wirklichkeit, 
hocheffektiv den Marktinteres-
sen des Bertelsmann-Kapitals 
angepaßt. 

(überarbeitete Fassung eines 
Referats auf dem Seminar 
„Wissenschaft und Macht“ des 
BdWi und der                                                                
Heinrich-Böll-Stiftung NRW, 
22.-24. Januar 1999 an der 
Universität Münster) 

Martin Bennhold
BdWi, Dr. iur., Prof. für 
Rechtssoziologie, Uni Osna-
brück
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Die Ökonomie der 
Bildung

Die Betriebswirtschaftslehre als neue Leitdis-
ziplin der Universität: Wie Studenten und Hoch-
schulen ihre eigene Verwertung organisieren.

Was macht ein Staat, der 
„von seinen Köpfen, nicht von 
seinen Rohstoffen“ lebt, wie 
es in einer Erklärung der Bun-
desvereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) 
kürzlich zu lesen war? Ganz 
einfach: Er investiert in die 
Ausbildung der eigenen Kinder 
oder er greift sich den bereits 
geschulten Nachwuchs auf 
dem internationalen Markt. 
Die Greencard ist der deutsche 
Einstieg in den Wettbewerb 
um die besten Köpfe auf glo-
baler Ebene. Das alleine reiche 
aber nicht, meint die BDA. 
Um die Nachfrage zu befrie-
digen, müsse die schwierige 
Situation auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt vor allem als ein 
Qualifi kationsproblem ange-
sehen werden. 

„Viel zu viele gering qualifi -
zierte Arbeitslose auf der einen 
Seite und dafür immer drin-
gender gesuchte Fachkräfte auf 
der anderen Seite“ kennzeich-
nen aus Sicht der BDA den 
hiesigen Arbeitsmarkt. „Eine 
wesentliche Ursache liegt in 
unserem Bildungssystem, das 
nur noch zweiklassig ist.“ 
Deutschland fehle es überall 
am Wettbewerb: in und zwi-
schen den Hochschulen, in der 
Wissenschaft und unter den 
StudentInnen. 

D y n a m i s c h - f l e x i b l e 
Arbeitskraft-UnternehmerIn-
nen sollen sie einmal werden. 
Doch „eigentümlich ist 
zunächst die Situation des Stu-
denten, weil er halb erwachsen 
ist, halb nicht erwachsen sein 
darf“. Obwohl vor knapp 40 
Jahren geschrieben, hat diese 
Feststellung auch heute noch 
sozial- und familienrechtliche 
Gültigkeit. Jürgen Habermas, 
Ludwig von Friedeburg, Chri-
stoph Oehler und Friedrich 
Weltz untersuchten damals 
den „politischen Habitus“ der 
Studenten und veröffentlich-
ten ihre Ergebnisse unter dem 
Titel „Student und Politik“. 
Während nach 1968 bis in die 
neunziger Jahre Studien mit 
ähnlichen Titeln vor allem 
um die Frage kreisten, wann 
die Studierenden wieder den 
Aufstand proben, würde dieses 
Thema heute eher ein müdes 
Lächeln hervorrufen. Statt um 
das Verhältnis von Studenten 
und Politik dreht sich heute 
alles um die Verbindung von 
Universität und Wirtschaft. 

Studienanfänger gelten 
heute wieder als unpolitisch 
und sie haben andere Sorgen, 
als sich um das Elend der Welt 
zu kümmern. Der so genannte 
Normalstudent aktueller Sozi-
alerhebungen lebt außerhalb 

des Elternhauses, ist ledig, 
befi ndet sich im Erststudium 
und plagt sich mit Leistungs-
sorgen, die von A wie Arbeits-
losigkeit nach dem Studium 
bis Z wie Zulassung zur näch-
sten Prüfung reichen. 

Mit den vielzitierten Hum-
boldtschen Idealen der Freiheit 
der Wissenschaft, der Einheit 
von Forschung und Lehre und 
des Primats der Bildung vor 
berufl icher Ausbildung haben 
Hochschulen des Jahres 2000 
nichts mehr zu tun. Für Hum-
boldt war die Universität ein 
Ort totalitätsstiftender Kraft 
der Wissenschaften unter Füh-
rung der Philosophie. Dort, wo 
die Einheit von Wissenschaft 
und Moral, von Wissenschaft 
und Aufklärung, von Wissen-
schaft und individueller Per-
sönlichkeitsbildung anzutref-
fen sei, sollte die Kultur im 
Ganzen reflektiert werden. 
Humanistische und staats-
nützliche Bildung kennzeich-
neten die „kulturstaatlich ver-
fasste Ordinarienuniversität“, 
die als Leitbild vom 19. Jahr-
hundert bis zum Ende der 
sechziger Jahre des letzten Jahr-
hunderts dominierte. Sie war 
geprägt vom Übergang des 
feudalen Absolutismus zum 
bürokratischen Kapitalismus. 
Der Marburger Sozialwissen-
schaftler Andreas Keller hebt 
in seiner Dissertation über die 
Verfasstheit deutscher Univer-
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sitäten hervor, das „Humbold-
tsche Bildungsideal“ könne 
kein Bezugspunkt emanzipa-
torischer Bildungspolitik sein, 
da es unmissverständlich in 
das Denken der „Ordinarien-
universität“ eingebettet sei. 
Autonomie stand hier zwar 
hoch im Kurs, doch war diese 
verbunden mit einer hierar-
chisch organisierten Institu-
tion, an deren Spitze wenige 
Professoren amtierten. Univer-
sitäten waren primär staat-
liche Ausbildungsanstalten 
und finanziell vom Staat 
abhängig. „Die Wissenschaft 
wurde sowohl als ein System 
mit eigener Zweckbestimmung 
und Sachlogik als auch als 
integraler Bestandteil staatli-
chen Handelns verstanden“, 
schreibt Keller. 

Die Last mit 
den Studenten

Auch die bis in die neun-
ziger Jahre vorherrschende 
staatlich regulierte, von den 
Professoren dominierte Grup-
penhochschule hat wenig mit 
dem zu tun, was heute als 
Widerpart allgegenwärtiger 
Ökonomisierung der Bildung 
hoch gehalten, verteidigt oder 
geschmäht wird. Ende der 
sechziger Jahre mangelte es der 
deutschen Wirtschaft an aka-
demischen Fachkräften. Dieses 
Defizit sollte durch gezielte 
Förderung von Arbeiterkin-
dern ausgeglichen werden. 
1970 wurden Studiengebüh-
ren (das so genannte Hörer-
geld) abgeschafft und 1972 trat 
das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (Bafög) in Kraft. 
Das ökonomische Kalkül der 

Bildungspolitik war mit dem 
Anspruch von „Bildung als 
Bürgerrecht“ verknüpft. 

Für marxistische Wissen-
schaftler sah der 1972 sozi-
aldemokratisch verordnete 
Radikalenerlass allerdings eine 
Ausnahme vor: Ihre Bürger-
rechte – in diesem Falle die 
freie Berufswahl – wurden 
drastisch eingeschränkt, durch 
Ausschluss aus dem öffentli-
chen Dienst. StudentInnen 
bildeten – im hierarchischen 
Sinne des Wortes – eine 

(Burkart Lutz), der seit dem so 
genannten Wirtschaftswunder 
die BRD beherrschte, erwies 
sich mit der ökonomischen 
Krise 1973/74 als kurzes histo-
risches Zwischenspiel. Von der 
erstmals seit zwanzig Jahren 
wieder auf über eine Million 
gestiegenen Arbeitslosenzahl 
wurden 1975 auch Akademiker 
erfasst. In den folgenden zehn 
Jahren wuchs die bis dato fak-
tisch bedeutungslose Arbeits-
losigkeit dieser Gruppe dra-
stisch an, 1998 waren rund 
200.000 Akademiker arbeits-
los. Von hochschulpolitischer 
Bedeutung war dabei der Öff-
nungsbeschluss von 1977: 
Formal sollten die Hochschu-
len für alle offen gehalten 
werden, allerdings ohne weite-
ren Hochschulausbau. Dieser 
Doppelbeschluss – offen für 
alle, aber ohne entsprechende 
Finanzierung – erwies sich 
als Anfang der letzten sozial-
staatlichen Initiative im Bil-
dungssektor und gebar ein 
Schlagwort, das die Hoch-
schulpolitik der achtziger Jahre 
prägte: das „Überlastproblem“. 
Das heißt: Zwei StudentInnen 
teilen sich einen Studienplatz. 
Halb Kind, halb erwachsen 
und schon eine hochschulpo-
litische Überlast – so sahen 
für Studierende die achtziger 
Jahre aus. 

Marktbewusster 
Wirtschaftsbürger

In den Neunzigern kam 
alles anders. Das studentische 
Subjekt wurde wieder entdeckt 
und zunächst rhetorisch mit 
neuer Souveränität ausgestat-
tet. Vom Mitglied der Grup-
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Gruppe unter anderen, sie 
waren jedoch als Mitglieder 
der Hochschule grundsätzlich 
anerkannt. Unter der gewerk-
schaftlichen Forderung nach 
Mitbestimmung strebten sie 
nach Festigung und Ausbau 
ihres inneruniversitären Status. 
Mit dem Hochschulurteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
von 1973 wurde den formalen 
Demokratisierungsbemühun-
gen ein ebenso formales Ende 
gesetzt. Seitdem gelten Profes-
soren qua Amt, Würde und 
grundgesetzlicher Autorität als 
Wahrheitsträger wissenschaft-
licher Erkenntnis – die pari-
tätische Gruppenuniversität 
war klinisch tot. Der „Traum 
immerwährender Prosperität“ 
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penuniversität zum Kunden 
der Hochschule und Lebens-
laufmanager mit aktiver Selbst-
veredelungsstrategie – aus 
dem universitären Staatsbür-
ger sollte ein marktbewusster 
Wirtschaftsbürger werden. 
Torsten Bultmann, bildungs-
politischer Experte des Bundes 
demokratischer Wissenschaft-
lerInnen (BdWi), beschreibt 
den Hintergrund dieses Wan-
dels als „Übergang vom 
`Überlast´- zum `Effi zienzpro-
blem´“. 

turen direkt im Inneren der 
Institutionen die (Aus-) Bil-
dung des Humankapitals steu-
ern. Vollkommen neue Bezie-
hungen der Hochschule zu 
Staat, Gesellschaft und Studen-
tInnen kennzeichnen diesen 
Transformationsprozess. Bult-
mann bezeichnet das neue 
Leitbild als „standortgerechte 
Dienstleistungshochschule“. 

Globalhaushalte ersetzen 
die althergebrachte Kamerali-
stik. Die Grundidee ist simpel: 

A n s t a t t 
den Hoch-
s c h u l e n 
eine zuvor 
berechnete 
S u m m e 
für ein-
zelne Aus-
gabenpo-
sten fest 
zuzuwei-
sen, stellt 
der Staat 
ein gewis-
ses Budget 
zur ver-

gleichsweise freien Verfügung. 
Im Rahmen der so genannten 
Globalhaushalte entscheiden 
nicht mehr die faktischen 
Ausgaben über die Höhe der 
Mittel, sondern die „Leistung“, 
d.h. der Output des Wissen-
schaftsbetriebs. Leistung muss 
wiederum vergleichbar, also 
messbar sein, was eine Quan-
tifi zierung notwendig macht. 

Doch wie soll ein wissen-
schaftliches Produkt quantifi -
ziert werden? Danach, wie oft 
es sich verkauft, wie häufig 
Wissenschaftler in einschlägi-
gen Fachmagazinen veröffent-
lichen? Die Frage liefert die 
Antwort gleich mit: Fachbe-
reiche, die mehr Drittmittel 

einwerben, leisten mehr, und 
sie erhalten demzufolge mehr 
Geld. Erfolge bei der Aquise 
von Drittmitteln hängen über-
wiegend davon ab, was gerade 
als mainstream der scientifi c 
community gilt oder was von 
der Wirtschaft nachgefragt 
wird. Eine fundamentale Kritik 
der Atompolitik sponsored 
by Siemens klingt wenig reali-
stisch. 

Be your own profi t center

Und die Studenten? Rheto-
risch bereits in den Rang von 
Kunden erhoben bzw. dazu 
degradiert, fehlt ihnen noch 
das entsprechende Bewusstsein 
als „Konsumenten“. Aber auch 
hierfür gibt es ein Zauberwort: 
Studiengebühren. Der stu-
dentische homo oeconomicus 
leitet seine Ansprüche auf gut 
ausgestattete Bibliotheken und 
begleitende Studienberatung 
durch Professoren nicht mehr 
von seinem Recht auf Bildung 
ab, sondern verlässt sich 
schlicht auf sein Portemon-
naie. Studiengebühren kreiern 
ein schlichtes Anreizmodell: 
Studierende treibt das Bedürf-
nis, innerhalb kürzester Zeit 
eine erste Ausbildung zu absol-
vieren, die auf dem Arbeits-
markt eine optimale Ausgangs-
bedingung für die individu-
elle Beschäftigungsfähigkeit 
ermöglicht. Für ganz Eilige 
sieht das Hochschulrahmen-
gesetz (HRG) seit 1998 ein 
Studium light, sprich Bachelor 
(BA), vor. Besonders Kluge 
schauen auf Rankings, wie die 
vom Spiegel, um die richtige 
Uni zu wählen. 

Effiziente Mittelverwen-
dung, Entbürokratisierung 
und – als Leitbegriff – „Auto-
nomie“ sind per se keine neo-
liberalen Ungehörigkeiten. 
Erst die Defi nition dieser Ziele, 
also welche Strukturen die 
staatlich-bürokratischen ablö-
sen und woher eine auto-
nome Hochschule künftig ihre 
Gelder bezieht, macht die Dis-
kussion problematisch. Im 
Unterschied zur Situation zu 
Zeiten der sozialdemokrati-
schen Bildungsreform ist die 
Wirtschaft nicht mehr allein 
äußerer Bezugsrahmen der Bil-
dungspolitik. Vielmehr sollen 
ökonomische im Sinne von 
betriebswirtschaftlichen Struk-
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Die Hochschule ist im öko-
nomische Sinne Vertragspart-
ner, der einen akademischen 
Abschluss in angemessener 
Zeit anbietet. Zusätzlichen 
Ansporn liefert der Staat, der 
die Höhe seiner Zuwendun-
gen an die Hochschule von 
der Menge der innerhalb der 
Regelstudienzeit produzierten 
Akademiker abhängig macht. 
Rational sollen sich sowohl 
Dienstleister als auch Kunden 
verhalten. Sie suchen sich 
gegenseitig aus. Was für Stu-
dentInnen mit wenigen Ein-
schränkungen (z.B. ZVS-
Fächer, NC) schon immer 
möglich war, hat die Bundes-
regierung ebenfalls vor zwei 
Jahren durch die Änderung 
des HRG den Hochschulen 
ermöglicht: Sie können sich 
ihre Kunden selbst aussuchen. 
Aufnahmeprüfungen verdrän-
gen das Abitur nicht, sondern 
gestalten die Selektion beim 
Hochschulzugang restriktiver. 

Für Bultmann sind Studi-
engebühren deshalb ein „zen-
trales Kettenglied, ökonomi-
sche Selbstanpassung der Sub-
jekte, institutionelle Moder-
nisierung der Hochschulen 
und gesellschaftliche Märkte 
miteinander zu verkoppeln“. 
Kurz: Sie dienen als Steue-
rungsinstrument in einem 
marktorientierten Modell, das 
Autonomie auf Konsumenten-
souveränität beschränkt. 

Im Kern geht es um eine 
innere Durchkapitalisierung 
der Hochschulen und der Sub-
jekte selbst. Wenn von Auto-
nomie geredet wird, ist die 
Freiheit des (studentischen) 
Marktsubjekts gemeint, sich 
nach Angebots- und Nachfra-
gekriterien zu entscheiden. Der 

endgültige Wert einer jeden 
Entscheidung richtet sich nach 
der erwirtschafteten Rendite. 
Dabei kann oder muss von 
weiteren inhaltlichen Erwä-
gungen wie Sinn oder Unsinn 
von Forschung, Erkenntnisin-
teresse jenseits der Verwertung 
usw. abgesehen werden. Des-
halb begrüßen Befürworter 
von Studiengebühren die vom 
Centrum für Hochschulent-
wicklung (CHE) vorgelegte 
Untersuchung, aus der die 
Rendite einzelner Studien-
gänge abzulesen ist. Grob 
wurden Verdienstausfälle wäh-
rend des Studiums gegen 
wahrscheinliche Mehreinnah-
men danach abgewogen. Die 
Vergleichsgröße bildete das 
Einkommen von Abiturienten 
ohne anschließendes Studium. 
Das im Mai 1994 gegründete 
CHE – getragen von der 
Bertelsmann-Stiftung und der 
Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) – versteht sich selbst 
als Think Tank und Berater 
von Hochschulen. Es gehört zu 
den maßgeblichen Stichwort-
gebern und Institutionen der 
Politikberatung, die sich für 
eine betriebswirtschaftliche 
Reorganisation des Hoch-
schulwesens einsetzen. Für 
einzelne Fachbereiche rückt 
mit dem neuen Steuerungsmo-
dell die Marktgängigkeit ihrer 
Inhalte in den Mittelpunkt. 
So genannte Diskussionswis-
senschaften – sprich Sozial- 
und Geisteswissenschaften – 
müssen sich fragen lassen, ob 
sie ihren künftigen Kunden 
eine Dienstleistung anbieten 
können, die zu einer höheren 
Beschäftigungsfähigkeit führt. 
Schließlich ist für jeden Betrieb 
selbstverständlich, nur das 
zu produzieren, was sich hin-

terher auch verkaufen lässt. 
Innerhalb des Gesamtbetriebs 
entwickeln sich die Fachbe-
reiche zu Profit-Centern, zu 
autonomen, nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien funktio-
nierenden Einrichtungen. 

Den Begriff „Bildungsöko-
nomie“ hat Elmar Altvater vor 
gut dreißig Jahren als „ausge-
sprochen glückliche Kombi-
nation von Wörtern“ verstan-
den. Denn „Bildung“ verweise 
noch auf die humanistische 
Tradition der Menschenbil-
dung, auf die Fähigkeit zur 
Reflexion, auf die Konstitu-
tion des autonomen bürgerli-
chen Individuums, während 
im Begriff „Ökonomie“ das 
Moment der Ausbildung, der 
Konditionierung des Indivi-
duuums und vor allem das 
Kalkül von Kosten und Nutzen 
enthalten sei. „Die Bildungs-
ökonomie“, so Altvater weiter, 
sei nichts anderes „als Aus-
druck dafür, dass Bildung oder 
Ausbildung gar nicht mehr 
ins Belieben der Individuen 
gestellt sein können“. Was für 
Humboldt die Philosophie 
war, wird künftig die Betriebs-
wirtschaftslehre sein. 

Die Guten ins Töpfchen, 
die Schlechten ins Kröpfchen. 
Global Sourcing statt freie 
Migration und Pfl icht zur 
marktgerechten Ausbildung 
statt Recht auf Bildung ergän-
zen einander wunderbar. 

Christian Brütt
Der Text erschien zuerst in 
der Wochenzeitung Jungle 
World am 15.11.2000

.:: Christian Brütt: Die Ökonomie der Bildung ::.
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Studiengebühren
Studiengebühren wurden in den vergangenen 
zwanzig Jahren zielgerichtet enttabuisiert. Die 
bildungspolitischen Motive werden in der Debatte 
oft übersehen

Bei keinem anderen Aspekt 
der Hochschulpolitik schlagen 
so schnell die Wogen hoch wie 
beim Thema Studiengebüh-
ren. Und so war es auch dieses 
pikante und populäre Detail, 
über das in der Diskussion um 
die Novelle des Hochschul-
rahmengesetzes kurz vor der 
Bundestagswahl konserva-
tiv-liberale Bundesregierung 
und Sozialdemokra-
tInnen stritten. Das 
sollte jedoch nicht 
den Blick darauf ver-
sperren, daß inzwi-
schen nicht nur kon-
servative Verbände 
und PolitikerInnen 
mit Studiengebühren 
liebäugeln – Ergebnis 
einer „zielgerichte-
ten Enttabuisierung“ 
(Bultmann) seit dem 
Antritt der konser-
vativ-liberalen Bun-
desregierung 1982. 
Abgeschafft worden 
waren sie 1970 vor 
dem Hintergrund des 
Ziels der sozialen 
Öffnung der Hochschulen.

Prominentes Beispiel für 
Studiengebühren-Forderun-
gen aus dem linken Lager ist 
der ehemalige bildungspoliti-
sche Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Peter Glotz. 
Seit Anfang 1995 fordert 

er gegen die Beschlußlage 
seiner Partei und Distanzie-
rung seiner Fraktion „mäßige 
und sozial verträgliche Stu-
diengebühren“ von tausend 
Mark pro Semester. Inzwi-
schen von seinem Posten 
zurückgetreten, arbeitet Glotz 
für das CHE. Auch dem frühe-
ren hessischen Finanzminister 
Karl Starzacher (SPD) schrieb 

von Bildungskonten, auf die 
einerseits sozial gestaffelt der 
Staat, andererseits die Kon-
toinhaberInnen, deren Ange-
hörige und andere Dritte ein-
zahlen, forderte 1998 der Bil-
dungsrat der gewerkschafts-
nahe Hans-Böckler-Stiftung.

Die Debatte um Studienge-
bühren orientiert sich meist an 
den Gesichtspunkten Chan-
cengleichheit und Hochschul-
fi nanzierung. Übersehen 
werden nicht selten die bil-
dungspolitischen Motive. Die 

aber spielen kei-
nesfalls eine min-
derwertige Rolle. 
Michael Daxner 
hat die gängigen 
Positionen pro 
und contra Stu-
diengebühren 
zusammengetra-
gen. Argumente 
der GegnerIn-
nen:

1. Der Staat 
werde die ein-
g e n o m m e n e n 
Gebühren nicht 
bei den Hoch-
schulen belas-
sen, entweder die 
Ha u s h a l t s a n -

sätze kürzen oder über Ein-
schreibegebühren gleich mit-
kassieren; 

2. Aus sozialstaatlichen 
Gründen dürften keine Gebüh-
ren erhoben werden. Das Recht 
auf Bildung und die gesell-
schaftliche Bedeutung des 
Studiums seien wichtiger als 

die Presse Interesse an Studi-
engebühren zu. Zuletzt zitierte 
der Spiegel den niedersächsi-
schen Wissenschaftsminister, 
Thomas Oppermann (SPD), 
mit den Worten, er sei gegen 
eine Absage an Studiengebüh-
ren. Eine private Beteiligung 
an Bildungsausgaben in Form 
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daraus resultierende individu-
elle Privilegien. Eine Variante 
davon: Die individuelle Privi-
legien werden mit höheren 
Steuerleistungen der Akade-
mikerInnen und deren Beitrag 
zu höherer Produktivität aus-
geglichen; 

3. Studierende müßten 
bereits für ihren Lebensunter-
halt viele Jahre lang erhebliche 
Beiträge leisten; 

4. Gebühren würden die 
Zahl der Studierenden zurück-
gehen lassen und damit die 
Wirtschaftskraft des Landes 
schwächen; 

5. Gebühren könnten nicht 
substantiell zur Grundfi nan-
zierung beitragen, die politi-
schen Kosten ihrer Einführung 
lohnten deshalb nicht; 

6. Geht man von einer 
grundsätzlichen Nichtvalori-
sierbarkeit der Wissenschaft 
(also als Ware) aus, läßt sich 
die Höhe der Gebühren nicht 
berechnen.

Die BefürworterInnen brin-
gen vor:

1. Studierende sollten für 
die biographische Option, als 
AbsolventInnen ökonomisch, 
sozial und kulturell privi-
legiert zu werden, während 
des Studiums einen Beitrag 

leisten oder 
ihn nach 
dem Stu-
d i u m 
zurückzah-
len. Begrün-
d u n g e n : 
Nichtakade-
mische Steu-
erzahlerIn-
nen sollen 
e n t l a s t e t 
werden; der 
individuelle Nutzen einer 
Hochschulbildung überwiege 
den gesamtgesellschaftlichen. 
Genüßlich formuliert Josef 
Siegers von der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitge-
berverbände: „Es gehört schon 
zu den erstaunlichen Befunden 
dieser Gesellschaft, daß diese 
Umverteilung von unten nach 
oben widerspruchslos hinge-
nommen wird, ja gerade von 
denen verteidigt wird, die sich 
als Sachverwalter der Verlierer 
an diesem Umverteilungspro-
zeß verstehen.“ (Auch Peter 
Glotz argumentiert so: „Wieso 
es ‚sozial‘ sein soll, daß der 
junge Facharbeiter, der Beamte 
des einfachen Dienstes oder die 
Verkäuferin die Studienkosten 
für den gleichaltrigen Medizi-
nersohn bezahlen, bleibt 
unerfindlich. Das derzeitige 

S y s t e m 
bewirkt eine 
Einkommens-
übertragung 
von einkom-
mensschwa-
chen auf ein-
kommens-
s t ä r k e r e 
Schichten“) 

2. Studi-
engebühren 
bringen den 
Hochschu-

len ohne großen Verwaltungs-
aufwand Geld zur Grundfi-
nanzierung; 

3. Studiengebühren wirken 
kontraktändernd: Studierende 
als zahlende KundInnen haben 
einen Anspruch auf Gegen-
leistungen, etwa eine bessere 
Lehre. In diesen Zusammen-
hang gehört das Argument, die 
Studierende bekämen mit den 
Gebühren Mitbestimmungs-
rechte (Das ließ beispielsweise 
den Präsidenten des Berliner 
Wissenschaftszentrums für 
Sozialforschung, Friedhelm 
Neidhardt, zu dem Schluß 
kommen: „Auch die Studenten 
werden [...] merken können, 
daß ihnen Studiengebühren, 
differenziert entworfen und 
geschickt eingeführt, nicht nur 
zumutbar sind, sondern daß 
sie in ihrem Interesse liegen“); 

4. Studiengebühren wirken 
regulativ.

Bei den BefürworterInnen 
marktgesteuerter Hochschu-
len sind wegen dieser regulati-
ven Wirkung Studiengebühren 
beliebt. Erst mit ihnen „würde 
auch die allseits geforderte 
Verbesserung des Wettbewerbs 
zwischen den Hochschulen 
und das damit verknüpfte 
Postulat nach Stärkung der 
Hochschul-Autonomie rech-

.:: Michael Bayer: Studiengebühren ::.
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ten Sinn machen“ (SIEGERS). 
Dabei geht es nicht nur um den 
Anreiz, schneller zu studieren. 
Torsten Bultmann erklärt diese 
Perspektive: Die gegenseitige 
Regulierung von Angebot (der 
Hochschulen) und Nachfrage 
(der Studierenden) stimmt 
demnach Bildungsverhalten 
und Hochschulressourcen 
quantitativ und qualitativ auf-
einander ab. Die Studieren-
den müßten die Rendite ihrer 
Gebühren kalkulieren und sich 
damit stärker am Arbeitsmarkt 
orientieren. Die Fachbereiche 
müßten in dem Maße, wie 
ihre materielle Ausstattung 
zunehmend auf Einnahmen 
aus Studiengebühren angewie-
sen wäre, attraktive Angebote 
zur Anwerbung von Studie-
renden entwickeln – und sich 
auf diese Weise ebenso auf 
den Markt beziehen, da diese 
Attraktivität in direkter Rela-
tion zu den gesellschaftlichen 
Chancen der jeweiligen Studi-
enabschlüsse stünde. Wenn es 
das Ziel ist, an den Hochschu-
len möglichst arbeitsmarktnah 
auszubilden, bedürfte es nicht 
einmal mehr einer politischen 
Steuerung.

Zudem wirken Studien-
gebühren, wenn sie an die 
Hochschulen gehen, als Kataly-
sator der Differenzierung. Die 
Hochschulrektorenkonferenz 
überlegte, ob die Einnahmen je 
nach Renommee einer Hoch-
schule oder eines Fachbereichs 
unterschiedlich hoch ausfallen 
können: „Eine freie Preisgestal-
tung wäre unter dem Gesichts-
punkt des Wettbewerbs lang-
fristig eine interessante Vari-
ante.“ Als „erster Schritt“ 
erschien der HRK eine einheit-
liche Gebührenlösung sinn-

voll – bezogen auf die Hoch-
schulart. Überdurchschnittli-
che Einnahmen pro StudentIn 
heißt, um an gleich viel Geld 
zu kommen, brauchen diese 
Fachbereiche weniger Studen-
tInnen aufzunehmen. Das wird 
die Arbeitsbedingungen dort 
weiter verbessern – und folg-
lich anderswo verschlechtern.

Die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung beschrieb den bil-
dungspolitischen Kontext der 
Studiengebühren im Jahre 
1995 so: „Seit jeher fordert 
der Bund Freiheit der Wissen-
schaft, die Studenten sollten 
sich an den Kosten für ihre 
Ausbildung beteiligen. Aber 
erst seit der hochschulpoliti-
sche Sprecher der SPD, Glotz, 
und einige Landeskonferenzen 
der Hochschulrektoren laut 
darüber nachdenken, werden 
diese Vorschläge ernst genom-
men. Gedacht wird an eine 
Studiengebühr von 1000 Mark 
je Semester. Der Vorschlag 
des Bunds Freiheit der Wis-
senschaft hält sich allerdings 
an Voraussetzungen, die nicht 
erfüllt sind: die klare Auskunft 
darüber, welche 
Fachbereiche an 
welchen Hoch-
schulen gut und 
welche nicht so 
gut sind (zum 
Beispiel Rangli-
sten wie in den 
Vereinigten Staa-
ten); ferner die 
Freiheit der 
Hochschulen, 
sich ihre Studen-
ten selbst aus-
zuwählen, wobei 
die renommier-
ten Hochschulen 
höhere Gebüh-

ren erheben können; schließ-
lich eine großzügige Förderung 
der Begabten durch Stipen-
dien. Auf diese Weise kämen 
die besten Studenten an die 
besten Fachbereiche; die guten 
Universitäten oder Fachbe-
reiche würden immer besser, 
die nicht so guten wenigstens 
teilweise schlechter. Die guten 
Fachbereiche könnten so ihre 
internationale Konkurrenzfä-
higkeit in Forschung und Lehre 
verteidigen oder verbessern; 
die schlechteren müßten sich 
auf die Lehre konzentrieren. 
Wer nicht bereit ist, den Hoch-
schulen bei steigender Studen-
tenzahl mehr Geld zu geben, 
wird um diese oder eine ähn-
liche Lösung langfristig kaum 
herumkommen.“

Drei Jahre nach dieser 
Einschätzung sind wichtige 
Hürden, die die gewünschten 
Effekte der Studiengebühren 
bislang verhinderten, zwar 
nicht ganz, aber doch weit-
gehend verschwunden: Nun 
gibt es vermehrt Ranglisten, 
und die Hochschulen suchen 
zumindest einen Teil der Stu-
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dierenden selbst aus. 
Da paßt es, daß 
inzwischen wieder die 
ersten Studiengebüh-
ren anfallen: In Baden-
Württemberg zahlen 
StudentInnen, die die 
Regelstudienzeit um 
mehr als zwei Jahre 
überschreiten, seit dem 
Sommersemester 1998 
tausend Mark pro 
Halbjahr. (Am 5. Mai 
1997 hat der baden-
wü r t temberg i sche 
Landtag das Landes-
hochschulgebühren-
gesetz verabschiedet, in Kraft 
getreten ist es am 24. Mai 1997. 
Das Gesetz regelt die zu erhe-
benden Studiengebühren für 
Studien an Hochschulen und 
Berufsakademien. Der Verfas-
sungsrechtler MUTIUS bewer-
tet die Regelung als einen Ver-
stoß gegen den Gleichheits-
grundsatz in Art. 3 I GG und 
damit als verfassungswidrig.) 
Andere, auch SPD-geführte 
Länder, erheben sogenannte 
Verwaltungsgebühren von 
allen StudentInnen in Höhe 
von hundert Mark. In Hessen 
wurden die Mahngebühren der 
Bibliotheken drastisch erhöht 
und Gebühren für den studen-
tischen Zugang zum Internet 
eingeführt. Als Gegenargu-
ment zur These, Studienge-
bühren führten zu einem sozi-
alen numerus clausus, wird oft 
der Ausbau der Stipendienför-
derung genannt. So schlug der 
Bund Freiheit der Wissenschaft 
1995 vor, das Bafög abzuschaf-
fen und die entsprechenden 
Landes- und Bundesmittel auf 
die großen Begabungförde-
rungswerke der Parteien und 
Verbände umzuverteilen. Das 
läuft darauf hinaus, das Recht 

auf Bildung zu ersetzen mit 
einer „Begabungsselektion 
nach Maßstäben der mächtig-
sten gesellschaftlichen Interes-
sengruppen“. Das Centrum 
für Hochschulentwicklung, es 
mag nicht mehr überraschen, 
forciert ebenfalls Studienge-
bühren. Im Mai 1996 lud es zu 
einer Konferenz nach Bielefeld 
ein, um mit Gästen aus Japan, 
Australien, der Schweiz, den 
Niederlanden und den USA 
„Internationale Modelle und 
Erfahrungen“ zu diskutieren. 
Das von CHE-Leiter Detlef 
Müller-Böling zusammenge-
faßte Ergebnis: Studienge-
bühren sind bildungs-, hoch-

schul-, verteilungs- 
und finanzpolitisch 
sinnvoll und sozial-
politisch machbar. Im 
Mai 1998 legte das 
CHE mit dem Stifter-
verband ein „Modell 
für einen Beitrag der 
Studierenden zur 
Finanzierung der 
Hochschulen (Studi-
enbeitragsmodell)“ 
vor.

Von Daxner unge-
nannt blieb ein weite-
res Motiv für Studien-

gebühren: Sie schaffen einen 
Bildungsmarkt. So weist der 
konservative Kronberger Kreis 
darauf hin, seine Reformvor-
schläge – Studiengebühren 
(2000 Mark pro Semester) und 
leistungsbezogene Gehälter 
für ProfessorInnen – förderten 
den Aufbau privater Hoch-
schulen. Die seien bislang 
benachteiligt, weil sie sich mit 
Gebühren fi nanzieren.

Michael Bayer
Redakteur der Frankfurter 
Rundschau

.:: Michael Bayer: Studiengebühren ::.
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Hochschulunternehmen 
auf dem Wissensmarkt
Tendenzen und Widersprüche der aktuellen 
Hochschulreform

Nicht zuletzt die aktuelle 
PISA-Erhebung belegt: Die 
Institutionen von Bildung und 
Wissenschaft sind traditionell 
konservative und äußerst 
reformresistente Gebilde. Sie 
leisten im Regelfall nie das, was 
sie jeweils aktuell leisten sollen. 
Das hängt damit zusammen, 
dass sie in einer bestimmten 
Zeit geprägt werden, aber die 
dynamische Veränderung der 
gesellschaftlichen Strukturen, 
deren Ausdruck sie einmal 
waren, im Regelfall um ein 
halbes Jahrhundert und mehr 
überdauern. 

Ein ganz neues 
Hochschulsystem

So scheint es auch in der 
Hochschulpolitik, die bei 
äußerlicher Betrachtung einen 
ziemlich langweiligen Ein-
druck vermittelt, seit ewigen 
Zeiten immer um das Gleiche 
zu gehen: die deutschen Stu-
dentInnen studieren zu lange 
und meistens das Falsche (so 
dass periodisch ausländische 
Fachkräfte importiert werden 
müssen), die verbeamteten 
ProfessorInnen werden vor 
allem fürs Älterwerden bezahlt 
und verweigern sich beharr-

lich dem gesellschaftlichen 
Modernisierungsbedarf, hin 
und wieder steigt der Versuchs-
ballon “Studiengebühren” – 
und immer muss natürlich 
gespart und überall gekürzt 
werden. Der oberflächliche 
Eindruck anhaltender Ver-
änderungsresistenz täuscht 
jedoch. 

Die oben angedeutete 
“Ungleichzeitigkeit” zwischen 
der Form nationaler Bildungs-
systeme auf der einen und 
gesellschaftlicher Entwick-
lungsdynamik auf der anderen 
Seite bedeutet schließlich auch, 
dass über Jahrzehnte nachwir-
kenden institutionelle Erneue-
rungen dieser Systeme sich in 
relativ kurzen zeitlichen Fristen 
– meistens ebenso radikal wie 

von heftigen gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen 
begleitet (1968 ff) – vollziehen.  
Man könnte daher die These 
riskieren, dass wir gegenwär-
tig auch in einer derartigen 
“Umbruchperiode” leben, in 
welcher sich Veränderungen 
anbahnen, deren Reichweite 
erstens noch gar nicht voll-
ständig erkennbar ist und die 
zweitens nur in einem ana-
lytischen Erklärungszusam-
menhang mit dem Übergang 
von der traditionellen kapi-
talistischen Industriegesell-
schaft zur sog. Informations- 
oder “wissensbasierten” Gesell-
schaft verständlich sind.

Die alleinige Betrachtung 
der stoffl ich-technischen Seite 
dieser Transformation ist je-
doch nicht hinreichend ohne 
gleichzeitige Thematisierung 
der politisch vorherrschenden 
Formen sog. Globalisierung, 
innerhalb derer sie sich voll-
zieht. Die dynamische Inter-
nationalisierung von Arbeits-
märkten und die globale Kon-
kurrenz um Spitzenforschung 
und Hochtechnologie erhö-
hen zunächst augenfällig den 
Druck in Richtung einer stär-
keren Vergleichbarkeit (Trans-
parenz) und Standardisierung 
der Bildungs- und Ausbil-



.:: 43 ::.

dungssysteme, die ursprüng-
lich einmal, wenn auch nicht 
gänzlich unbeeinfl usst vonein-
ander, unter der Käseglocke 
national-kultureller Traditio-
nen entstanden sind.   Wettbe-
werbsvorteile im “Kampf der 
Standorte” entstehen unter 
einer bestimmten Optik, wel-
che die vorherrschende sein 
dürfte, vor allem aus dem 
Prozess der schnellstmögli-
chen Verfügung über das fort-
geschrittendste “Wissen” im 
Maßstab globaler Konkurrenz. 
“Verfügung” heißt in diesem 
Kontext vor allem Monopoli-
sierung (exklusive Aneignung) 
bzw. – im eigentumsrechtli-
chen Sinne – “Privatisierung”. 
Dies bezieht sich auf “Human-
ressourcen” (Ausbildung, An- 
und Abwerbung hochqualifi -
zierter Fachkräfte ) ebenso wie 
auf gegenständliche Hochtech-
nologien. In der Konsequenz 
eines vor allem ökonomisch 
verstandenen Wettbewerbes 
werden die jeweiligen natio-
nalen Systeme der ursprüngli-
chen Wissensproduktion und 
-weitergabe – Forschung, 
Lehre, Berufsausbildung, schu-
lische Bildung – einer stärke-
ren (einzel-) betrieblichen 
Rentabilitäts- und Verwer-
tungslogik unterworfen. Die 
meisten bildungspolitischen 

Maßnahmen 
r e s u l t i e r e n 
aus dieser 
Optik.

Man ver-
fehlt daher die 
Quintessenz 
der aktuellen 
Hochschul-
politik voll-
ständig, wenn 
man sie ledig-

lich als Sparpolitik oder rou-
tinemäßige technokratische 
Modernisierung des beste-
henden Zustandes themati-
siert. Was wir aktuell erleben, 
könnte vielmehr das Anfangs-
stadium der Herausbildung 
eines historisch neuartigen 
Hochschulmodells sein, in 
dem das Verhältnis von Gesell-
schaft, Staat und Wissen, seiner 
Erzeugung und gesellschaftli-
chen Umsetzung, grundsätz-
lich neu geregelt wird. Die 
Betonung liegt auf “Anfangs-
stadium”. Selbst wenn einem 
die aktuellen politischen 
Rahmenbedingungen dieses 
Transformationsprozesses als 
äußerst problematisch erschei-
nen, muss dieser keineswegs 
mit (verschwörungstheore-
tisch beschreibbarer) Zwangs-
läufi gkeit und Eindimensiona-
lität in eine bestimmte Rich-
tung gehen und gegen politi-
sche Alternativen völlig 
abgeschottet sein. 
Diese bedürfen freilich 
massiver gesellschaft-
licher Unterstützung 
und einer Hochschul-
reformbewegung “von 
unten”, die erstens 
weiß, was sie will, 
und sich daher zwei-
tens nicht allein in 
aussichtsloser Status-

Quo-Verteidigung verschleißt. 
Wenn ich mich im folgenden 
mit einer kritischen Rekon-
struktion der “inneren Logik” 
von Hochschulreform in ihrer 
aktuell vorherrschenden poli-
tischen Gestalt beschäftige und 
dabei deren gesellschaftliche 
Legitimationswidersprüche 
besonders beleuchte, soll dies 
auch dazu dienen, Ansatz-
punkte für alternative politi-
sche Interventionen sichtbarer 
zu machen.

1. Stationen der Hoch-
schulreform: Von der 

“Gruppenuniversität” zum 
wissenschaftlichen Dienst-

leistungsunternehmen – 
von der “sozialen Öffnung” 

zum “Effi zienzproblem”

Die aktuellen Konfl ikte um 
die Zukunft der Hochschulen 
lassen sich vor allem aus einer 
historischen Perspektive präzi-
ser in ihrem gesellschaftlichen 
Gehalt erkennen. Dies soll hier 
im kurz dargestellt werden a) 
anhand einer Beschreibung 
der, bestimmten historischen 
Epochen zuzuordnenden, in-
stitutionellen Vorstellungen 
über das Funktionieren von 
Hochschulen und b) unter dem 
Aspekt der jeweils gesellschaft-

.:: Torsten Bultmann: Hochschulunternehmen auf dem Wissensmarkt ::.
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lich konsensfähigen (bzw. poli-
tisch kompromiss- und mehr-
heitsfähigen) Bildungs- und 
Wissenschaftskonzepte. 

In Anlehnung an Keller 
(2000) gab es in der jüngeren 
deutschen Geschichte im 
wesentlichen zwei relevante 
Hochschulmodelle, die unge-
achtet aller Unterschiede zwi-
schen einzelnen Wissenschafts-
einrichtungen und 
örtlichen Traditio-
nen eine länger 
währende institu-
tionelle Stabilität 
garantierten: am 
längsten davon 
bekanntermaßen 
das aus der 
Preußischen Uni-
ve r s i t ä t s re f o r m 
(1810) hervorge-
gangene Humbold-
tsche Modell, wel-
ches sich als “kul-
turstaatlich verfas-
ste Ordinarienuniversität” 
(Keller 2000: 30ff) etablierte. 
Dieses Modell beruhte im 
wesentlichen auf einer wenig 
formell geregelten patriar-
chalischen Kooperation und 
Elitenkooptation der Insti-
tutsleiter. Es entsprach einer 
Wissenschaft auf geringem 
Vergesellschaftungsniveau, 
welche vor allem ihrer eigenen 
Reproduktion und der Ausbil-
dung höherer Staatsbeamter 
sowie weniger freier Berufe 
(Ärzte, Anwälte) diente. Daher 
ist es erklärlich, dass dieser 
Typus im wesentlichen durch 
den politischen Druck aus 
zweierlei Richtungen abgelöst 
wurde, welche nur partiell 
etwas gemeinsam hatten: dem 
Demokratisierungsdruck der 
68er-Studentenbewegung und 

des damaligen akademischen 
Mittelbaus sowie dem wissen-
schaftlich-technologischen 
Modernisierungsbedarf der 
wirtschaftlichen und staat-
lichen Eliten. Aus den Kon-
flikten und Kämpfen der 
Hochschulreformperiode ging 
schließlich ein durch die 
1976er-Fassung des Hoch-
schulrahmengesetzes (HRG) 
abgesegnetes neues (“zweites”) 

wurde, die während der ca. 
10 Jahre davor in der hoch-
schulpolitischen Öffentlichkeit 
verhandelt wurden. (vgl. ebd.: 
2000: 156 ff). Dieser Hinweis 
ist deswegen brandaktuell, 
weil die heutigen Verfechter 
eines neuen marktverfassten 
und wettbewerbsgetriebenen 
Hochschulmodells die Dinge 
so hinstellen, als sei dieses die 
einzige Alternative zur Ablö-

sung der gegen-
wärtigen etati-
stisch-bürokrati-
schen Gruppen-
hochschule. Das 
stimmt weder in 
einem histori-
schen noch in 
einem systema-
tischen Sinne 
(s.u.). 

Der 1976er-
“Kompromiss” 
der Gruppen-
hochschule ver-

sucht im wesentlichen drei 
Ansätze in eine Balance zu 
bringen: a) Elemente der büro-
kratisch-staatlichen Wissen-
schaftsplanung durch Steue-
rung über politisch-rechtliche 
Normen; b) Elemente der tra-
ditionellen, d.h. ins 19. Jahr-
hundert zurück reichenden, 
“akademischen Selbstverwal-
tung” der Wissenschaft durch 
Professoren, denen durch das 
1973er Mitbestimmungsurteil 
des Bundesverfassungsgerich-
tes wieder eine ausschlagge-
bende Stellung in den Ent-
scheidungsgremien zugebilligt 
wurde (Keller 2000: 169f ); 
schließlich b) Elemente der 
politischen Mitbestimmung 
auf der Basis einer massende-
mokratischen Repräsentation 
von Interessen (indem auch 

Modell hervor, welches sich 
präzise bezeichnen lässt als 
“staatlich regulierte und pro-
fessorendominierte Gruppen-
hochschule” (ebd.: 155; 166ff); 
vulgo: die “Gruppenuniversi-
tät”, wie wir sie alle kennen 
und wie sie in ihren tragenden 
Säulen bis heute annähernd 
30 Jahre Bestand hatte. Durch 
die Bezeichnung soll darauf 
hingewiesen werden, dass es 
sich bei diesem Modell nicht 
um einen authentischen Aus-
druck demokratischer Bil-
dungsreformen handelte, son-
dern um einen bürokratischen 
Kompromiss “nach hinten”, 
welcher folglich gegen wesent-
lich weitergehende Vorstellun-
gen demokratischer Selbstver-
waltung und gesellschaftlicher 
Verantwortung durchgedrückt 
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nicht-professorale “Status-
gruppen” Vertreter in die Gre-
mien wählen dürfen und in 
ihren spezifi schen Rechten und 
Interessen damit zumindest 
formal anerkannt sind). Das 
Grundproblem der Gruppen-
hochschule dürfte daher sein, 
dass sie auf einer bloß äußer-
lichen Verknüpfung katego-
rial unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Wissenschaftskon-
zepte basiert. Von daher ist 
es naheliegend, sie als “Ge-
mischtwarenladen” (Schimank 
2001) zu bezeichnen und den 
Hochschulen ein “Zielwirr-
warr” (ebd.: 224) zu attestie-
ren. Erst mit der gesellschaftli-
chen Durchsetzung der Grup-
penhochschule entwickelte 
sich das Politikfeld “Hoch-
schulpolitik” als kontinuier-
liche staatliche Aufgabe (dazu 
grundlegend: Oehler 2000; 
hier insbesondere:13 ff); erst 
seitdem wurde die institutio-
nelle Form der Hochschule, 
welche zuvor von ihren Reprä-
sentanten selbstreferentiell 
durch ihre “Tradition” (resp. 
“Wesen”, “Idee”) gerechtfertigt 
werden konnte, als grund-
sätzlich problematisch und 
veränderungsbedürftig emp-
funden; und Hochschulpolitik 
lässt sich für diese Zeitspanne 
als Geschichte ihres ständigen 
Scheiterns beschreiben.

Allein eine hochschulim-
mante Perspektive – bzw. eine 
bloße Gegenüberstellung von 
“Modellen” – erklärt hier 
jedoch wenig. Die gesellschaft-
liche Dynamik, die den erwäh-
nen Konfl ikten zugrunde lag, 
ist gekennzeichnet durch eine 
bis dahin historisch nicht 
gekannte soziale Bildungsex-
pansion in einer relativ kurzen 

Frist, welche auch zu einer 
Entstehung von Massenhoch-
schulen für mittlerweile mehr 
als 30% eines Altersjahrgangs 
(50er-Jahre: 5%) geführt hat. 
Daraus wurden jedoch nie die 
adäquaten politischen Schluss-
folgerungen gezogen. Ich führe 
dies darauf zurück, dass es 
zwischen den verschieden 
(gesamt-)gesellschaftlichen 
Interessengruppen sowie Frak-
tionierungen innerhalb des 
Hochschulsystems niemals 
einen politischen Konsens über 
den Charakter der Bildungs-
expansion und entsprechende 
strukturelle und institutionelle 
Konsequenzen gegeben hat. 
Das Hochschulsystem wurde, 
wie bereits angedeutet, im 
wesentlichen durch labile poli-
tische Kompromisse und juri-
stische Aushilfen halbwegs 
intakt gehalten. Diese Kom-
promissarchitektur wird heut-
zutage gerne als entscheiden-
des Innovationshindernis dar-
gestellt. (Müller-Böling 1994) 
Die Hochschulentwicklung 
der letzten 30 Jahre lässt sich in 
dem Zusammenhang verein-
facht in drei Phasen untertei-
len:

Erste Phase: Um 1970 war 
vermutlich – ungeachtet hefti-
ger bildungspolitischer Kon-
troversen in der Öffentlichkeit 
– der gesellschaftliche Konsens 
über Oberstufenreform und 
Hochschulausbau am größten, 
weil in ihm wirtschafts- und 
sozial- und bildungspolitische 
Motive kurzzeitig scheinbar 
harmonisch zusammentrafen. 
Prägend für diese Phase war 
(wie in anderen Industriestaa-
ten auch) die Annahme, dass 
der Bedarf an hochqualifi zier-
ten Arbeitskräften auf lange 
Sicht linear deutlich ansteigen 
werde. (Teichler 1999: 118). In 
den damaligen bildungspoliti-
sche Leitbegriffen wie “soziale 
Öffnung”, “Chancengleichheit”, 
“Wissenschaft in gesellschaftli-
cher Verantwortung” konnten 
sich die unterschiedlichsten, 
ansonsten durchaus heteroge-
nen, gesellschaftlichen Interes-
sen identifi zieren. Was in der 
Kombination von sozialer Bil-
dungswerbung und expansi-
ver Hochschulreform damals 
als tragfähiges politisches 
Zukunftsmodell empfunden 
wurde und was in der Pro-
grammatik diverser bildungs-
politischer AkteurInnen bis in 
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die Gegenwart nachwirkt, wird 
heute zuweilen als ”einmaliger 
historischer Glücksfall” defi -
niert. (Geißler 1999: 6)

Zweite Phase: Seit Einbruch 
der ökonomischen Struktur-
krise Mitte der 70er-Jahre 
mündete die weiter wachsende 
Nachfrage nach Hochschulbil-
dung nicht mehr in eine ana-
loge Entwicklung des Beschäf-
tigungssektors. Die Akademi-
kerInnenarbeitslosigkeit, die 
es de facto vorher nicht gege-
ben hatte, vervierfachte sich 
allein zwischen 1975 und 1985. 
(Hartung 1993: 411). Der Poli-
tikerspruch einer ”Entkoppe-
lung von Bildung und Berech-
tigung” kam auf. Die Hoch-
schulausbauphase wurde defi -
nitiv für beendet erklärt. Die 
politische Form der Been-
digung war der berühmte 
”Doppelbeschluss” 
(auch: ”Öffnungsbe-
schluss”) der Mini-
sterpräsidenten, Kul-
tus- und Finanzmi-
nister aus dem Jahre 
1977, die Hochschu-
len für alle Studie-
renden grundsätz-
lich weiter offen zu 
halten, aber ihre 
Finanzierung auf 
dem damaligen Ni-
veau einzufrieren.   Infolge 
dieses ”Öffnungsbeschlusses” 
war im Verlauf der 80er Jahre 
die ”Bewältigung der Über-
last” das zentrale hochschul-
politische Thema. Bei diesem 
Thema wurde immerhin noch 
versucht, legitimationspoli-
tisch zwei Dinge in eine 
Balance zu bringen: knappe 
Staatsfinanzen und weiter 
ansteigenden Hochschulzu-
gang, an dessen sozialer 

Berechtigung (ohne zusätzli-
che Voraussetzung) noch nie-

mand zu rütteln wagte. Inso-
fern war der Öffnungsbe-
schluss ein typischer sozial-
staatlicher (”fordistischer”) 
politischer Kompromiss.

Dritte Phase: In den 90er-
Jahren tritt die Überlastproble-
matik zunehmend in den Hin-
tergrund. Die bestimmenden 
hochschulpolitischen Akteu-
rInnen verlagern ihre Initiati-

1996:25 f; kritisch: Oehler 
2000: 62). Die aus fehlenden 

materiellen Res-
sourcen resultie-
renden Schwie-
rigkeiten werden 
so auf ein ver-
meintlich inter-
nes Reformdefi zit 
der Hochschulen 
verschoben. Das 
Überlastproblem 
verwandelt sich 
in ein ”Effizi-

enzproblem”. (dazu kritisch: 
Pasternack/Hein 1998) Auf 
dieses Weise entsteht ein spe-
zifi scher Blickwinkel, der das 
Bemühen um eine ”effizien-
tere” Verwendung der knap-
pen staatlichen Mittel mit der 
Erschließung neuer privater 
Finanzierungsquellen (indu-
strielle Drittmittel, Studienge-
bühren, Sponsoring) verbindet. 

Aus der Anforderung 
heraus, knappe Ressourcen 
mit einer wachsenden gesell-
schaftlichen Nachfrage und 
steigendem internationalen 
Wettbewerbsdruck in ein Ver-
hältnis zu bringen, werden 
Markt und Wettbewerb zuneh-
mend als adäquate Mechanis-
men zur Steuerung wissen-
schaftlicher und pädagogischer 
Abläufe akzeptiert. 

2. Die Bewirtschaftung 
von Humankapital – Ele-

mente betriebswirtschaft-
licher Restrukturierung 

der Hochschulen

Modellhaft vereinfacht lässt 
sich das Credo neoliberaler 
Bildungspolitik wie folgt um-
schreiben: Wenn Bildungs- 

ven, teils freiwillig, teils durch 
staatlichen Druck, von der 
– zuweilen noch rhetorisch 
oder rituell vorgetragenen – 
Forderung nach ”mehr Geld” 
bzw. einer auslastungsgerech-
ten Finanzierung auf den 
anderen ”Weg zur Optimie-
rung der bereitgestellten Res-
sourcen”, welcher ”über die 
Einführung von Elementen 
des Wettbewerbs in das Hoch-
schulsystem” führt. (HRK 
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und Wissensproduktion einen 
optimalen Nutzeffekt für den 
Wirtschaftsstandort Deutsch-
land haben soll, dann müssen 
sich Bildungseinrichtungen 
wie Schulen und Hochschulen 
verstärkt selbst als Wirtschafts-
betriebe begreifen; das heißt, 
sie sollen in einem Verhältnis 
des Wettbewerbs zueinander 
stehen und ihre internen 
Strukturen vor allem auf die 
Effi zienzsteigerung der Rela-
tion von Kosten und Leistun-
gen ausrichten. Dies vollzieht 
sich vor dem Hintergrund 
insgesamt sinkender staatli-
cher Bildungsausgaben. Bereits 
dieses Zusammenwirken von 
Umständen bewirkt eine ent-
politisierende Reduktion in der 
Betrachtung und gesellschaft-
lichen Bewertung öffentlicher 
Aufgaben.(Felder 1998)

Vordergründig geht es 
zunächst darum:

• mit den vorhandenen oder 
schrumpfenden finanziellen 
Mitteln das Gleiche wie bis-
her – oder auch mehr – in 
kürzerer Zeit zu erreichen. Das 
ist zwangsläufig verbunden 
mit einer Delegation von (for-
maler) Verantwortung “nach 
unten”, d. h. von der staat-
lichen Planungsbürokratie 
etwa auf die Einzelhochschule 
(“Autonomie”). Im Gegenzug 
werden neuartige Instrumen-
tarien schärferer Leistungs- 
und Erfolgskontrolle aufge-
baut (Budgetierung, Control-
ling, Ranking-Verfahren, per-
manente Evaluation);

• staatliche Mittel zugun-
sten komplementärer privater 
Finanzierungsquellen zurück-
zufahren. Dies ist gleichbedeu-
tend mit einer zunehmenden 
Privatisierung der Verantwor-

tung für das öffentliche Bil-
dungssystem. Hier sind die 
Debatten um Studiengebüh-
ren, Hochschulmarketing, pri-
vates Sponsoring, (Teil-) Priva-
tisierung einzelner Hochschul-
angebote (“Outsourcing”) etc. 
einzuordnen.

Bereits dieser Umriss zeigt, 
dass sich in der gegenwärtig 
dominanten politischen Strö-
mung der Modernisierung – 
nicht allein der Hochschulen, 
sondern des gesam-
ten Bil-dungssy-
stems – völlig 
unterschied-
liche Inter-
essen und 
Motive verei-
nigen: auf der 
Ebene einzelner 
Abteilungen der 
Ministerialbürokratie 
dürfte das Interesse an Einspa-
rungen und schärferer Kon-
trolle der Mittelverwendung 
im Zentrum stehen, herunter-
gewirtschaftete Fachbereiche 
versprechen sich eventuell die 
Gewinnung neuer fi nanzieller 
Spielräume, ehemalige 68er das 
Aufbrechen verkrusteter aka-
demischer Strukturen durch 
den frischen Wind des Wettbe-
werbs; diejenigen Beteiligten, 
die im Bewußtsein handeln, 
eine strategische “Mission” 
umzusetzen, dürften eher in 
der Minderheit sein. Der 
Akzeptanz dieser Politik liegt 
ganz offenkundig (noch?) 
keine stabile politische 
Akteurskonstellation zu-
grunde, wie sie etwa im 
Zusammenwirken von tech-
nokratischen Modernisierern 
und demokratischen Refor-
men der Hochschulreformpe-
riode (ca. von Mitte der 60er- 

bis Anfang der 70er Jahre) 
ihren Ausdruck fand. Die aktu-
elle Art der Modernisierung 
vollzieht sich nicht als “große 
Aktion” bzw. polarisierende 
gesellschaftliche Auseinander-
setzung, wovon etwa noch die 
Durchsetzung des Hochschul-
rahmengesetzes (1976) geprägt 
war, sondern auf der Ebene 
einer dezentral ansetzenden 
“Subpolitik” (Nullmeier 2000: 
220): Pilotprojekte, Experi-
mentierklauseln in Hoch-

schulgesetzen, Trai-
ningsseminare für 

Hochschulleitun-
gen, Medien-
kampagnen etc. 
In der Koordina-
tion dieser dis-

paraten Interes-
sen auf gemein-

same politische Ziele 
und Leitbilder kommt 

den Think Tanks etwa im 
Umkreis der Bertelsmann-
Stiftung – im Hochschulbe-
reich an herausragender Stelle 
das Gütersloher Centrum für 
Hochschulentwicklung (CHE) 
– eine herausragende Bedeu-
tung zu, womit diese zugleich 
einen neuartigen “postmoder-
nen” Politiktypus der Überfüh-
rung öffentlicher Aufgaben in 
marktförmige Nutzenkalküle 
verkörpern (Bennhold 1999, 
Plehwe/Walpen 1999, Schöller 
2001)

Um wettbewerbliche Sti-
mulierung und Effi zienzstei-
gerung in eine sich selbst 
tragende Prozessdynamik zu 
überführen, welche nicht mehr 
permanenter staatlicher Inter-
vention bedarf, ist eine grund-
legende Umwandlung der tra-
ditionellen Hochschulstruktu-
ren erforderlich.  Kern dieser 
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Umwandlung ist die Umstel-
lung der staatlichen Finan-
zierung vom “input-
orientierte(n) Steuerungs-
konzept des bürokratischen 
Modells” zu einer “out-
put-orientierte(n) Steuerung” 

(Brinkmann 1998: 98). In 
anderen Worten: Bisher war die 
Bemessungsgrundlage staat-
licher Finanzzuteilung im 
wesentlichen der Grad der 
Auslastung (Studienplatznach-
frage) bzw. die Beanspruchung 
qua Status (Professur). Dieser 
Mechanismus soll in Rich-
tung “Leistungsorientierung” 
umgebaut werden.

In dem Zusammenhang 
kommt es darauf an, das 
Ensemble der an Hochschu-
len verrichteten Tätigkeiten 
und produzierten Ergebnisse 
überhaupt beschreibbar und 
bewertbar zu machen. Diese 
werden in letzter Konsequenz 
als “Produkte” umdefiniert, 
die gegenseitig vergleichbar 
und meßbar sind. Manage-
ment und Marketing werden 
zu einer sich zunehmend aus-
differenzierenden selbständi-
gen Aufgabe von Hochschul-
leitungen. In dieses Raster 
lassen sich im Grunde alle 
an Hochschulen verrichteten 

Tätigkeiten pressen: Studien-
abschlüsse, Promotionen, ein-
geworbene Forschungsgelder 
(Drittmittel), akademische 
Preise, aber etwa auch: Umfang 
der Konsultationen einer Stu-
dienberatung, Umfang der 

Auslandskontakte 
etc. Das einzige 
Medium gegen-
seitiger Vergleich-
barkeit ist der 
Faktor Zeit. Folg-
lich besteht unge-
achtet vielfältiger 
Nuancen zwi-
schen Bundeslän-
dern und Einzel-
hochschulen der 
wesentliche Vor-
gang der sog. lei-

stungsorientierten Mittelver-
gabe darin, 1.) daß “Ergeb-
nisse” quantifi ziert und in Zeit-
größen gemessen werden und 
dass sich 2.) an dieser Rela-
tion ein Finanzierungsgefälle 
bemißt. (Lange 1999: 113f ). 
Je schneller, je mehr! Das Pro-
blematische an dieser Kon-
struktion ist folglich nicht die 
statistische Dokumentation 
von Ergebnissen (dies könnte 
auch als Aspekt demokrati-
scher Transparenz begriffen 
werden), sondern die Instal-
lierung eines Wettbewerbs-
mechanismus, der sich ten-
denziell gegen die inhaltliche 
Bestimmbarkeit und politische 
Legitimationspfl ichtigkeit von 
Wissenschafts- und Bildungs-
angeboten verselbständigt. 

Natürlich wissen auch die 
bestimmenden hochschulpo-
litischen Akteure, dass sich 
eine inhaltliche Prozesssteue-
rung allein über quantitative 
Indikatoren nicht befriedigend 
begründen läßt. So ist öffent-

lich vor allem von “Qualitäts-
sicherung” die Rede. In dem 
Maße jedoch, wie “Qualität” 
erst durch die wettbewerbliche 
Bewertung von Hochschul-
ergebnissen als Resultat im 
Nachhinein bestimmt werden 
kann (unter anderem durch die 
Verwertbarkeit dieser Ergeb-
nisse auf Märkten), kann logi-
scherweise eine akademische 
oder politische Begründung 
von “Qualität” nicht mehr am 
Anfang der hochschulinternen 
Prozesssteuerung stehen. In 
anderen Worten: “Qualität” ist 
kein Kriterium ergebnisoffe-
ner demokratischer Verfahren 
bzw. revidierbarer politischer 
Vereinbarungen, sondern wird 
zu einer Aufgabe des Manage-
ments (Pasternack 2000: 42) 
– und kann folglich auf diese 
Weise hochschulintern nur tau-
tologisch begründet werden. 

Derartige Finanzierungs- 
und Steuerungmechanismen 
erfordern konsequenterweise 
andere Entscheidungs- und 
Leitungsstrukturen. (Müller-
Böling/Fedrowitz 1998). Diese 
haben mit traditionellen Vor-
stellung von akademischer 
Selbstverwaltung und Mitbe-
stimmung auf der Basis einer 
Repräsentation von Interessen 
nichts mehr zu tun. In dem 
Maße, wie betriebswirtschaft-
liche Effektivitäts- und Effi zi-
enzkriterien steuerungswirk-
sam werden, gibt es schlicht 
nichts mehr zu diskutieren 
und zu verhandeln. Gremien 
werden überflüssig. Das tra-
ditionelle Ensemble von par-
tizipatorischen Strukturen, 
administrativer Verwaltung 
und Leitung löst sich auf in 
Richtung ausschließlich ver-
bleibender Management- und 
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Controllingfunktionen. In der 
Fachliteratur wird dies unver-
blümt als “Verlagerung von der 
Partizipation zum Manageria-
lismus in der institutionellen 
Leitung” (de Boer 1998: 61) 
bezeichnet.  Das ist gleich-
bedeutend mit einer Konzen-
tration von Entscheidungsbe-
fugnissen an der Spitze der 
jeweiligen Hochschuleinhei-
ten. Aus Rektoren und Deka-
nen werden, selbst wenn sie 
noch traditionelle Amtsbe-
zeichnungen führen, Hoch-
schulmanager mit Direkti-
onsrechten “von oben nach 
unten”. Mit “neuer Freiheit” 
und “Autonomie”, beides pro-
pagandistische Schlüsselbe-
griffe der aktuellen Hochschul-
reform, ist es folglich nicht 
weit her; jedenfalls nicht für 
die Mehrheit der Hochschul-
angehörigen. Auf der einen 
Seite verlagert die staatliche 
Ebene tatsächlich Verantwort-
lichkeiten auf die einzelnen 
Hochschulen; dies geht jedoch 
auf der anderen Seite unmit-
telbar einher mit der Konzen-
tration von Entscheidungsbe-
fugnissen an der Spitze. Die 
Hochschulen werden noch 
autoritärer als sie es ohnehin 
schon sind. 

Aktuell hört man überall – 
und vermutlich zutreffend – 
die Auffassung, dass die Hoch-
schulverwaltung der eigentli-
che Sieger gegenwärtiger Dere-
gulierungsreformen sein wird. 
Mit “Markt” und “Wettbe-
werb” hat dies unmittelbar 
natürlich nichts zu tun. Bei 
dieser Feststellung kann die 
Analyse jedoch nicht stehen 
bleiben: “Eine allgemeine Ent-
politisierung des Verwaltungs-
handelns erfolgt zunächst 

durch den Übergang von einer 
primär rechtlichen Steuerung  
… zu einer Steuerung durch 
ökonomische Kennziffern. 
Während durch das formale 
Recht eine Verbindung zu den 
politischen und gesellschaftli-
chen Prozessen in weit höhe-
rem Maße ermöglicht wird, 
zeichnen sich 
die ökonomi-
schen Kenn-
ziffern durch 
ihre Ortho-
doxie und 
vermeintliche 
Neut r a l i tä t 
aus.” (Felder 
1998: 106) 
Zugleich lässt 
sich durch 
d e r a r t i g e 
administra-
tive Steuerungsmodelle (Kenn-
ziffern, Rankinglisten) besser 
als bisher hochschulinternes 
Handeln mit hochschulexter-
nen ökonomischen Prozessen 
verkoppeln. (ebd.: 105)

Bei all dem ergibt sich die 
ganz grundsätzliche Frage, 
worin in den so verstandenen 
Steuerungsmodellen eigent-
lich noch die gesellschaftliche 
Legitimation von Hochschu-
len besteht? Schließlich ergab 
sich die vormalige staatliche 
Verantwortung aus dem ange-
nommenen allgemeinen gesell-
schaftlichen Nutzen und dem 
öffentlichen Charakter des 
Hochschulsystems. Es zeich-
net sich zunächst ab, dass 
die politische Steuerungs-
ebene (Staat, Parlament) durch 
eine Art Kontraktmanagement 
ersetzt wird, bei dem etwa 
die Beziehungen zwischen ein-
zelner Hochschule und Wis-
senschaftsministerien über 

(bewusst allgemein gehaltene) 
sog. “Zielvereinbarungen” 
geregelt wird. Die Art und 
Weise von deren Erfüllung 
können die Hochschulen dann 
“autonom” bestimmen.  Den-
noch bleibt das Problem, dass 
funktional autonom agierende 
Hochschulen sich nicht aus 
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sich selbst heraus rechtfertigen 
können, sondern einen Modus 
der Rückkoppelung mit spe-
zifischen gesellschaftlichen 
Interessen entwickeln müssen, 
der die traditionelle politische 
Steuerung sukzessive ersetzt.  
Hier setzt dann die Diskussion 
um die sog. „Hochschulräte“ 
ein. Konkret geht es dabei um 
die Einrichtung von Experten-
gremien “zwischen” Staat und 
Hochschule, denen schritt-
weise strategische Steuer-
ungskompetenzen übertragen 
werden. Urbild hierfür ist das 
„Modell Basel“ (vgl. die ZEIT 
21.2.97), gleichsam das Mekka 
aller deutschen Hochschul-
ratsapostel. Seit einigen Jahren 
amtiert dort ein solches Gre-
mium von neun stimmbe-
rechtigten universitätsexter-
nen Experten „aus Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und 
Kultur“, wie die gängige Stan-
dardformel heißt; allerdings 
entstammen fünf Mitglieder 
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direkt aus der Wirtschaft. 
Dieser Rat entscheidet über 
die Festlegung des Budgets bis 
hin zur Wahl von Professoren 
über so ziemlich alles – oder 
im O-Ton des Baseler Rektors: 
“Bis auf die Einführung des 
Numerus clausus hat die Poli-
tik sozusagen alle Kompeten-
zen an diesen Universitätsrat 
mit seiner vierjährigen Amts-
dauer gegeben.” (Gäbler 2000: 
87)

Diese Gremienkonstruktio-
nen orientiert sich tatsächlich 
am Modell des Aufsichtsrates 
eines Wirtschaftsbetriebes. 
Das traditionelle Verhältnis 
von Staat, Gesellschaft und 
Hochschule, welches bisher 
über die politisch-parlamen-
tarische Verantwortungsebene 
reguliert wurde, wird damit 
in letzter Konsequenz abge-
schafft. Komplementär zum 
hochschulinternen Manage-
ment, welches die traditionelle 
Selbstverwaltung zunehmend 
ersetzt, entwickelt sich eine 
zusätzliche Entscheidungs-
ebene in Gestalt dieser. “Hoch-
schulräte”, die hochschulin-
terne Leistungen mit den Inter-
essen ihrer wirtschaftlichen 
Abnehmer vermittelt. So sitzt 
etwa im neuen Hochschulrat 
der Technischen Universität 
München die Vorstandspro-
minenz von Siemens, BMW, 
Allianz und VIAG AG.  Selbst 
wenn es all dies hierzulande 
erst in Form von Pilotpro-
jekten und hochschulrecht-
lichen Tendenzen gibt, lässt 
sich ungefähr vorstellen, wie die 
institutionelle Privatisierung 
zum Abschluss kommen soll.

Etwas fehlt jedoch noch. 
Ein derartiges Unternehmens-

modell ist darauf angewiesen, 
die Mitglieder und Nutzer 
von Bildungseinrichtungen 
in “Kunden” zu verwandeln. 
In jedem Fall ist es mit einer 
Vorstellung von Bildung als 
formaler oder sozialer Rechts-
anspruch, gar als Ausdruck von 
Emanzipation oder als Selbst-
zweck unvereinbar. Bedingung 
für die Stimulierung – oder 
vorerst: Simulierung – einer 
Wettbewerbssituation ist, dass 
Bildung als “knappes Gut” 
konstituiert wird. Dafür ist es 
z. B. erforderlich, Bildungsan-
sprüche zu kontingentieren 
und den Zugang zu Bildungs-
einrichtungen über Preise und 
spezielle Auslesekriterien zu 
regulieren. Dem entspricht 
die Tendenz, die allgemeine 
Hochschulreife – die in der 

deutschen Bildungstradition 
im Regelfall durch das gymna-
siale Abitur erworben wird – 
durch ein hochschulinternes 
Studienplatzvergabeverfahren 
Stück für Stück zu ersetzen. 
Den logischen Zusammen-
hang zwischen dieser Abschaf-
fung der allgemeinen Hoch-
schulreife und einer wettbe-
werbsorientierten Hochschul-

reform bringt der vormalige 
Präsident der Gesamthoch-
schule Kassel (Brinkmann 
1998: 178) plastisch auf den 
Punkt: ”Wenn es eine durch 
den Schulabschluss erworbene 
allgemeine Hochschulreife und 
ein daraus folgendes allgemei-
nes Zugangsrecht gibt, können 
die Hochschulen in ihrem Pro-
gramm nur wenig konkurrie-
ren. Stehen aber die Hoch-
schulen im Wettbewerb um 
die qualifiziertesten Studi-
enanfänger und um die von 
Studierenden zu bezahlenden 
Gebühren, dann werden sie ein 
eigenes Programm entwickeln, 
sich also nach außen hin nach 
Möglichkeit zu unterscheiden 
suchen.”  

In diesem Zusammenhang 
wird last not least auch deutli-
cher, warum in der gegenwärti-
gen deutschen Hochschulpoli-
tik die Auseinandersetzung um 
Studiengebühren zum Haupt-
konfliktpunkt geworden ist: 
“Erst wenn die primären Lei-
stungen der Universitäten, 
vor allem Lehre und Studium, 
gegen autonom und variabel 
festsetzbare Gebühren verkauft 
werden könnten, wäre von 
einem Marktmodell der Hoch-
schulentwicklung zu reden.” 
(Nullmeier 2000: 218) Der 
Steuerung von Bildungsbetei-
ligung und Bildungsverhalten 
über Studiengebühren kommt 
eine Art Scharnierfunktion 
für die Durchsetzung ökono-
mischer Regulative zu. Studi-
engebühren markieren quasi 
den Umschlagpunkt von exter-
nem ökonomischen Druck in 
ökonomische Selbststeuerung.  
Sie würden beispielsweise ein 
verstärktes Eigeninteresse an 
der Verkürzung der individuel-
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len Studienzeit erzeugen – aus 
dem trivialen Grund geringe-
rer persönlicher Kostenbela-
stung. Sie würden schließlich 
das persönliche Bildungsver-
halten, angefangen bereits bei 
der Wahl der Fachrichtung, 
stärker auf künftige Verwert-
barkeit ausrichten, da sie als 
Preis für Bildung – in der Spra-
che neoliberaler Bildungsöko-
nomie: als individuelle Investi-
tion in das eigene Humanka-
pital – eine künftige Rendite 
abwerfen müssen. Die wissen-
schaftlichen Konsequenzen 
bestünden schließlich darin, 
dass die Fachbereiche ihrer-
seits indirekt gezwungen sind, 
ihre Angebote stärker auf den 
(Arbeits-) Markt auszurichten, 
um Studierende anzuwerben, 
und zwar in dem Maße wie sie 
auf Einnahmen aus Gebühren 
angewiesen sind. Daher sind 
Studiengebühren ein zentra-
les Kettenglied, ökonomische 
Selbstanpassung der Bildungs-
teilnehmerInnen, institutio-
nelle Modernisierung der 
Hochschulen und gesellschaft-
liche Märkte miteinander zu 
verkoppeln. Erst damit ist die 
Sache “rund”.

3. Schluss: Ökonomisie-
rung oder Politisierung 

der Wissenschaft?

Es dürfte deutlich geworden 
sein, dass sich die Hochschulen 
gegen eine wettbewerbliche 
Deregulierung nicht im Sinne 
bloßer Status-Quo-Vertei-
digung in ihrem heutigen 
Zustand erhalten lassen, schon 
gar nicht unter Berufung auf 
ein Ideal “reiner”, d.h. von 
gesellschaftlichen Interessen 

u n b e r ü h r te r 
Wissenschaft. 
Ein solches 
R e f u g i u m 
waren die 
Hochschulen 
nie. Neu ist 
keineswegs die 
wirtschaftliche 
Ve r w e r t u n g 
von Hochschul-
leistungen. Die 
“Industr ial i-
sierung” der Wissenschaft 
bezeichnet vielmehr eine 
wesentliche Triebkraft der 
gesellschaftlichen Expansion 
des Hochschulsystems seit 
Ende des 19. Jahrhunderts. 
(Wagemann 1993). Diese tra-
ditionelle Art der Nutzung von 
wissenschaftlicher Produktion 
war jedoch primär ein äußer-
liches Zweckbestimmungs- 
und Steuerungsverhältnis im 
Rahmen einer wesentlich brei-
teren gesellschaftlich relevan-
ten Palette von Hochschullei-
stungen und einer umfassen-
deren politischen Legitimation 
von staatlicher Hochschul-
planung und -finanzierung. 
Das Neue in den gegenwärtig 
dominierenden Tendenzen 
von Hochschulreform besteht 
in der Ökonomisierung der 
Binnenstrukturen, darin, dass 
ökonomische Rentabilität zur 
zentralen Antriebskraft der 
Selbststeuerung werden und 
damit auch die unmittelbare 
Motivation bzw. das Handeln 
aller wissenschaftlichen 
Akteure bestimmen soll. Der 
Streit muss daher um den 
Modus der Vergesellschaftung 
von Wissenschaft geführt 
werden.

Die Hauptkritik sollte 
darauf zielen, dass das 

gegenwärtig vorherrschende 
“betriebswirtschaftlich” ver-
kürzte Verständnis von Wett-
bewerb und Effizienzsteige-
rung die gesellschaftlichen 
Innovationskräfte – nicht 
zuletzt auch in einem lang-
fristig orientierten volkswirt-
schaftlichen Sinne – unter-
gräbt. Im Grunde schließen 
sich Wissenschaft und ökono-
mischer Wettbewerb als deren 
innere Antriebskraft gegensei-
tig aus. (dazu grundlegend: 
Demirovic 2000). Wissen-
schaftliche Entwicklung erfor-
dert Öffentlichkeit sowie 
uneingeschränkte Kommuni-
kation und Diskussion zwi-
schen prinzipiell gleichberech-
tigten Partnern.   Das Prinzip 
des ökonomischen Wettbe-
werbs erfordert das Gegenteil 
davon: Wettbewerbsvorteile 
entstehen erst aus dem Pro-
zess der Monopolisierung von 
Informationen und der stän-
digen Überführung von Ideen 
in private Verfügung gegen 
die jeweiligen Konkurrenten. 
Daher werden akademische 
und politische Öffentlichkeit 
als adäquate Medien der Ent-
wicklung von Wissenschaft 
im Sinne eines komplexeren 
gesellschaftlichen Nutzens 
(Pasternack 2001: 176) abge-
baut. Der Markt suggeriert 
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Markt macht mobil
Der neoliberale Umbau der Hochschulen

Frage: Was haben McKinsey-Plan, Aufnahme-
stopp, Studiengebühren, Steinbergs Hochschul-
entwicklungsplan und das Hessische Hochschul-
gesetz gemeinsam? Antwort: Sie sind alle dazu 
da, die Hochschule nach neoliberaler Prägung 
umzustrukturieren. Frage: Was bedeutet das? 
Antwort: Weiterlesen.

I. The times they 
are a-changin’

Die heutige Situation an 
den Hochschulen lässt sich nur 
verstehen, wenn man sich die 
Entwicklung der Bildungspo-
litik in der BRD ins Gedächtnis 
ruft. Die letzten 30 Jahre waren 
dabei vor allem durch eine 
starke quantitative Bildungs-
expansion gekennzeichnet. 
Studierten etwa in den 50ern 
des 20. Jahrhunderts gerade 
einmal 5 Prozent eines Alters-
jahrganges, sind es inzwi-
schen mehr als 30 Prozent. 
Das Fehlen eines politischen 
Konsenses zwischen den gesell-
schaftlichen Interessengrup-
pen und den inneruniversitä-

ren Fraktionierungen über den 
Charakter dieser Expansion 
und die sich daraus ergeben-
den notwendigen strukturellen 
und institutionellen Erforder-
nissen verhinderte adäquate 
politische Schlussfolgerungen. 
So wurde das Hochschulsy-
stem durch labile politische 
Kompromisse und juristische 
Aushilfen halbwegs funktions-
fähig gehalten. Die Hochschul-
entwicklung der vergangenen 
30 Jahre lässt sich in diesem 
Zusammenhang grob in drei 
Phasen einteilen:

1. Anfang der 70er verlangt 
die Wirtschaft verstärkt nach 
hochausgebildeten Fachkräf-
ten. Es wird allgemein ange-
nommen, dass der Bedarf 

nach qualifizier-
ten Arbeitskräf-
ten auch weiter-
hin zunehmen 
wird. Die 
wirtschaftspoli-
tischen Motive 
harmonieren mit 
den sozialpoli-
tischen, mehr 
Menschen, insbe-
sondere Arbeite-

rInnenkindern, die Möglich-
keit zum Studieren zu geben.

2. Mit der Krise des for-
distischen Kapitalismus ver-
schlechtern sich ab der Mitte 
der 70er die Beschäftigungs-
möglichkeiten für Akademi-
kerInnen, trotzdem steigt die 
Nachfrage nach Hochschulbil-
dung weiterhin. Die Politik 
reagiert 1977 mit dem „Dop-
pelbeschluss“, mit dem die 
Hochschulen grundsätzlich 
für alle Studierenden offen 
gehalten werden, ihre Finan-
zierung aber auf dem beste-
henden Niveau eingefroren 
wird.

3. Im letzten Jahrzehnt des 
20. Jahrhunderts wird die 
Überlastproblematik in ein 
„Effi zienzproblem“ transfor-
miert: Die bestimmenden 
hochschulpolitischen Akteu-
rInnen – freiwillig oder unfrei-
willig - fordern nicht mehr 
„mehr Geld“, sondern eine 
„Optimierung der bereitge-
stellten Ressourcen“ durch die 
„Einführung von Elementen 
des Wettbewerbs in das Hoch-
schulsystem“ (Hochschulrek-
torenkonferenz 1996). Aus 
fehlenden materiellen Ressour-
cen resultierende Schwierig-
keiten werden einem internen 
Reformdefi zit der Hochschu-
len angelastet. Dabei verbindet 
sich das Bemühen, staatliche 
Gelder „effizienter“ einzu-
setzen, mit der Erschließung 
neuer privater Quellen (Dritt-
mittel, Studiengebühren). 
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Gleichzeitig steigt die Akzep-
tanz von Markt und Wettbe-
werb als adäquate Mechanis-
men zur Steuerung wissen-
schaftlicher und pädagogischer 
Abläufe.

Damit sind wir in der 
Gegenwart angelangt. Der 
hegemoniale aktuelle Hoch-
schuldiskurs, im allgemeinen 
neoliberaler Strukturwandel 
genannt, verbindet zwei zen-
trale politische Ansatzpunkte. 
Erstens die schrittweise Trans-
formation traditioneller Selbst-
verwaltungs- und Mitbe-
stimmungsstrukturen in eine 
unternehmensähnliche Verfas-
sung mit „effizientem“ Top-
down-Management, also die 
Verwandlung der Gruppen-
universität der 70er Jahre in ein 
marktorientiertes Dienstlei-
stungsunternehmen. Zweitens 
die Umstellung einer traditio-
nellen auslastungsorientierten 
Hochschulfi nanzierung, deren 
Legitimationsquelle ursprüng-
lich noch die soziale Nach-
frage von Bildung war, zu einer 
leistungs- und wettbewerbso-
rientierten differenzierten Mit-
telvergabe. Unter „Leistung“ 
versteht man dabei von vorn-

herein das, was als Relation von 
Kosten und quantifi zierbaren 
„Ergebnissen“ (Abschlüsse, 
Studiendauer, Drittmittelein-
werbung und –nutzung) 
gemessen werden kann, womit 
sich das Motiv der Beschleuni-
gung, die Ökonomie der Zeit 
tendenziell als Handlungssti-
mulans verselbständigt.

II. Sparzwang und 
Sachzwang

Befördert wurde und wird 
der neoliberale Bildungsansatz 
von der alle hochschulpoliti-
schen Entscheidungen betref-
fenden Finanzmisere. Bereits 
der Zwang zum Sparen zeitigt 
eine selektive Betrachtungs-
weise der Leistungspalette des 
Hochschulsystems. Die damit 
verbundenen zielgerichteten 
Konzentrations- und Differen-
zierungsprozesse gehen einher 
mit impliziten wissenschafts-
politischen Annahmen und 
Prioritätensetzungen. Es ist 
kein Zufall, dass überdurch-
schnittlich häufig marxisti-
sche und feministische Wissen-
schaftsbereiche sowie Studien-
reformprojekte der 70er Jahre 
durch Kürzungen beschnitten 
oder beseitigt wurden. Wissen-
schaft wird weniger durch ihre 
Problemlösungskompetenz 
bewertet und mehr 
nach ihrer Verwert-
barkeit sowie Kom-
merzialisierbarkeit. 
Unter dem Vorwand 
des Sparens werden 
permanent inhaltliche 
politische Entschei-
dungen in „ökonomi-
scher“ Form getrof-
fen. Das entlastet diese 

von aufwendigem öffentli-
chen Legitimationsbedarf und 
erleichtert wiederum den 
Zwang zu noch mehr Sparen. 
Die gesellschaftliche und poli-
tisch konfl ikthafte Dimension 
einer Hochschulreform wird 
so auf die Perspektive einer 
„effizienten“ Mittelvergabe 
verkürzt und entpolitisiert.

Unter der Bedingung wach-
sender Konkurrenz um immer 
knappere Mittel erscheinen 
(mehr oder minder) demo-
kratische Verfahren der poli-
tischen Willensbildung und 
Verhandlung – sei es zwischen 
Staat und Hochschule, sei es 
innerhalb der Hochschule – als 
ineffektiver Zeit- und damit 
Kostenfaktor. Die politische 
Regulierung des Hochschul-
sektors kann so als das eigentli-
che Problem mangelnder „Pro-
duktivität“ dargestellt werden. 
In den Worten des ehemaligen 
West-Berliner Wissenschafts-
senators George Turners klingt 
das so: „Die Hochschulen sind 
nicht aufgabenorientiert, son-
dern politisch konstruiert.“ 
(Handelsblatt, 31.05.1996). Es 
wird suggeriert, es gäbe eine 
Aufgabe der Hochschule „an 
sich“, die vor allen gesellschaft-
lichen und politischen Ver-
einbarungen feststellbar sei. 
Aus dieser ideologischen Pro-
blembeschreibung ergeben 

.:: Mario Como: Markt macht mobil ::.
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sich ganz praktische Konse-
quenzen: Aufgabenbestim-
mungen in Forschung und 
Lehre werden 
durch den Abbau 
politischer Par-
tizipationsstruk-
turen aus der 
( h o c h s c h u l - ) 
p o l i t i s c h e n 
Öffentlichkeit in 
g e s c h l o s s e n e 
ProfessorInnen-
zirkel zurückver-
legt, außerdem 
können „Sach-
zwänge“ des öko-
nomischen Systems von poli-
tischem Legitimationsdruck 
entlastet und hochschulintern 
als genuine „Aufgabe“ der Wis-
senschaft „an sich“ präsentiert 
werden.

III. Hochschulreform im 
Neoliberalismus

Der neoliberalen Logik 
zufolge müssen sich Bildungs-
einrichtungen verstärkt als 
Wirtschaftsbetriebe begreifen, 
wenn Bildungs- und Wis-
sensproduktion 
einen optimalen 
Nutzen für den 
S t a n d o r t 
D e u t s c h l a n d 
haben sollen. 
H o c h s c h u l e n 
sollen also in 
einem Verhält-
nis des Wett-
bewerbes unter-
einander stehen 
und ihre inter-
nen Strukturen 
vor allem auf die Effizienz-
steigerung der Relation von 
Kosten und Leistungen aus-

richten. Das alles vollzieht 
sich bei gleichzeitig sinkenden 
staatlichen Bildungsausgaben, 

Bildungssystem zeitigt. Dazu 
gehören Maßnahmen wie Stu-
diengebühren, Hochschulmar-

keting, Sponso-
ring, (Teil-) Pri-
va t i s i e r ungen 
einzelner Hoch-
schulangebote 
etc.

Um das zu 
bewirken und 
auf Dauer zu 
erhalten, ohne 
dass es perma-
nenter staatlicher 
Interventionen 

bedarf, erfordert es eine grund-
legende Umwandlung der 
bestehenden Hochschulstruk-
turen. Deren Kern stellt die 
Umstellung der staatlichen 
Finanzierung vom input-
orientierten bürokratischen 
Modell zur output-orientier-
ten Steuerung dar. War bisher 
die Bemessungsgrundlage im 
wesentlichen der Grad der 
Auslastung (Studienplatznach-
frage) bzw. die Beanspruchung 
qua Status (Professur), soll 
dieser Mechanismus in Rich-
tung „Leistungsorientierung“ 
umgebaut werden. Dazu 

müssen die an 
der Hochschule 
v e r r i c h t e t e n 
Tätigkeiten zu 
vergleichbaren 
und messbaren 
„ P r o d u k t e n “ 
gemacht werden. 
Das einzige 
Medium gegen-
seitiger Ver-
gleichbarkeit ist 
der Faktor Zeit. 
Somit wird ein 

Wettbewerbsmechanismus 
installiert, der sich tendenziell 
gegen die inhaltliche Bestimm-

erfordert also die Fähigkeit, mit 
den vorhanden oder schrump-
fenden Mitteln mindestens den 
status quo zu erhalten. Dies ist 
zwangsläufig verbunden mit 
der Delegation von (formaler) 
Verantwortung nach unten, 
z. B. von staatlichen Planungs-
stellen auf die einzelnen Hoch-
schulen. Dafür werden neue 
Instrumente der Leistungs- 
und Erfolgskontrolle einge-
führt (Budgetierung, Control-
ling, Ranking, Evaluation etc.). 
Private Finanzierungsquellen 
müssen anstelle der versiegen-
den staatlichen erschlossen 

werden, was eine zunehmende 
Privatisierung der Verant-
wortung für das öffentliche 
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barkeit und politische Legiti-
mationspfl ichtigkeit von Wis-
senschafts- und Bildungsan-
geboten verselbständigt. Die 
„Qualität“ von Lehre und For-
schung kann so nur noch 
durch die wettbewerbliche 
Bewertung im Nachhinein 
bestimmt werden (insbeson-
dere durch die kommerzielle 
Verwertbarkeit), ist ergo kein 
Kriterium ergebnisoffener 
demokratischer Verfahren, 
sondern eine Aufgabe des 
Management.

Diese Finanzierungs- und 
Steuerungsmechanismen 
bedürfen offensichtlich andere 
Entscheidungs- und Leitungs-
strukturen als die bestehende 
akademische Selbstverwaltung. 
Gremien zum Aushandeln ver-
schiedner Interessen werden 
überfl üssig, wenn betriebswirt-
schaftliche Effektivitäts- und 
Effizienzkriterien die Steue-
rung bestimmen. Entschei-
dungsbefugnisse werden an 
der Spitze der jeweiligen Hoch-
schuleinheit konzentriert, um 
dort Management- und Con-
trollingaufgaben zu erfüllen. 
Entgegen aller Behauptungen 
von „Autonomie“ und „Frei-
heit“ werden die Hochschu-
len noch autoritärer als sie es 
bereits sind.

Damit der neuen Dienstlei-
stungshochschule nicht völlig 
die Legitimationsbasis entzo-
gen wird, kommt dann ein 
neues Gremium hinzu: der 
„Hochschulrat“. Dieses Exper-
tengremium „zwischen“ Staat 
und Hochschule ähnelt stark 
dem Aufsichtsrat eines Wirt-
schaftsbetriebes, dem ohne 
irgendeine demokratische 
Legitimation Entscheidungs-

kompetenzen übertragen 
werden. Das traditionelle 
Verhältnis von Staat, Gesell-
schaft und Hochschule wird 
so in letzter Konsequenz abge-
schafft.

IV. Neoliberalism is also 
a state of mind

Auch die „Bildungsobjekte“, 
also die Studierenden können 
sich einer neoliberalen Neu-
bewertung nicht entziehen. 
Werden Bildungskosten bzw. 
die Finanzierung 
von Studienplät-
zen als „Investi-
tion“ begriffen, 
erhöht sich der 
Druck auf eine 
präzisere „Kal-
kulation“ dieser 
Ausgaben. Der 
Übergang zu 
be t r i ebsw ir t -
s c h a f t l i c h e n 
Kos tenka lku-
lationen wirkt 
somit in Richtung einer stär-
keren formalen Leistungskon-
trolle (Verschulung, mehr Prü-
fungen etc.) und einer selektiv 
individuellen Differenzierung 
dieser Kosten nach Maßstäben 
persönlich zugeschnittener 
Leistungsfähigkeitsprognosen. 
Eine (potentiell) emanzipa-
torische Förderung von Ent-
wicklungschancen und Hand-
lungsmöglichkeiten wird aus-
getauscht durch eine klassi-
fi katorische Diagnostik inva-
rianter „Eigenschaften“ und 
„Anlagen“. Die Konkurrenz 
der Hochschulen soll sich auch 
auf das Feld der Studierenden-
auswahl erstrecken, so wie sich 
jedes private Unternehmen 

seine „MitarbeiterInnen“ selbst 
aussucht. Die politisch garan-
tierte Bildungsbeteiligung, 
das „Recht auf Bildung“ bzw. 
was davon übrig geblieben ist, 
wird durch eine individuelle 
Nachweispfl icht persönlicher 
„Eignung“ ersetzt.

Hier kommt dann auch 
der Hauptkonfliktpunkt der 
Hochschulpolitik der jüngeren 
Vergangenheit und Gegenwart 
ins Spiel: die Einführung von 
Studiengebühren. Entgegen 
mancher landläufiger Argu-
mentation geht es bei Studi-

engebühren nicht 
um eine verbes-
serte Finanzierung 
der Hochschulen. 
Alle bisher ange-
dachten Gebüh-
r e n m o d e l l e 
würden lediglich 
einen kleinen 
Zuschuss zur Bil-
dungsf inanzie-
rung ergeben, der 
durch zusätzliche 
Stipendien, Kre-

dite etc. noch geringer ausfal-
len würde. Statt des behaup-
teten Finanzierungsaspektes 
ist viel mehr der Steuerungsa-
spekt von Studiengebühren das 
ausschlaggebende Moment. 
Gebühren sind das entschei-
dende Mittel zur Durchset-
zung marktmäßiger Struk-
turen im Hochschulwesen. 
Sobald die StudentInnen 
Gebühren unterworfen sind, 
werden sie gezwungen, ihr 
individuelles Bildungsverhal-
ten drastisch zu verändern. Sie 
müssen ihren Studienverlauf 
danach richten, ihre eigene 
finanzielle Investition mög-
lichst gering zu halten und 
gleichzeitig darauf achten, eine 

.:: Mario Como: Markt macht mobil ::.
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möglichst hohe „Rendite“ zu 
erzielen. Dass heißt, dass das 
Individuum - noch viel mehr 
als das heute bereits der Fall 
ist - danach strebt, in kurzer 
Zeit das Wissen zu erwerben, 
das ihm oder ihr die besten 
Chancen auf dem Arbeits-
markt bietet. Jetzt noch beste-
hende Emanzipationsperspek-
tiven werden ersetzt durch 
die ökonomische „Effizienz“ 
des individuellen Verhaltens, 
indem sich die Studentin/der 
Student an externe Standards, 
nämlich die kurzfristige beruf-
liche „Verwertbarkeit“ des Stu-
diums anpasst. An die Stelle 
einer kritischen Aneignung 
des Wissens tritt die dosierte 
und rationierte Zuteilung eines 
begrenzten, scheinbar neutra-
len Stoffes. Abweichungen vom 
akademischen und berufl ichen 
Mainstream erhöhen die per-
sönlichen Kosten.

Infolge dieser Veränderun-
gen werden die Hochschulen 
und die einzelnen Fachberei-
che wiederum gezwungen, ihr 
Angebot stärker auf den Markt 
auszurichten, um StudentIn-
nen anzuwerben. Es wird eine 

große Anzahl von Billig-Stu-
diengängen (wie den Bache-
lor) für die Massen geben 
und einige wenige weiterfüh-
rende, also länger dauernde 
und damit teuere Abschlüsse 
für die fi nanzkräftige akade-
mische, politische und ökono-
mische „Elite“.

Es werden (fast) keinerlei 
Kontrollinstrumente mehr 
benötigt, um die faulen Stu-
dierenden zum konformen 
Verhalten zu zwingen, da diese 
sich entsprechend verhalten 
müssen, wenn sie systemim-
manent die rational beste (also 
lohnendste) Entscheidung tref-
fen wollen. In kurzer Zeit 
werden die meisten Studen-
tInnen diesen Zwang verin-
nerlicht haben und sich ver-
mutlich auch noch freuen, 
schneller und passgerechter in 
den gesellschaftlichen Verwer-
tungs- und Ausbeutungspro-
zess integriert zu werden.

Demnach sind Studienge-
bühren das zentrale Ketten-
glied, ökonomische Selbstan-
passung der Subjekte, institu-
tionelle „Modernisierung“ der 

Hochschulen und gesellschaft-
liche Märkte miteinander zu 
verkoppeln. 

V. Die Letzte macht 
das Licht aus

Seit es Universitäten im 
bürgerlichen Staat gibt, werden 
wissenschaftliche Ergebnisse 
wirtschaftlich verwertet. Die 
neoliberale Hochschulreform 
wandelt diese Nutzung als 
einen primär externen – neben 
anderen gesellschaftlich be-
stimmten und politisch legi-
timierten – Steuerungsme-
chanismus so, dass ökonomi-
sche Rentabilität zur zentralen 
Antriebskraft der Selbststeue-
rung wird und damit die Moti-
vation und das Handeln der 
wissenschaftlichen Akteure 
leitet. Die Analyse des Modells 
enthält damit bereits implizit 
seine Kritik: Wissenschaft und 
Bildung werden zu funktio-
nalen Restgrößen des inter-
nationalen Standortwettbe-
werbs. Die „leistungsbezogene“ 
Finanzverteilung wird sich 
an den bestehenden akade-
mischen Standards orientie-
ren und so Konformismus 
und Stagnation reproduzie-
ren. Neues, wissenschaftliche 
Innovationen werden so ver-
hindert. Durch einen solchen 
betriebswirtschaftlichen „Wis-
senschaftsbetrieb“ kann eine 
Gesellschaft langfristig ihre 
eigenen Reproduktionsgrund-
lagen untergraben.

Mario Como
unlike – unabhängige linke 
und raumspiel



.:: 59 ::.

Das Schulwesen in der 
Umklammerung des 
großen Geldes
Das Beispiel Bertelsmann

„Mancher Schulreformer 
fühlt sich mittlerweile wie in 
der Fabel von Hase und Igel: 
Wo immer man nach neuen 
Ansätzen im Bildungsbereich 
sucht, Bertelsmann ist schon 
da.“ Voller Bewunderung for-
mulierte dies süffi sant die mit 
der Bertelsmann AG wirt-
schaftlich verbundene “Die 
Zeit” in ihrer Ausgabe vom 16. 
9. 1999. Dass dies nicht nur 
positiv gesehen würde, war 
auch der “Zeit” bewusst: „Das 
ruft nicht nur Begeisterung 
hervor. Vielen jagt es eher 
Angst ein. Schulen in Deutsch-
land sind traditionell staatlich 
geführt und damit vor priva-
ten Eigeninteressen geschützt. 
Doch nun bemächtigt sich eine 
private Initiative des Bildungs-
bereichs. Eine Institution, mit 
deren Namen viele zunächst 
nur den Medienkonzern asso-
ziieren, hat die Rolle des 
heimlichen Schulministeri-
ums übernommen. Fällt die 
Schulfreiheit dem Einfl uß der 
„Mohn-Sekte“ zum Opfer?“1

Für viele sicher eine mehr 
als berechtigte Frage, vergegen-
wärtigt man sich die Tatsache, 
dass mit der Bertelsmann-Stif-
tung nicht irgendeine  kleine 

Klitsche sich um Einfl uss-
nahme auf den Bildunssektor 
bemüht, sondern auf Grund 
der Besitzverhältnisse (die 
Bertelsmann-Stiftung ist ‘Besit-
zerin’ der Bertelsmann AG) 
einer der derzeit international 
größten global agierenden 
Mediengiganten.

Dass “Die Zeit” den Mund 
mal nicht zu voll genommen 
hat, zeigen für den Schulbe-
reich  folgende Aktivitäten 
des Medienriesen im Bun-
desland NRW (auf die für 
den Hochschulbereich wich-
tige Bertelsmann-Einrichtung 
‘Centrum für Hochschulent-
wicklung’ (CHE) wird in dieser 
Publikation an anderer Stelle 
eingegangen):

N a c h d e m 
Reinhard Mohn 
als Vorsitzender 
der Bertels-
mann-Stiftung 
und Hauptak-
tionär der nicht 
börsennotierten 
Bertelsmann AG 
im Rahmen der 
“Rau-Kommis-
sion” (benannt 
nach dem dama-
ligen Minister-

präsidenten von NRW, Johan-
nes Rau) im Jahre 1995 die 
‚Denkschrift‘ „Zukunft der 
Bildung – Schule der Zukunft“ 
mit geprägt hatte, die in der 
von angeblichen bürokratisch-
staatlichen Zwängen befreiten 
‚Autonomie der Einzelschule‘ 
das bildungspolitische Erfolgs-
rezept formulierte, vergingen 
bloß wenige Jahre, in denen 
der damalige Bundespräsi-
dent Roman Herzog mit seinen 
berühmt-berüchtigten “Ruck”-
Reden und dem Motto “die 
Schulen in die Freiheit entlas-
sen” nicht nur für kurzweilige 
Folklore in der bildungspoliti-
schen Diskussion sorgte. Im 
Jahre 1999 führte die Bertels-
mann-Stiftung einen “natio-

.:: M. Cone: Das Schulwesen in der Umklammerung des großen Geldes ::.
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nalen Bildungskongress” unter 
der Schirmherrschaft von 
Roman “Ruck” Herzog durch, 
der sich auf ein Manifest 
verständigte, welches seiner-
zeit in Form der Publikation 
„Zukunft gewinnen - Bildung 
erneuern“2 die Runde machte 
und so etwas wie den Fahr-
plan für die anstehenden Ver-
änderungen im Schulwesen 
darstellte. 

Ein Jahr vorher hatte man 
aber bereits mit praktischen 
Schritten den Versuch unter-
nommen, privat initiierte bil-
dungspolitische Marksteine zu 
setzen, mit deren Hilfe man 
den Wettbewerb und die Kon-
kurrenz zwischen den ein-

den Schulbereich salonfähig 
zu machen.3

Von etwas größerer Bedeu-
tung ist aber die erste staatlich-
private Gemeinschaftsproduk-
tion “Schule & Co”, mit der 
sich die Bertelsmann-Stiftung 
über das Düsseldorfer Schul-
ministerium den Eintritt in 
den staatlichen Bereich Schule 
verschaffte. An die 88 Schulen 
in Leverkusen und dem Kreis 
Herford wurden zeitweise 
zum Experimentierfeld dafür 
gemacht, wie man die Schulen 
unter der Losung “qualitätso-
rientierter Selbststeuerung” 
und der Schaffung “regionaler 
Bildungslandschaften” letztlich 
der schulfachlichen Aufsicht 

auf der Grundlage 
demokratisch gewähl-
ter politischer Struk-
turen und Verant-
wortlichkeiten ent-
zieht und gleichzeitig 
unter Beweis stellt, um 
wieviel besser Schule 
‘funktioniert’, wenn 
man den Schulbereich 
Privateinrichtungen 
wie der Bertelsmann-
Stiftung öffnet.4

Obwohl “Schule & Co” erst 
im Juli 2002 abgeschlossen 
wird, hat man sich über Zwi-
schenevaluationen (pikanter-
weise von den Leuten durch-
geführt, die sich wie Prof. H. 
G. Rolff (Dortmund), der auch 
Mitglied der eingangs erwähn-
ten “Rau-Kommission” war, 
seit Jahren in Aktivitäten der 
Bertelsmann-Stiftung invol-
viert ist und sich unermüdlich 
für die Beseitigung der derzei-
tigen Schulaufsichtsstruktu-
ren und Beschäftigtenrechte 
zugunsten von autokratischen 

Führungsstrukturen aus-
spricht5 – soviel zur “wissen-
schaftlichen Begleitung” der-
artiger “Projekte”) den Erfolg 
dieser Maßnahmen bestätigen 
lassen. Die Veröffentlichung 
besagter “Zwischenevaluation” 
fiel wohl nicht ganz zufällig 
zeitlich  mit den Anstren-
gungen der Landesregierung 
zusammen, Schulen für das 
nächste Vorhaben zu begei-
stern, welches abermals von 
der nunmehr erfolgsgewohn-
ten Kooperationsgemeinschaft 
MSWF und Bertelsmann-
Stiftung in Angriff genom-
men wurde, nämlich das 
“Modellvorhaben Selbststän-
dige Schule NRW”6. Trotz 
erheblichen politischen Drucks 
auf die kommunalen Funkti-
onsträger, vollmundiger Ver-
sprechungen, der obligato-
rischen Diffamierung der 
Gegner und Skeptiker und 
trickreicher Ausschreibungs-
modalitäten haben es nämlich 
die die Landesregierung tra-
genden Parteien SPD und 
Grüne nicht geschafft, dass 
sich von ca. 7000 Schulen des 
Landes mehr als 411 Schulen 
zum Stichtag 15. 11. 2001 
(also noch nicht mal 6%!) 
mit Lametta-Ausdrücken wie 
‘Autonomie’ und ‘Selbststän-
digkeit’ auf den Holzweg der 
Scheinselbstständigkeit locken 
ließen. Ein noch nicht gänz-
lich beseitigtes Gespür für die 
eigentlich intendierten Absich-
ten, im Wesentlichen den 
Schulbereich aus der öffent-
lich-demokratischen Verant-
wortung heraus zu brechen, 
die Mängelverwaltung auf 
die Kommunen und Schulen 
abzuwälzen bei gleichzeitiger 
Öffnung des Schulwesens für 
wirtschaftliche Interessen und 

zelnen Schulen anzukurbeln 
gedachte. Im Frühjahr 1998 
wurde das Netzwerk innova-
tiver Schulen (NIS) mit ca. 
460 Schulen aller Schulformen 
gegründet. Unter dem Ticket 
“Informationsfl uss und Know-
how-Transfer zwischen inno-
vativen Schulen zu fördern 
und gute Beispiele aus Schul-
organisation und Unterricht-
spraxis öffentlich bekannt zu 
machen” wurde damit begon-
nen, sich das Image einer enga-
gierten Unterstützerin pädago-
gischer Innovationen zuzule-
gen und so als Partnerin für 
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einer Entrechtung der Lehrer-
schaft, hat mit dazu beigetra-
gen, dass nur relativ wenige 
bereit waren auf den Köder 
(Versprechen auf besondere 
fi nanzielle Ausstattung) herein 
zu fallen.

Das “Modellvorhaben 
Selbstständige Schule 

NRW”

Man war wohl davon aus-
gegangen, mit permanent wie-
derholtem Wortgeklingel und 
euphemistisch durchsetzer 
Werbesprache die am Schulle-
ben Beteiligten, insbesondere 
die Lehrerschaft, aber auch 
die Eltern und Schüler, für 
dieses Modellvorhaben einzu-
nehmen: Begriffe wie “Selbst-
ständigkeit”, “Freiheit”, “Schule 
vor Ort zukunftsfähig gestal-
ten” und “Innovative Wege” etc. 
haben sicherlich nicht überall 
ihre Wirkung verfehlt, aber 
wer sich die Mühe machte, 
auch das Kleingedruckte zu 
studieren und zu bewerten, 
konnte erkennen, dass es 
sich bei dem auf maximal 6 
Jahre angelegten “Projekt” im 
Kern um eine fundamentale 
Umwälzung des bestehenden 
Schulsystems handelt, die letzt-
lich einen wichtigen Schritt 

in die Beseitigung des konven-
tionell staatlichen Schulwesens 
und eine neoliberal geprägte  
Privatisierung des Schulwesens 
bedeutet. 

In fünf Arbeitsfeldern7 
sollen die am Modellvorhaben 
teilnehmenden Schulen den 
Beweis dafür liefern, dass die 
Schule der Zukunft für die 
Masse der Bevölkerung nicht 
unbedingt gut ausgebildetes 
Lehrpersonal (Arbeitsfeld 
1: Personalbewirtschaftung) 
benötigt, nicht vom Staat aus-
reichend fi nanziert und ausge-
stattet werden muss (Arbeits-
feld 2: Sachmittelbewirtschaf-
tung) und Unterrichtsor-
ganisation und -gestaltung 
(Arbeitsfeld 3) so praktizieren 
kann, dass die eigentlichen 
Ziele, ‘to cool the kids’ und 
‘born to shop’ für die Masse 
der Kinder und Jugendlichen 
und ‘Eliteförderung’ für die, 
ohne die man keine Konzern-
interessen realisieren kann, 
erreicht werden. 

SchulleiterInnen sollen wie 
‘Chefs’ das ‘Unternehmen 
Schule’ nicht mehr als Pädago-
gInnen, sondern als Manager 
marktwirtschaftlich erfolgreich 
führen, sollen Personal (auch 
LehrerInnen) einstellen und 
feuern können sowie dis-
ziplinarrechtlich traktieren 

dürfen; Lehrer und 
Lehrerinnen sind in 
dieser verheißungs-
vollen Zukunft 
keine eigenverant-
wortlichen und von 
staatlicher Schul-
aufsicht begleitete 
Pädagogen mehr, 
sondern letztlich 
weisungsgebun-
dene Beschäftigte, 

die (wahrscheinlich wesentlich 
schlechter entlohnt als heute) 
noch nicht einmal die in der 
‘freien Wirtschaft’ üblichen 
personalvertretungsrechtli-
chen Möglichkeiten für sich 
reklamieren können (Arbeits-
feld 4: Innere Organisation und 
Mitwirkung in der Schule). 
Zwecks Kontrolle der Schulen 
(denn ”Freiheit” und ”Selbst-
ständigkeit” dürfen ja nicht 
allzu wörtlich genommen 
werden) werden Verfahren 
der Evaluation entwickelt und 
praktiziert, die sicher stellen, 
dass vor allem die Inhalte 
der Schülerschaft vermittelt 
werden, die die gewünschten 
‘Produkteigenschaften’ für ihre 
Abnehmer auf dem Arbeits-
markt (Bereitschaft zur Ver-
marktung des in der eigenen 
Person steckenden ‘Humanka-
pitals’) und dem Feld des Kon-
sums (‘born to shop’) garan-
tieren (Arbeitsfeld 5: Qualitäts-
sicherung und Rechenschafts-
legung).

Was hat hat denn nun 
Bertelsmann mit diesem 
Modellvorhaben zu tun? 

Die Antwort auf diese 
Frage kann niemand besser als 
einer der führenden Köpfe bei 
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Bertelsmann, hier der Mohn-
Nachfolger in persona, Gun-
ther Thielen, anlässlich des 
vor kurzem in Anwesenheit 
von Bundespräsident Rau und 
NRW-Ministerpräsident Cle-
ment veranstalteten Festaktes 
zum 25-jährigen Jubiläum der 
Bertelsmann-Stiftung am 13. 
3. 2002 geben:

“Und sie (gemeint ist die 
Bertelsmann-Stiftung – der 
Verf.) ist eine unternehmeri-
sche, eine operative Stiftung. 
Operativ zu arbeiten bedeu-
tet, dass wir gesellschaftliche 
Probleme selbst aufspüren 
und Modellprojekte zu ihrer 
Lösung realisieren. Diese Pro-
jekte konzipieren, planen und 
steuern wir auch selbst. Nach 
einer gewissen Laufzeit lassen 
wir sie evaluieren und ent-
scheiden, ob die Ergebnisse es 
wert sind, in die Breite getragen 
zu werden. Das übernehmen 
wir in der Regel dann nicht 
mehr selbst, sondern überlas-
sen es unseren Projektpartnern 
oder dem Staat. (...)Lassen 
sie mich das Prinzip der ope-
rativen Stiftung am Beispiel 
des Projekts “Selbstständige 
Schule” kurz erläutern: Ab dem 
Sommer 2002 sollen rund 400 
Schulen unabhängig von der 
staatlichen Bürokratie über 

Stel-lenbeset-
zung, Unter-
richtsorganisa-
tion und Ver-
wendung der 
Finanzmittel 
entscheiden. 
Nach und nach 
soll sich diese 
b u n d e s w e i t 
vo r b i l d l i ch e 
Entw icklung 
auf alle Regio-
nen und Schu-

len des Landes erstrecken. Die 
entsprechenden gesetzlichen 
Grundlagen hat die nordrhein-
westfälische Regierung jetzt 
geschaffen. Herr Ministerprä-
sident, wir gratulieren Ihnen 
zu dieser fortschrittlichen 
Entscheidung und wünschen 
Ihnen und Ihrer Regierung, 
dass künftig noch mehr Schu-
len den Mut aufbringen, diese 
neuen Freiheiten zu nutzen.”8

Angesichts der ungewohn-
ten Bekennerlaune ist man 
geneigt zu rätseln, über was 
man sich mehr entsetzen soll: 
entweder über die unver-
blümte Offenheit, mit der sich 
hier damit gebrüstet wird, 
wie man den Staat für seine 
Absichten instrumentalisiert. 
Oder über die Durchsichtig-
keit der Diffa-
mierung derje-
nigen, die sich 
den eigenen 
Konzernabsich-
ten widersetzen: 
da wäre zum 
einen die ver-
hasste demo-
kratisch-gesell-
s c h a f t l i c h e 
Kontrolle, der 
die Fratze der 
“ s t a a t l i c h e n 

Bürokratie” umgehängt wird, 
zum anderen die Feiglinge in 
den Schulen, die nicht den 
“Mut” zu den “neuen Freihei-
ten” aufbringen, sich in die 
noch stärkeren Abhängigkeiten 
eines von Konzernen domi-
nierten Haifischbeckens zu 
begeben. 

Auf jeden Fall fühlt man 
sich an Martin Bennhold erin-
nert, der schon 1999 schrieb: 
“Das ist der Grund dafür, dass 
sowohl soziale als auch demo-
kratische Kontroll- und Wider-
standspotentiale zunehmend 
sanktioniert, eingeschränkt, 
abgebaut und ersetzt werden 
sollen einerseits durch Mecha-
nismen mit reinen Legitima-
tionsfunktionen und anderer-
seits durch verschiedene Arten 
ökonomisch-politischer Dik-
tate: Regierungsprogramme 
bestimmend, Regierungen ver-
ändernd, Minister zum Rück-
tritt zwingend, Gesetze präju-
dizierend oder in aller Öffent-
lichkeit mißachtend etc.; und 
dass des weiteren solche Dik-
tate immer ungeschminkter 
und selbstverständlicher auf-
treten. Die Diktate folgen dann 
dementsprechend (oft ver-
schleierten) Interessen an noch 
weiterer Bereicherung und an 
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optimalen Bedingun-
gen für jeweils nächste 
Konzentrationsbewe-
gungen des Kapitals, 
die nächste gesell-
schaftliche Machter-
weiterung anpeilend. 
All dies ist heute so 
fortgeschritten, dass 
der alte Streit über 
die Priorität von Öko-
nomie oder Politik 
längst obsolet ist: diese 
Ökonomie ist die Poli-
tik des Kapitals.”9

“Wir sind 
niemandem 

verpfl ichtet – außer 
dem Gemeinwohl.” 

(Spruch auf einer 
www-Seite der Bertels-

mannstiftung)10

Die Bemühungen 
der Bertelsmänner tref-
fen leider nicht in 
ausreichendem Maße 
auf den erforderlichen 
Widerstand derjeni-
gen, deren vornehm-
ste Aufgabe eigentlich 
darin besteht, die 
Einflussnahme priva-
ter Einrichtungen, die 
nichts und niemand 
außer den Kapitalseig-
nern verantwortlich 
sind, auf die Bereiche 
demokratisch legiti-
mierter Kontrolle zu 
unterbinden. Es sind 
sicher alles andere 
als Petitessen, wenn 
sich Bertelsmann über 
einen Kooperations-
vertrag mit dem Schul-
ministerium zusichern 
hat lassen, dass der 

.:: M. Cone: Das Schulwesen in der Umklammerung des großen Geldes ::.

Die wirtschaftliche Lage des
Bertelsmann-Konzerns

Um sich eine Vorstellung über die Größenordnung machen 
zu können, sei erwähnt, dass einer Meldung der Westdeutschen 
Allgemeinen Zeitung (WAZ) vom 2.10.2001 zufolge die Stif-
tung im Rahmen ihres gesellschaftspolitischen Engagements 
von Firmenn und Instititionen “in diesem Jahr mit der 
Rekordsumme von 142 Mio DM” Projekte aus Bildung, Medien, 
Verwaltung u. a. zu “fördern” beabsichtigt.  Bedenkt man 
dabei, dass nach eigenen Angaben seit dem Gründungsjahr 
1977 insgesamt ca. eine Summe von etwas mehr als 500 Mio 
insgesamt für das gesellschaftspolitische Fördern geleistet 
wurde, nehmen sich 142 Mio allein für das Jahr 2001 als 
hübsche Summe aus. Auch die monetäre Zukunft für ein 
derartiges Wirken sieht äußerst rosig aus, denn trotz derzeit 
alles andere als positiven gesamtwirtschaftlichen Bedingungen 
konnte die Bertelsmann AG (die zu rund 80 % der Stiftung 
– und damit der Familie Reinhard Mohn –  gehört) in ihrem 
kürzlich veröffentlichten Jahresabschluss deutliche Erfolge 
verbuchen:

Das Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Firmenwertabschrei-
bungen sprang dank der Verkaufserlöse um 79 Prozent auf 
3,16 Milliarden Euro. Der Jahresüberschuss stieg trotz hoher 
Investitionen von knapp 3,27 (Vorjahr: 2,05) Milliarden Euro 
und eines überproportionalen Steueraufwandes um 44 Prozent 
auf 968 Millionen Euro. Der Umsatz kletterte um 21 Prozent 
auf 20 Milliarden Euro. 

Größter Umsatzbringer ist heute die RTL Group mit ihren 23 
Fernseh- und 17 Radiostationen in zehn Ländern (Umsatz 4,1 
Milliarden Euro, Umsatzrendite 13 Prozent). Die Buchgruppe 
Random House mit mehr als 150 Verlagen weltweit steigerte 
den Umsatz um 9,3 Prozent auf 2,1 Milliarden Euro und 
erreichte eine Umsatzrendite von knapp neun Prozent. Gruner 
+ Jahr, Europas größtes Zeitungs- und Zeitschriftenhaus, 
steigerte den Umsatz um 3,34 Prozent auf 3 Milliarden Euro 
und erreichte ebenfalls knapp neun Prozent Umsatzrendite. 
Das Bertelsmann-Geschäft verteilt sich geografisch zu je 
einem Drittel auf Deutschland, Europa und die USA. (Quelle: 
www.bertelsmann.de)

Damit liegt die Bertelsmann AG auf Platz 4 der weltgrößten 
Medienkonzerne hinter AOL Time Warner, Walt Disney und 
Viacom, vor Vivendi Universal und News Corp.

Daten nach: http://www.heise.de, heise online-news vom 
27.09.2001 und WAZ v. 02.10.2001
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Projektleiter des Modellvorha-
bens ”Selbstständige Schule 
NRW” ein Bertelsmann (W. 
Lohre) ist, das Düsseldorfer 
Schulministerium im ”Projekt-
vorstand” personell noch nicht 
einmal über eine Mehrheit 
verfügt und die Ministeriums-
vertreterInnen zu Treffen der 
Projektleitung zum Sitz des 
Büros der Projektleitung nach 
Gütersloh reisen dürfen. 

Was M. Bennhold im Hin-
blick auf das CHE festgestellt 
hatte, gilt in wesentlichen 
Punkten auch für das Modell-
vorhaben: es handelt sich ”zum 
einen um den organisatori-
schen Hebel einer ökonomisch 
gewaltigen und medial erfah-
renen Einflussgruppe, nein 
Machtzentrale, zum anderen 
um eine Einrichtung, die den 
privaten Bereich, den Bereich 
der freien Verfügung über 
Kapital, in dem sie agiert, 
mit öffentlichen Funktionen 
zu ergänzen und aufzuladen 
sucht. Dabei geht es vor 
allem um die Zurückdrängung 
öffentlicher oder gar demo-
kratischer Kontrollen, was 

am konsequentesten durch 
eine Übertragung öffentlicher 
Funktionen auf privates Kapi-
tal zu gewährleisten ist.” Unsere 
Volksvertreter und Amtsinha-
ber der Regierung seien daran 
erinnert: ”Das Besondere und 
Auffällige sind die öffentliche 
Akzeptanz und staatliche För-
derung der Aktivitäten eines 
privaten Unternehmens, ja 
dessen Mitinitiierung durch 
staatliche Hoheitsträger und 
engste institutionelle Verfl ech-
tung  mit staatlichen Instanzen 
– trotz (oder gerade wegen) 
offensichtlicher Abhängigkeit 
von dem mächtigen Bertels-
mann-Konzern und seinen 
privaten Interessen. Es liegt auf 
der Hand, dass damit Zustän-
digkeitsbereiche, die öffentli-
cher Kontrolle zu unterliegen 
haben, von einer privaten Ein-
richtung Schritt für Schritt 
besezt werden.”11

Sich niemandem verpfl ich-
tet zu fühlen, außer dem 
Gemeinwohl, erscheint viel-
leicht auf den ersten Blick 
schon geradezu nobel zu sein; 
ein Begriff wie ‘Gemeinwohl’ 

ist immer noch mit positiven 
Inhalten konnotiert. Mit dem 
gesunden Menschenverstand 
verarbeitete Erfahrungen legen 
jedoch den Gedanken nahe, 
dass es in diesem Falle 
Intention ist, die wirtschaftli-
che Gewinnrealisierung und 
Expansion von Konzernen als 
Sache des Gemeinwohl zu ver-
edeln. So würde ein Schuh 
daraus. Das Ende einer der-
artigen Entwicklung könnte 
bei fortgeschrittener Aus-
höhlung zunehmend reduzier-
ter Entscheidungs- und Kon-
trollkompetenzen öffentlicher 
Organe durchaus sein, dass 
die Funktion des Staates im 
Kern nur noch darin besteht, 
Kritik an diesen Zuständen 
und Widerstand dagegen zu 
unterbinden.

Stellt sich eigentlich nur 
noch die Frage: Was verspricht 
sich ein Medienkonzern wie 
Bertelsmann von einer derar-
tigen Einflussnahme? Worin 
liegen die ökonomischen Vor-
teile? Da ist zum einen sicher 
der mit dem Bildungswesen 
verbundene riesige Markt für 
digitale Medien, die über das 
Internet unter Bezeichnungen 
wie ‘E-Learning’ und ‘Online-
Bildungsangebote’ Lernin-
halte und Informationsbe-
standteile (‘Wissen’ halt) direkt 
zum Endabnehmer (‘Kunden’) 
transportieren. Was Bertels-
mann mit dem Kauf von Nap-
ster auf dem Musikmarkt 
vorexerziert hat, gilt unter 
Umständen noch in viel höhe-
rem Maße für den Markt, 
auf dem künftig mit Informa-
tion, Wissen und Bildungs-
‘Content’ Handel getrieben 
wird. Unter dem Vorwand, 
die Interessen der Musiker 
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schützen zu wollen, wurde teils 
mit juristischen Klagen bis 
schließlich zum Aufkauf der 
Musik-Tauschbörse alles daran 
gesetzt, über die Kontrolle der 
Vertriebswege Musik weiter als 
eine profi table Ware zu erhal-
ten, die vor allem denjenigen 
Nutzen bringen soll, die die 
Rechte am Verkauf der Werke 
anderer inne haben. 

Getreu nach dem Motto 
“Wissen ist immer dann etwas 
wert, wenn es exklusiv ist”12, 
was ja wohl nichts anderes 
bedeutet, als dass es nur für 
den zu haben ist, der auch für 
den “Wert” zu zahlen bereit 
bzw. fähig ist, wird es für die 
Kontrahenten auf dem Bil-
dungsmarkt von entscheiden-
der Bedeutung sein, sich 
über Eigentumsrechte an 
Inhalten der digitalen Medien, 
über Kopierschutzmaßnah-
men (bzw. Verbote diese zu 
umgehen), Micropayment-
systeme (die die 
Abrechnung des 
pay for use 
e r m ö g l i ch e n ) 
und über die 
Positionierung in 
den Märkten ver-
heißungsvol le 
Einnahmemög-
lichkeiten zu 
erschließen. An 
diesem Punkt ist 
es vielleicht von 
besonderem Vor-
teil für Vermark-
ter von Wissen, 
sich als renommierter Koope-
rationspartner des Staates 
einen privilegierten Zugang 
zum Abnehmerkreis auf Seiten 
der Schulen, Hochschulen, 
Weiterbildungseinrichtungen 
und demnächst wohl auch 

der Kin-
d e r g ä r t e n 
errungen zu 
haben. 

N o c h 
mehr dürfte 
dies im 
i n t e r n a -
t i o n a l e n 
R a h m e n 
eine Rolle 
spielen, da 
sowohl die 
mit GATS 
intendierten weltweiten Ver-
marktungsambitionen von Bil-
dungsinhalten sowie die digi-
talen Transportmöglichkeiten 
per Internet ohnehin jegliche 
Möglichkeiten der nationalen 
Abschottung aufheben werden. 
Als Vorbereitung auf die 
unweigerlich sich zunächst in 
den reichen Industriestaaten 
ereignende Konkurrenz zwi-
schen den Akteuren auf dem 
Bildungsmarkt der Zukunft 

wird es von 
großer Bedeu-
tung sein, aus 
der Position 
einer nationa-
len Hausmacht 
auf dem Markt 
heraus so lange 
wie möglich 
Heimspielvor-
teile ausnutzen 
zu können und 
die Expansion 
vom ‘Standort’ 
aus voran zu 
treiben. Ange-

sichts der momentan noch 
vorherrschenden US-ameri-
kanischen Dominanz werden 
die europäischen Giganten 
unter den ‘companies’ noch auf 
staatliche Koexistenzmodelle 
auf dem bildungsökonomi-

schen Sektor angewiesen sein, 
will man der Monopolmacht 
der US-Konzerne etwas Sub-
stanzielles entgegen setzen 
können. Ingrid Lohmann 
zufolge besteht die Strategie 
der europäischen Unterneh-
men eher darin: “sie beharrt 
nicht auf ´möglichst wenig 
Staat´, sondern verfolgt Hege-
moniestrategien, innerhalb 
derer nationale Regierungen 
und staatlich-öffentliche Kör-
perschaften nützliche Funktio-
nen einnehmen können.”13 

Abschließende Bemerkung: 
Dass einige in Bertelsmanns 
Bemühungen um Einfluss-
nahme auf den Bildungsbe-
reich nicht primär die von den 
ökonomischen Zielen eines 
Konzerns geprägten Anstren-
gungen erkennen, hängt sicher-
lich nicht nur damit zusam-
men, dass ein Medienunter-
nehmen nun mal was davon 
versteht, wie man Intentionen 
verschleiert. Es liegt auch zum 
guten Teil daran, dass im 
öffentlichen Schulwesen eini-
ges kritisch zu sehen und man-
ches verbesserungsbedürftig 
ist. In erster Linie bedeutet dies 
aber eine bessere staatliche 
Ausstattung der Einrichtung 
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1 Die Zeit, Ausgabe 16. 9. 1999
2 http://www.bertelsmann-stiftung.de/documents/memoran.pdf
3 http://www.inis.stiftung.bertelsmann.de/set.htm
4 http://www.bertelsmann-stiftung.de/project.cfm?lan=de&nid=461&aid=1355; 
   auch http:// www.schule-und-co.de
5 H. G. Rolff, Ein Traum von einer Lehranstalt, in: Die Zeit 6/2002, http://www.zeit.de/2002/06/
Hochschule/print_200206_b-andereschule.html;
(Ein Beispiel: “Dafür haben die Schulchefs erheblich mehr Verantwortung und mehr Rechte 
als heute: Sie sind für das Gesamtbudget ihrer Schule verantwortlich, nehmen Einfluss auf 
Neueinstellungen, entscheiden über Beförderungen und Prämien für besondere Leistungen ihrer 
Lehrer. Außerdem können sie ungeeignete Pädagogen entlassen. (...) Der in der Kritik stehende 
Lehrer erhält zum Beispiel Aufl agen zur Fortbildung und zum Coaching. Wenn nach knapp einem 
Jahr keine Verbesserung seiner Leistungen zu erkennen ist, steht die Entlassung an.”)
6 siehe hierzu: http://www.selbststaendige-schule.nrw.de (eine Webseite des MSWF und der 
Bertelsmann-Stiftung)
7 http://www.selbststaendige-schule.nrw.de/broschuere_selbststaendige_schule.pdf
8 http://www.bertelsmann-stiftung.de/documents/Rede_GT_25.pdf
9 http://www.erzwiss.uni-hamburg.de/Personal/Lohmann/Materialien/bennhold.htm; siehe dazu 
auch die Neufassung des Dokumentes als: Martin Bennhold: Die Bertelsmann Stiftung, das CHE 
und die Hochschulre-form: Politik der ‚Reformen‘ als Politik der Unterwerfung, in: I. Lohmann, 
R. Rilling (Hrsg.), Die verkaufte Bildung, Opladen 2002, S. 281
10 http://www.bertelsmann-stiftung.de/news/item.cfm?lan=DE&aId=5767&nId=15
11 beide Zitate: Bennhold, in: Lohmann/Rilling, a.a.O., S. 288
12 vgl. hierzu: http://www.heise.de/newsticker/data/jk-19.04.02-005/
13 Ingrid Lohmann: Bildungspläne  der Marktideologen. Ein Zwischenbericht; http://
www.ingridlohmann.de

Schule - angefangen bei den 
sächlichen Dingen bis hin zu 
ausreichendem Personal, denn 
für gute pädagogische Arbeit 
sind sowohl die Größe der 
Lerngruppen wie auch die 
Arbeitsbelastung der Leh-
rerschaft wichtige Faktoren 
(tendenzielle Überalterung 
der Kollegien wie effektive 
Zunahme der Arbeitsbelastung 
in den letzten 10 Jahren hin-
terlassen nun mal ihre Spuren). 
Dies kann natürlich nicht 
mit der Ideologie der “leeren 
öffentlichen Kassen” harmo-
nieren. Ohne eine entspre-
chende Umverteilung des 
gesellschaftlich vorhandenen 
Reichtums aus der Hand der-
jenigen, die sich in den ver-

gangenen Jahren nicht zuletzt 
durch skandalöse Steuerer-
leichterungen zunehmend aus 
der Zahlungsverantwortung 
für Bildungsleistungen her-
ausgeschlichen haben, wird es 
nicht gehen. Auch der Verzicht 
auf ein Schulsystem, dass die 
soziale Ungleichheit durch 
frühzeitige Selektion fördert, 
steht auf der Tagesordnung. 
Die von den Konzernen wie 
Bertelsmann oder von WTO/
GATS, IWF und OECD ver-
langten Änderungen können 
nicht akzeptiert werden, da 
sie nicht nur die Erhaltung 
der vorhandenen Ungleich-
heit beinhalten, sondern diese 
noch verschärfen werden. Dies 
bedeutet aber andererseits, 

dass sich alle die, die es als 
Aufgabe betrachten, darüber 
nachzudenken, was pädago-
gische Autonomie und Eigen-
verantwortung jenseits von 
bürokratischer Schule und 
auch echte Qualität von Schule 
ausmacht, an die notwendige 
Arbeit machen. Die Unterwer-
fung aller Lebensbereiche unter 
die Wolfsgesetze von Markt und 
Konkurrenz kann jedenfalls 
nicht die Zukunft sein.

M. Cone
Lehrer

  Anmerkungen
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